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LERNINIIAI.JTE UND LERNZIELE

Die 1918 durch die Novemberrevolution und den Zusammenbruch des Kaiserrei-
ches entstandene Weimarer Republik war die erste deutsche Demokratie. Ihre
vierzehnjährige Geschichte soll in diesem Studienheft dargestellt werden.

In der Revolution war ein Bruch mit der Vergangenheit angestrebt worden.
Eine freiheitliche Verfassung sollte den Bestand der Demokratie sichern helfen.
Antidemokratische Strömungen überschatteten vom Anfang bis zum Ende der
Republik die Bemühungen vieler Politiker um den Aufbau eines demokratischen
Staates. Die Weimarer Republik war kein demokratisch gefestigtes Gemeinwe-
sen. Sie litt in ihrer Geschichte stark unter gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen. Außerdem belasteten die Folgen des Friedensvertrages von Versailles
die Wirtschafts- und Innenpolitik. Mit außenpolitischen Aktivitäten wurde von
deutscher Seite versucht, den Versailler Vertrag zu revidieren und vor allem die
Wiedergutmachungsleistung an die Alliierten auf ein wirtschaftlich erträgliches
Maß zu bringen.

Drei Aspekte - die Innen-, die Wirtschafts- und die Außenpolitik - stehen im
Mittelpunkt der Darstellung. Zwei Phasen aus der Geschichte der ersten deut-
schen Republik werden dabei besonders berücksichtigt: die Zeit der Gründung
mit ihren nachfolgenden Krisen bis Ende 1923 und die Phase des Zerfalls der
Republik. Wenn Sie das Studienheft durcharbeiten, sollten Sie sich immer fra-
gen, inwieweit die geschilderten Probleme zum letztendlichen Scheitern der
Weimarer Republik beitrugen. Vor allem stellt sich die Frage: Wie war es mög-
lich, dass sich von den republikfeindlichen Gruppen gerade die Nationalsozialis-
ten durchsetzen konnten?

In den vierzehn Jahren der Geschichte der Weimarer Republik hat es nicht
nur Phasen der Krisen gegeben, sondern von 1924 bis 1928 auch eine Zeit
wirtschaftlicher Stabilität und politischer Ruhe. Über diese "goldenen zwanziger
Jahre" werden Sie in diesem Studienheft ebenfalls etwas erfahren.

Wichtige Veränderungen spielten sich nach dem Ersten Weltkrieg im Bereich
der Weltpolitik ab. 1917 wurde mit der Oktoberrevolution in Russland von
LENIN der erste kommunistische Staat der Welt geschaffen. Wie die Sov{et-
union durch die Folgen der Revolution geschwächt und mit welchen Mitteln
STAI-IN später den wirtschaftlichen Bestand dieses neuen Staates sicherte, wird
in diesem Studienheft dargestellt werden. Die Politik der Vereinigten Staaten
von Arnerika, die sich militärisch und wirtschaftlich zu einer Weltmacht ent-
wickelt hatten, soll Ihnen im Zusammenhang mit den Ursachen und dem Ver-
lauf der Weltwirtschaftskrise vermittelt werden.



Wenn Sie dieses Studienheft durchgearbeitet haben, können Sie einen Uberblick über
die Entstehung und Entwicklung der Weimarer Republik geben. Sie sollten in der
Lage sein, innen- und wirtschaftspolitische Krisen zwischen lg18 und 1932 mit der
Auflösung der Weimarer Republik in Zusammenhang zu bringen. Auch Gründe für
das Anwachsen des Nationalsozialismus und der Verlauf der Machtübernahme durch
HITLER 1932/33 sollten Ihnen nach der Bearbeitung des Studienheftes bekannt sein.

In einem Studienheft im Fach Geschichte wird Ihnen meist ein Überblick zu
zentralen Ereignissen der "großen PolitilC' gegeben. Die Darstellung ist notwen-
digerweise auf allgemeine politische und wirtschaftliche Strukturen konzentriert,
deren Kenntnis wichtig ist, um historische Ereignisse beurteilen zu können. In
vielen Städten und Regionen gibt es Institutionen, z. B. sogenannt€ Geschichts-
werkstetten, Museen oder Historische Vereine, die sich mit der Vergangenheit
ihrer Region beschäftigen. Arbeits- und Lebensbedingungen, aber auch politische
Aktivitäten der "Kleinen Leute" werden von diesen Einrichtungen erforscht und
so Spuren der Vergangenheit vor dem Vergessen bewahrt. Wenn Sie wissen
wollen, wie die Novembenevolution 1918 oder die Machtübergabe an die Natio-
nalsozialisten 1933 in Ihrem Heimatort verlief, werden Sie in den g€nannten
Einrichtungen sicherlich Material zu diesen Themen bekommen. Nutzen Sie
diese Möglichkeit, sich so über die Lokalgeschichte zu informieren. Vieles von
dem, was Sie in diesem Studienheft lernen, ist die Grundlage für das Verständ-
nis eines Abschnittes der Vergangenheit auch Ihres Wohnortes. Machen Sie sich
also ruhig einmal auf die "Spurensuche" in Ihrer Umgebung. Wahrscheinlich
wird es viel Unbekanntes für Sie zu entdecken geben.



1 DIE GRUNDTJNG DER WEIMARER REPUBLIK

l.l Die Novenberrevolution 1918

Die Geschichte der Weimarer Republik ist eng mit den politischen und wirt-
schaftlichen Folgen der im vorangegangenen Studienheft (GesM 6b) beschriebe-
nen Niederlage des Kaisereiches im Ersten Weltkrieg verknüpft. Wie Sie wis-
sen, hatte die Oberste Heeresleitung, die immer einen siegreichen Abschluss
des Krieges angestrebt hatte, völlig überraschend von der neuen parlamentari-
schen Reichsregierung unter Prinz Max von BADEN die schnelle Beendigung
des Krieges gefordert. Am 3. Oktober 1918 telegrafierte Generalfeldmarschall
HINDENBURG an den Kanzler:

"Die Oberste Heeresleitung bleibt auf ihrer ... Forderung der sofortigen Her'
ausgabe des Friedensangebotes a.n unsere Feinde bestehen- Infolge ... der
Unmöglichkeit, die ... sehr erheblichen Verluste zu ergänzen, besteht ... keine
Aussicht mehr, den Feinden den Frieden aufzuzwingen. Der Gegner seiner'
seits ftihtt sttindig neue Reseruen in die Schlacht. Unter d'iesen Umstönden
ist es geboten, den Kampf abzubrechen, um dem deutschen Volhe und' seinen
Verbündeten nutzlose Opfer zu sparen. Jeder uersäunte Tag hostet Tausend'en
uon tapferen Soldaten d,en Tod.

gez. uon Hindenburg, Generalfeldmarschall".

Am 4. November fl liihrte ein am Tag zuvor begonnener Streik uon Matro-
sen der Kriegsma e in Kiel zu einem revolutionären Aufstand. Überall im
Reich und an den Fronten übernahmen in den folgenden Tagen Arbeiter- und
Soldatenräte die staatliche Macht. Sie forderten das Ende des Krieges und den
Aufbau einer Republik. e- üf musste -
D abdanken und mit seiner Familie nach Holland ins Exil gehen. Der
SozGidemokrat -rief am selben Tag vom lalkon des
Reichstages in B-ää-äi-Fpublik aus. Der Vorsitzende der SPD l-l

trbernahm die Geschäfte des zurückgetretenen Reichskanzlers Max von
BADEN. Die neue Regierung führte den Namen ?af der Volhsbeauftraglen"
und setzte sich aus Vertretern der SPD und USPD (Unabhängige Sozialdemo'
kratische Partei, eine Abspaltung der sozialdemokratischen Partei) zusammen
und wurde am folgenden Tag auf einer Generalversammlung der Berliner Ar-
beiter- und Soldatenräte im Amt bestätigt.

In einem Aufruf "Az das deutsche VolÄ" beschrieb der Rat der Volksbeauftrag-
ten sein Regierungsprogramm:

"Die aus der Reuolution hensorgegangene Regierung, deren politische I'eitung
rein sozialistisch ist, setzt sich die Aufgabe, das sozialistische Programrn zu
uerwirklichen. Sie uerhündet schon jetzt mit Gesetzeskraft folgendes:

7. Der Belagerungszustand ist aufgehoben.

2. Das Vereins- und Versamtnlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung...

3. Eine Zensur findet nicht sta.tt ...

4. MeinungstiuBerung in Wort und. Schrift ist frei.
5. Die Freiheit d.er Religionsausübung wird gewäkrleistet ...

6. Für alle politischen Straftaten wird Amnestie gewdhrt ... .

8. Die Gesindeordnungenl) werd,en auBer Kraft gesetzt, ebenso die
Ausnahmegesetze gegen Landarbeiten

Oberste
Heeresleitung

Matrosen-
streik in Kiel

Rat der
Volksbeauf-
tragten

Arbeiter- und
Soldatenräte



Diz bei Beginn dzs Krizges aufgehobenen Arbeiterschutzbestimmutqen werdzn
hiermit wiedcr in l{raft gesetzt ... Spätestens am 7. Januar wird dcr acht-
stündige Ma.ximalarbeitstag in Kraft treten. ... Diz R4izrung wird diz geord-
tutc Muhtion aufrcchterhalten, das Eigentum gegen Eingriffe Privater
sowic d,ic Frcihzit und, d.ic Siclerlrcit dzr Personzn schiatzen-

Nb Wohkn zu öffentlichen K)rperschaften sind fortan nnch dzm gleichcn,
geleimen, d,irzhten, allgemeirun Waürecht auf Grund dzs Prcpotiiorwlwahl-
rystem*) ftr alle mindzstens 20 Jahrc alten männJiclrcn und weiblbfun
Persorun zu uollzizlnn.

Arrch für d,in honstituizrendc Versotnmlung, über d.iz ruihzre Bestimtnungen
rnch erfolgen werden, gilt dipses Wahhecht.

Berlin, 72. November 7918
EberL Haase. Schcidemann. Landsberg. Dittmann. Barth"
(zit. nach: Grundbuch 2. S. 1370

Worterklärung:
r) Gesindeordnung:

D Proportionalwablsysten:

Verordnung, die die Rechtc von Landarbeitern
stark einschränkt.

Verhältniswahl; die Zahl der Abgeordneten
entspricht ds1 $li"nrngnzshl für die Parteiliste,
die bei der Wahl abgegeben wurde.

Überprüfen Sie nun bitte Ihre lGnntnisse. Benutzen Sie bei der Lösung der folgenden
Aufgaben bitte gtets einen Bleistift, damit Sie mögliche Fehler nach dem Vergleich mit
den läsungen im Anhang berichtigen können. Es ist in Ihrem Intereaee, die Aufgaben
selbständig zu lösen, ehe Sie in Anhang nachschlagen!

Bitte bearbeiten Sie die Aufgaben sdrriftIich, wenn nicht anders angegeben, auf
gesondertem Bogen oder in Ihrem Übungsheft.

Aufgabe zur Selbetüberprüfirng:

Srelche alten Forderungen der Sozialdemokraten wurden mit dem Pmgramm dee Rates
der Volkgbeauftragten verwirktlicht?

Spartakw-
bund try"äilJ!"*äi.H#i"iffi lilf äi;:f"*''

der Rätebewegung, eine echnelle Veränderung der sozialen und wirtschaftlidren
Verhältnisse in DeutscNand. Ihr Vorbild war die Oktoberrevolution von 191? in
Russland. LIEBKNECHT hatte am 9. November kurz nach Scheidemann vor
dem Berliner Schloss die 'Freiz sozialistischc Republih Deutschland." proHa-
niert. Das BüLrgertlrn und die Oherete Heeresleitung (OHL) befürchteten des-
halb eine Radikalisierung der Revolution. Arn Abend des 10. Novemb€r
untcrbreitete die OHL EBERT das Angebot, die neue Regierung zu unteßtüt-
zen, wenn sie bereit eei, den Radikalismus zu bekampfen. EBERT ging auf
dieses geheime Bündnis, den Ebert-Groener Pakt, ein.

6



Eine "Zentralarbeitsgemeinschaft" ("Stinnes-Legien-Abkommen") zwischen Arbeit-
geberverbänden und Gewerkschaften wurde am 15. November verabredet. Wirt-
schaftliche und soziale Probleme der Republik sollten gemeinsam beraten und
gelöst werden. Die Gewerkschaften wurden nun als Vertreter der Arbeiter aner-
kannt und ihnen wurde das Recht, Tarifverträge abzuschließen, eingeräumt.
Ein Betriebsrätegesetz kam 1920 im Reichstag zustande und zwei Jahre später
konnten erstmals Arbeitnehmervertreter in die Aufsichtsräte großer Unterneh-
men entsandt werden. Mit dem 1918 eingeführten achtstündigen Masimalar-
beitstag tl'rnd dem Tarifaertragsreclrl wurden in der Novembemevolution wichtige
Forderungen der Gewerkschaften durchgesetzt.

Die Gründe, warum die Unternehmer eine "Arbeitsgemeinschaft" mit den zuvor
bekämpften Gewerkschaften bildeten, legte der Geschäftsführer des Vereins
Deutscher Eisen- und Stahl-Industrieller, Jacob REICHERT, später in einer
Rede dar:

"In d.er elektrotechnischen Industrie hatte mo.n im Mai 1918 den Eindruck,
daB, auch wenn d.er Krieg nicht gewonnen werde und als Remispartie zu
Ende ginge, es nicht mehr möglich sein werd,e, d,ie deutsche Wrtschaftspoli-
tik auf d.ie Macht der wirtschaftspolitischen Verbtind,e des Unternehmens
allein zu bauen, sondern daB man die Mitwirkung dcr organisierten Arbeiter
und. Angestellten unbedingt nötig haben werd.e-.- Die Sachlage ist uns allen
in erschreckend.er Weise in jenen ersten Tagen des Oktober klar geworden...
Damals war bereits das Heer der uerbündeten Türkei in Syrien geschlagen.
Bulgarien war zusannmengebrochen. Wir sahen ferne4 daB auch Osterreich-
Ungarn auseinanderfallen werde. So wurde es jed,ermann deutlich, d.aB wir
nunmehr uor einem T'rümmerfelde unserer ganzen Politik standen und daB
es notuendig war, in dem Tlümmerfelde den Eckstein, das Fundannent zu
suchen, auf dent wir unsere neue Vlirtschaft einigermaBen fest aulbauen
hönncn als die Grundlage, auf der auch das Unternehmertum als solches
weiterbestehen kann. Tatsöchlich uar die Lage schon in d,en ersten Oktober'
tagen klan Es kam d.arauf an: We hann man die Industrie retten? V,lie kann
rnan auch das Unternehrnertum uor der drohenden, über o.Ile Wrtschafts-
zweige hinwegfegenden Sozialisierung, d,er Verstaatlichung und' der nahenden
Revolution bewahren? Am 9. Oktober 1918 saß im Stahlhof zu Düsseld.orf
eine Arlzahl uon Eisenind,ustriellen, die sich über diese Dinge unterhielten. ...
(Im Laufe der Unterredung) zog man den SchluB: inmitten der allgemeinen
groBen Unsicherheit, angesichts der wankenden Marht dcs Staates und' der
Regierung gibt es fur die Ind.ustrie nur auf Seiten d,er Arbeiterschaft starke
Bundesgenossen, das sind d,ie Gewerkschaften ... Wenn in dieser groBen Mas-
se der organisierten Arbeitnehrner der Gedanke zur Zusarnmengehöigheit,
der Solidarität mit den Unternehmern ftir die groBen wirtschaftspolitischen
Fragen erweckt werden hann, d,ann - so schien es - ist ein Weg uorhanden,
auf dem mnn künftig zwn Besten d.er deutschen Ind.ustrie weitergehen kann,
dann ist eine Aussicht auf Rettung- Es ist klan daB, wenn die Industriellen
die Arbeitnehmer und ihre Organisationen für eine gemeinsarne Ind'ustriepoli-
tik gewinnen wollen, dies nur dann erreichbar ist, wenn wir für diese Mit-
hilfe, die wir uon d,en Arbeitnehmern erwarten, einen Gegendienst leisten,
und diese Gegengabe muBte bestehen und. wird weiter bestehen müssen in
einem Entgegenkommen in sozialen Fragen, uor allem in den Arbeitsbed'in-
gungen. Das ist das groBe Opfea das d.ie Unternehmerschaft gebrarht hat
und das sie bringen muBte."

(Jacob REICHERT, Entstehung, Bedeutung und Ziel der "Arbeits-

gemeinschaft", Berlin 1919, S.5 ff.)

Zentralarbeits-
gemeinschaft



II. Aufgaben zur Selbstüberpräfung:

1. Was befürchteten die Unternehmer schon vor der Revolution?

2. Beschreiben Sie den Zweck der "Zentralarbeitsgemeinschaft" 
aus der sicht der

Unternehmer.

Rätekongress

1.2 Rätedenokratie oder parlamentarische Denokratie?

Im Verlauf der Novemberrevolution hatten sich gegensätzliche Vorstellungen
über die politische und wirtschaftliche Zukunft Deutschlands herausgebiläet:
Friedrich EBERT und die sPD worlten die Revolution mit dem Erlais von ver-
ordnungen in gesetzmäßige Bahnen lenken. Die kaiserlichen Offiziere, Richter
und Beamte blieben in ihren Ämtern. Freie wahlen zu einer Nationalversamm-
lung sollten ein parlamentarisches System begründen. .Ruhe und. Ord,nung"
waren die Schlagworte der damaligen Sozialdemokratie. Es kann allerdingi kein
Zweifel darüber bestehen, dass die neue Regierung von einer reibungslosen
Verwaltung- abhängig war, da die Sozialdemokraten keinerlei Vorbere-itungen auf
die Ubernahme der Macht getroffen hatten. Die Aufrechterhaltung der vän
einer vorgeblich loyalen Beamtenschaft getragenen neutralen staailichen Ord_
nung führte aber dazu, Privilegien der traditionellen Führungsschichten zu
sichern, anstatt eine entschieden pro-republikanische Haltung in der Verwaltung
zu fordern.

Die eigentliche politische Macht lag im November und Dezember 191g bei den
Arbeiter- und Soldatenrät en. 'AIle Macht den Rtiten!" forderten Spartakisten
und der linke Flügel der unabhängigen sozialdemokraten. Ihre Värtreter forder-
ten die, schnelle Errichtung einer sozialistischen Republik, mit einem Rätesy_
stem, das die Produktion in den Betrieben auf Grundlage der Mit- und Selbst-
bestimmung der Arbeiter regeln sollte. Die Verfechter einer Rätedemokratie sa-
hen deshalb vor, die Produktionsmittel zu sozialisieren, d. h. in Gemeineieen-
tum zu überführen.

Die Alternativen der politischen Zukunft Deutschlands wurden auf dem '?eicäs-
hongreB der Arbeiter- und Solda.tenrdte" vom 16. - 2l.L2.lgL8 in Berlin disku-
tiert und entschieden.

Max COHEN (SPD) rechtfertigte den Vorschlag, bald eine Nationalversammlung
zu wählen:

'Es gibt nur ein einziges Organ, das <den> Volkswillen feststellen hann. d,as
ist die allgemeine deutsche Nationaluersammlung ... Es wird nicht mehr
Sozialismus durchführbar sein, a.Is die Mehrheit des Volkes will ... Die deut-
sche Bourgeoisie ...wird mit allen Mitteln Wd.erstand. Ieisten, wenn sie ooli-
tisch entrechtet uird, und sie wird ihre Kräfte, die für die produktion unent-
behrlich sind' nur dann zur Verfügung stellen, wenn der Mehrheitswille d,es
Volkes hinter uns steht ... Wr Sozialdemokraten müssen uns ... auf das ent-
schiedenste ... wehren, dap unsere reine, hlare, gute sozialistische Gedanhen-
welt durch bolscheuistische Verschrobenheiten sabotiert wird,."
(Zit. nach: Fragen an die Geschichte IV, S. 20)

Ernst DAUMIG (USPD) antwortete COHEN und rechtfertigte die Forderung,
das Rätesystem beizubehalten:

e



"Genossen und Kamerad.en, Sie hahen uorhin, als Genosse Cohen so uarm

für die Nationaluersammlung plild'ierte ... zum TeiI lebhaft applaudiert; Sie

haben zwar zweifellos damit ihr eigenes Todesurteil gesprochen. Denn die
Konzessionen. die uom Genossen Cohen und anderen Leuten gemorht werden,
daB ja, wenn die Nationaluersammlung homme, das Rhtusystem rnch weiter'
bestehen könne, sind ja d'och nur Schall und Rauch ... Im Wrtschaftsleben
werd.en mit Hilfe d,er Nationalversammlung und des Bürgertums d'ie Gewerk'
schaften alten Stils nntürlich die Arbeitenäte aus den Betrieben ganz schnell
hemusgedrängt haben ... die Nationaluersammlung, d'ie jetzt zusammen-
hommt, hat wed.er den WIen, nuh die Energie, den Sozialismus ltlirklich-

heit werden zu lassen."

(zit. nach: Grundbuch 2. S. 153)

III. Aufgaben zur Selbstüberprüfung

1. Welche Möglichkeiten gab es 1918 für die politische Zukunft Deutschlands?

2. Warum forderte Max COHEN von der SPD die Nationalversammlung?

3. Nennen Sie die Gefahr, die ihm Ernst DAUMIG TUSPD) entgegenhielt.

Mit überwältigender Mehrheit (400 : 50) stimmten die Delegierten des Rätekon-
gresses dem Vorschlag der SPD-Vertreter zu, am 19. Januar 1919 eine verfas-
sungsgebende Nationalversammlung wählen zu lassen.

Einstimmig angenommen wurde vom Kongress ein Vorschlag des Hamburger
Arbeiter- und Soldatenrates, mit dem ein demokratisch strukturiertes Militär
geschaffen werden sollte. Auf Druck der Obersten Heeresleitung beließ der Rat

der Volksbeauftragten trotzdem die Kommandogewalt bei den alten Offizieren,
die dann auch die neue Reichswehr nach ihren Vorstellungen aufbauten.

Nachdem der Kongress beendet worden war, kam es in Berlin ,rüJ

lGilIq"TffTi fi "$iTJ?"1äH"""'�""""' i'Ti -;l
Die drei USPD-Mitglieder verließen aufgrund des Einsatzes des Militärs gegen

die Arbeiter den Rat der Volksbeauftragten. Der !ta|J und derl!

Üündetenam30.Dezember1918dieKommuniSt ischeParte i
leutschtana 1;. Wenige Tage später rief die neue Partei zusammen mit
Berliner Räten, de; sogenannten "Reuolutionären Obleuten", den Januarauf-
stand gegen die Reichsregierung aus. Regierungstruppen und 'freiäorps", das
waren von republikfeindlichen Offizieren selbständig aufgestellte Verbände,
schlugen unter Leitung des späteren sozialdemokratischen Reichswehrministers
Gustav NOSKE den Umsturzversuch nieder. Im Verlauf der Kämpfe wurden
Karl -Tnd Rosa IJ die politischen Führer der KPD,
von Regierungstruppen gefangengenommen und lIf,

In verschiedenen Ländern des Reiches kam es in den folgenden Monaten zu
Massenstreiks und zur Ausrufung von Räterepubliken (t. a. Bremen, Bayern
und Sachsen), die aber von regulären Thuppen und Freikorps niedergeschlagen
wurden. Vor allem die Freiwilligenverbände gingen dabei mit blutigem Tbrror
gegen Arbeiter vor, wie Ihnen am Beispiel der Münchener Räterepublik deutlich

Bewaffnete
Kämpfe

Freikorps

Räte-
republiken



Wahlen zur
Nationalver-
sammlung

gemacht werden soll. In München war im November 1918 der Schriftsteller
Kurt EISNER, ein USPD-Mitglied, zum Vorsitzenden des Arbeiter- und Solda-
tenrates gewählt worden. Nach der Flucht des Königs berief ihn ein über-
gangsparlament zum ba5rrischen Ministerpräsidenten. EISNER wollte mit seinem
Kabinett aus USPD und SPD eine "lebendige tätige Demokratie,' schaffen, um
die Bürger an politischen Entscheidungen zu beteiligen. Bei den ersten Land-
tagswahlen am 12. Januar 1919 zeigte es sich, dass die Basis für die dafür
notwendigen Reformen in Bayern nicht vorhanden war, denn die USpD stellte
nur 3 Abgeordnete und die SPD 52 von 160. Auf dem Wege zur Landtagseröff-
nung, auf der EISNER nach der Wahlniederlage seinen Rücktritt als Minister-
präsident erklären wollte, wurde dieser linke Politiker von einem beurlaubten
Leutnant ermordet, u. a. deshalb, weil EISNER offen von der deutschen Schuld
am Ersten Weltkrieg gesprochen hatte. Eine neue Regierung wählte der Land-
tag nicht, sondern vertagte sich. Die Macht vor allem in München und anderen
bayrischen Städten blieb also zunächst noch bei den dort bestehenden Räten.
Als die bürgerliche Mehrheit forderte, den Landtag zur Wahl einer neuen, nun
bürgerlichen Regierung einzuberufen, sahen die Räte ihre Position gefährdet
und riefen am 8. April gegen den Widerstand eines Tbiles der SPD und vor
allem auch der KPD die'tsayrische Räterepublik' aus. Stützen konnte sich die-
ses Experiment nur auf die USPD und literarisch-anarchistische Zirkel in Mün-
chen. Ab dem 13. April war die Räterepublik und ihre Rote Armee von regulä-
ren und Freikorpstruppen bedroht, erst danach unterstützte auch die regionale
KPD den Vollzugsrat, die Regierung der Räterepublik. Abgeschnitten von sei-
nem Umland war der wirtschaftliche und militärische Zusammenbruch abseh-
bar. Verhandlungen zwischen gemäßigten Räten und der ba5rischen übergangs-
regierung in Bamberg scheitern. Dagegen setzte die KPD auf militärischen Wi-
derstand. Der Einmarsch der Regierungstruppen in München begann am
30. April. Bis zum Ende der Kämpfe wurden 606 Menschen getötet. Davon 38
Regierungssoldaten und 335 Zivilisten. Die Rote Armee erschoss Geiseln, die
Freikorps ermordeten denunzierte Sozialdemokraten, die Mitglieder eines katho-
lischen Gesellenvereins und mehrere Räteführer. Der Führer der Münchener
KPD, Eugen LEVINE, wurde zum Tbde verurteilt und hingerichtet. über 2 000
Personen verurteilten die Gerichte zu Gefängnisstrafen. Die Münchener Rätere-
publik zeigte das Dilemma auf, dass es nicht gelingen konnte, in einer konser-
vativen Umgebung ein reines Rätesystem einzuführen, wenn ihm die Basis so-
wohl in der Bevölkerung als auch in den politischen Parteien fehlt. Gleichzeitig
wurde aber auch deutlich, dass eine solche Bewegung nicht unbedingt von
Kommunisten, sondern - heute würde man sagen - von ,,Alternativen,, geprägt
sein konnte.

Am 19. Januar 1919 fanden die Wahlen zur Nationaluersammlung statt, die
eine republikanische Verfassung erarbeiten sollte. Erstmals in der deutschen
Geschichte hatten dabei auch die Frauen Stimmrecht. Die Wahlbeteiligung be-
trug 83 Vo. Da die KPD sich für einen Wahlboykott entschieden hatte, war die
bei den Wahlen am weitesten linksstehende Partei die USPD. Sie erhielt 7,6 Vo
der Stimmen. Rechte Parteien, die konservative Deutschnationale Volkspartei
(DNVP) und die rechten Nationalliberalen in der Deutschen Volkspartei (DVP)
erhielten 10,3 Va bzw. 4,4 Vo der Stimmen. Die SPD erhielt 3?.9 Zo. die linksli-
berale Deutsche Demokratische Partei (DDP) 18,5 7o und die katholische Zen-
trumspartei 19,7 7o Stimmenunt"il. frbildeten nach
den Wahlen die erq!-e demokratisch legitimierte ReichsrelHif unterJ
-. Ca.77 7o aller bei der Wahl zur Nationalver-
sammlung abgegebenen Stimmen entfielen auf die Parteien der Weimarer Koali-
tion (SPD, DDP und Zentrum). In der Nationalversammlung waren von
421 Abgeordneten 36 Frauen,
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1.3 Die Parteien in der \treimarer Republik

Die folgende Tabelle gibt Ihnen eine Übersicht von programmatischen Positio-
nen wichtiger Parteien in der Weimarer Republik zu zentralen Fragen der
Politik.

Parte!
programme

Grundlagen des Staates/lnnenpolitik Außenpolitik Winschatt

KPO
24.8.1930

Aubau dEs Sozialismuszerschlagung des
Machtapparategsowi€tdomokratis/Klassen-
kampt/Stuz der Mactrt d6r KapitalistEn und
des Großgrundbesit€s/brüderliches Bündnis
mit deo Prolstariern aller l-änder

Annull ie.ung aller internationaler
Schulden und Reoarationsleistun-
gen/politisches und wirtschaltliches
Bündnis mit der Sowietunion/Selbst-
beslimmungsrec-tlt aller Natiooen

entschädigungslose Ent€ignung dsr
lndustriebetrigb€, des großen Haus-
bgsiEes, des Großhand€ls und der
Großgrundbgsitzer/Ubgrgabe ihres
Grund und Bodens an landarme
Bauern, Abschatfung dgr Unterneh-
merprofito

SPO Einheitsrepublikmitdezentratisi€nersetbst-
(Heidel- verwaltung/Abwehrmonarchistischerundmi-
bgrger litaistisch€r Bostrebungsn/Demokratisierung
Programm) derVerwaltung/Schutzdes Koalitions-und
18.9.1925 SteikrechtshrehlicheSchulen

g69en lmperialismuslr'erwirklichung
des Sozialismus / ftiedliche Losung
international€r Konflikte/Selbstbe-
slimmungsrechvinternationale Abrü-
stung/europäische Winschaftseinheit

wirtschaftliches Rätesystem/Kontrol-
le des Reichs über Kartelle/Förderung
der GenossenschaflenlVerslaatli-
chung von Grund und Boden

Zentrum
16.1 .1922

Einigung slarker Parteienkoalition auf testes
Arbeitsprogramm/gegen gewaltsamen Um-
sturz/Verginheitl ichung der Verwaltung/
Selbstverwanuno/Unpaneilichkeit der JustitJ
Bek€nnlnisschulg

Glejchberechtigung Deutschlaods/in-
ternationale Prüfung der Kriegs-
schuldfags/Bstreiung der besetzen
Gebiete mit rechtmäßigen Mittsln

Gewährleistung des Rechts der
Privatunternehmen und Genossen-
schaft€n^y'erslaatlidrung g€gen Ent-
schädigung/Schutz d€s Mittelstan-
des/Autsicht über Kanelle

DDP
13. -15 .
t2 . t9 t9

Bekgnntnis zur Weimarer Vgrtassung/Ezie-
hung dgs Volkes zur staatsbürggrlichgn
G6sinnung^/olksstaavgleich€s Rectl für a e
in Ges€tzgebung und Verwattungn(ommunale
Selbstv€rwaltung

Rgvision der Friedensverträge/
SelbstbestimmungsrechVGleichbe-
rechtigung Deutschlands/gegen Ab-
splinsrung deutscher Volksteile

gegen Vergesgllschaftung der Pro-
duKionsmittel/Privatwirtschavgegen
Monopole/Aufteilung des Groß9rund-
b€sitzevsch utz vofl Handwerk und
Kl€inhandel

DVP
19.10.1919

ges€tzmäßig aulgerichtetes Kaisertum als
geei gnEt€sto Staatstormfu erantworüiche Mit-
arbeit der Volksvenr€tungly'erwaltungsre-
lorm/Salbstverwaltung/Stärkung der Familie/
geg€n Uberiutung durch Fremdstämmigs/
nationale Einheitsschule/Koalitionstreiheit

VölkErversöhnung erslrebenswert,
,edoch unmöglich, solange die Ehre
des Volkes von Feinden zertreten/
Vereinigung allsr Deutschen gin-
schließlich Osterreichs/gegen aufge-
zwungenen Frieden

Privateigenlurn/nur bgdingte Ver-
staaflichung gegen Entschädigung:
vorzugsweise statt dess€n Beteili
gung des Staalgs an feien Bgtrieben/
Genossenschattswesen/Förderun g
dgr Landwirlschaft und d€s Mittel-
standes

ONVP
1920

über den Paneien stehsnde Monarchig sichert
Einheit des Volkgs/sta.kes Preußen/Mitwir-
kung der Vdksvgrtretung bei d€r G€seEge-
bungistarke Exekutivg/unabhängigss Berub-
beamtantum (Justiz)/kommunale Selbstver
waltung/starkes deotsches Volkstum/gegen
zersgtzendgn undeutschgn Geisl

Botreiung von Iremclor Zwangsheff-
schaft/starke Außenpolitik,feste V€F
tretung de. deutschen lnter€ssen/
Volksgemeinschalt mit allen Deut-
schen im Ausland/Selbstbestim-
mungsr9cnl

Privateigentum/9e9en Kommunis-
mus/b€rufi icfre und genossenschafi-
liche Zusammenschlüsse/Fö.def ung
der Landwirtschaft und des Mittel-
standes/Sozialisierung nur mit erhöh-
ter Vorsicht

NSDAP
24.2.1920

als Staatsbürger gelt€n nur Volksgenossen
deutschgn Blut€s, keine Juden/geg€n koF
rumpierendg Parlamgntswirtschafvstarke
Zentralgewalvunbedingte Autorität des Zen-
tralparlaments üb€r das g€samlo Reich und
s€in€ Organisation

Zusammonschluss aller Deutschen
auf der Grundlage des Selbstbestim-
mungsrechts/Aufhebung dgr Frie-
densvenräg€/Kolonien zur Ernäh-
rung und Ansiedlung unseres Vdkgg
gegsn EinwandErung Nichtdeutscher

Verstaatlichung aller bgreits verge-
seilschafteten Betriebg/Gewinnbetei-
ligung an Großbgtrigben/gesunder
Minelstand/Bodenref orm/Kommuna-
lisierung der Groß-Warenhäuser

(Aus: Fragen an die Geschichte, Bd. IV, S. 24)
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fV Aufgaben zur Selbstüberpräfung

1. Welche Parteien traten uneingeschränkt für die Republik ein?

2. Wer war für Sozialisierung bzw. Verstaatlichung der Wirtschaft?

1.4 Die Weinarer Verfassung

Tagungsort
Weimar

Weitgehende
Volksrechte

Verhältnis-
wahlrecht

Grundrechte

{-:"at in weimar die - zusammen. Der
Ort außerhalb der Reichshauptstadt war@i--nhaltender Unruhen in Berlin
gewählt worden. In Weimar konnte man unter dem Schutz zuverlässiger Grup-
pen ohne Druck tagen. Außerdem galt Weimar als die Stadt GOETHEs und
SCHILLERs. Deren Geist, und nicht das militaristische Denken des Kaiserrei-

ft" wurde /E von der Nationalt "r""--Gffii "i"t"t
t- ---
-  - - , f tE,- ,* , -

In sechs Monaten erarbeiteten die Abgeordneten der Nationalversammlung die
neue Verfassung, mit der das Reich endgültig eine parlamentarische Republik
wurde.

Keine vorhergehende Verfassung und auch nicht unser heutiges Grundgesetz
haben der Gesamtheit des Volkes so weitgehende Rechte eingeräumt wie die
weimarer verfassung (Bild r). Das trurfte den --
q|-fttahlen. wahrend heure <ier Bun<ilsprasrdent, von cien Mit-
glredern der Bundesversammlung gewählt wird. Auch erhielt das Volk 1919 das
Recht, durch Volksbegehren (ein Zehntel aller Stimmberechtigten) Gesetzesent-
würfe einzubringen. Es konnte unter bestimmten Voraussetzungen sogar durch
einen Volksentscheid über Gesetze, die bereits vom Reichstag beschlossen wa-
ren, abstimmen oder über Gesetzesentwürfe entscheiden. Mit dem 20. Lebens-
jahr erhielten alle Männer und Frauen das aktive Wahlrecht. Die staatsbür-
gerliche Gleichstellung der Frauen führte aber nicht zu einer Gesetzgebung
zugunsten der Frauen. Viele diskriminierende Gesetze blieben bestehen.

Für die Wahlen zum Reichstag galt das reine Verhtiltniswahlrecht, bei dem die
Zahl der Abgeordneten genau der Zahl der abgegebenen Stimmen entspricht.

ches, sollte die Verfassung bestimmen.

Nach der schnellen Verabschiedung eines

Da 60 000 Stimmen für ein Mandat (Sitz im Amt eines Abgeordne-
ten) genügten, gelangte eine
Mehrheitsbildungen und wurden dadurch erheblich er.
schwert. Zwischen

II(Bild 3). Die Stetigkeit der Politik wurde dadurch erheblich

Aus der Verfassung der Paulskirche von 1849 wurden die Grundrechte iber-
nommen. Zu ihnen gehören die Unantastbarkeit der Freiheit des einzelnen, das
Recht der freien Meinungsäußerung, Freizügigkeit, Unverletzlichkeit der Woh-
nung und des Eigentums und das Koalitionsrecht (Bildung von Vereinen). Auch
in unserem Grundgesetz finden Sie diese Grundrechte wieder.

Wir wollen nun die wichtigsten Staatsorgane der Weimarer Republik kennenler-
nen und dabei Bild t heranziehen.
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Ole Staatsorgane der Welmarer Republ ik

#1'H, ..n"nnunn "..,,#*n,",

Völkerrechtlich€
Vertr€fiung
Emennung und
Entlassung der
Reichsbeamtsn
und Offiziers
Oberb€l€hl über
die Reichswehr
Reichsexekutive
mit tut. 48
Auslgfligung und
Vsrkündung der
Reichsgesetzg

-A f"",t ,-""'">r
/ gcrlct*shot \ \ wllttch.ft.r.t ,,/

\--l

zuslimmung 
22 Ptel)ßen

| /i;{$ü3 Würtlemberg
3 Baden

'// 2 Thünngen
2 Hessen

Volkseotscheid
Volksb€gehren

Bild 1: Die Staatsorgane der Weimarer Republik
(aus: Arbeitsmappe Sozial- und Wirtschaftskunde, Erich Schmidt Verlag,
Berlin Zahlenbild 50 070)

"Die Reichsgesetze werden uom Reichstag beschlossen", hieß es irn Artikel 68. In
seinen Händen lag also die Legislative (Gesetzgebung). Auch die Verträge mit
ausländischen Staaten mussten von ihm genehmigt (ratifiziert) werden. Der
Reichstag konnte jederzeit durch eine Mehrheit dem Reichskanzler oder einem
Minister das Misstrauen aussprechen und ihn dadurch zum Rücktritt zwingen.
Das konstruktiue Misstrauensvotum unseres Grundgesetzes gab es noch nicht.
(Es bedeutet, dass nur durch die Wahl eines neuen Kanzlers der bisherige ge-
stürzt werden kann.)

Die Länder waren durch den Eeichsrat vertreten. Er hatte das Recht, gegen
Beschlüsse des Reichstages Einspruch zu erheben. Ein Einspruch wurde un-
wirksam, wenn eine Zweidrittelmehrheit des Reichstags auf dem ursprünglichen
Beschluss beharrte.

Hamburg
Oldenburg
Braunschu/eig

K\l,lff""
\ \ 

\t sctraumuurg-t--rppe
\ 1 Mecklenburg-Schwerin

] t nnn.n

1 Mecklenburg-Strelitz

Reichstag

Reichsrat

@l
50 070

,/[}*l
/""1*\-

Vertrauen

Reich3ral

Vorsitzender:
Mitgli€d d. Regierung

55 Stimmen
der 1E Länder

421 Abgeordn. (1919)

647 Abgeordn. (1933)

auf 4 Jahre
gewählt

Wahlberecitigte Bevatkerung über 20 Jahre

O Erich Schmdt Verlag
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Reichs-
präsident

Reichskanzler Wie heute der Bundeskanzler, so bestimmte nach der Weimarer Verfassung der
die Richtlinien der Politik und truE dafür

die Verantwortung. Er war dabei jedoch von den Lff-, die seine
Vorhaben durch f!! verhindern konnten. Dies ist nach dem
Grundgesetz nicht mehr möglich. Sie sehen, wie schwach die Stellung des
Reichskanzlers war im Vergleich zu der des Bundeskanzlers.

Gerade umgekehrt verhielt es sich dagegen beim Reichspräsid,enten. Dessen
Stellung war stärkel als es die des Bundespräsidenten ist: Er war nicht nur
- und Eer hatte auch "den 

ll!
des Reiches" (Artikel 47) und konnte den

I Besondere Vollmachten verlieh dem Reichsoräsidenten vor
Notver-
ordnungen

in Deutschland immer erneut ausbrachen, als die Nationalversammlung tagte,
und die ein derartiges Notstandsrecht zur Sicherung des öffentlichen Friedens
notwendig machten. Nach dem Wortlaut dieses Artikels konnte der Reichspräsi-
dent mit Hilfe der bewaffneten Macht einschreiten, 'wenn ein Land. die ihm
narh d,er Reichsuerfassung oder d,en Reichsgesetzen obliegenden Pflichten nicht
erfüllt". Die bewaffnete Macht konnte er auch einsetzen, "wenn irn Deutschen
Reich die öffentlichc Sicherheit und. Ord.nung erheblich gestört oder gefährdet
wird". Man sprach dann von einer "Präsidialdiktatur". Nur ein Mehrheitsbe-
schluss des Reichstags konnte die Maßnahmen wieder aufheben. Der Reichsprä-
sident hatte daraufhin das Recht, den Reichstag aufzulösen und Neuwahlen
abhalten zu lassen. In der Endphase der Republik 1930 bis 1931 gewann der
"Notverordnungsparagraph" als Regierungsinstrument an Bedeutung. Nach dem
Inkrafttreten der Verfassung kam es nun darauf an, ob genügend Bürger sich
in Deutschland für die Demokratie ('Volksherrschaft') einserzren.

allem der Artikel 48, der als 
ry'' in die Geschichte

eingegangen ist. Zu verstehen ist er auSllCfi--pdliTrffiEh Unruhen, die überall

V Aufgaben zur Selbstüberprüfung:

1. Ordnen Sie die Stichworte

a) Ausrufung der Deutschen Republik,

b) Leitung der KPD,

c) Vorsitz im Rat der Volksbeauftragten

folgenden Namen zu:

Karl LIEBKNECHT:

Philipp SCHEIDEMANN:

Friedrich EBERT:

Rosa LUXEMBURG:
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2. a) Zählen Sie die Parteien der'Weimarer l(oalitiort'' auf.

b) Erläutern Sie die Abkürzung DNVP.

c) Nennen Sie die Partei SIEESEMANNg.

3. Kennzeichnen Sie durch Stichworte das Wahlergebnis vom 19.1.1919.

4. Begrüoden Sie kurz, warum uicht Berlin, sondern Weimar zum Sit'z der
Nationalversammlung beetimmt wurde.

5, Wählen Sie bitte durch Ankreuzen aus. was auf die Weimarer Verfassung zutrifft:

a) Geringe Volkerechte

b) MöglichLeit von Volkebegehren und Volksentscheid

c) Verhältniewahhecht

d) Grundrechte

e) Konstruktiveg MisBtrauensvotum

0 Notverordnungsrecht des Reidupräsidenten

6. Stellen Sie die richtige Zuordnung her:

a) Ländervertretung c) Staatsoberhaupt

b) Regierunepchef d) Legiglative

(1) Reichstag:

(2) Reicherat:

(3) Reie.hspräsident:

(4) Reichskanzler:

n
n
n
n
!
tr
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Konferenz von
Versailles

Konzepte der
Sieger

Vertrags-
bestimmungen

Gebiets-
verluste
Deutschlands

2 DER VERSAILLER VERTR,AG

2,1 Die Vertragsverhandlungen

Sicherlich werden Sie sich schon gefragt haben, wie die Bedingungen des
Friedensvertrages aussahen, den Deutschland nach dem Waffenstillstand vom
11. November 1918 mit den Siegermächten des Ersten Weltkrieges abschließen
musste. Am 18. Januar 1919 wurde im Spiegelsaal des Schlosses von Versailles
die Fried,enshonferenz eröflnet. Vertreten waren dort 32 Staaten. Das besiegte
Deutsche Reich war bei den Verhandlungen nicht zugelassen. In Deutschland
hoffte man, dass sich der Friedensvertrag an der gemäßigten "l4-Punkte-

Erklärung" des amerikanischen Präsidenten Wilson aus dem Jahre 1918 orien-
tieren würde. Die wichtigsten Entscheidungen auf der Konferenz wurden von
den anwesenden Regierungschefs der drei Großmächte - WILSON (USA),
CLEMENCEAU (Frankreich) und LLOYD GEORGE (Großbritannien) - getrof-
fen. Die Konzepte der Sieger für den Friedensvertrag waren sehr unterschied-
lich:

- die USA strebten einen Verständigungsfrieden an;

- Großbritannien wollte das Reich schwächen, das politische Gleichgewicht auf
dem Kontinent aber beibehalten;

- Frankreich wollte aus dem verständlichen Streben nach Sicherheit das Reich
dauerhaft schwächen.

In spannungsgeladenen Verhandlungen konnten WILSON und LLOYD
GEORGE den Ministerpräsident CLEMENCEAU dazu bewegen, Abstriche von
der französischen Maximalposition zu machen. Am ?. Mai wurde der deutschen
Delegation das ausgehandelte Vertragswerk übergeben. Eine mündliche Ver-
handlung wurde nicht gestattet. Innerhalb von 14 Tagen durften schriftliche
Gegenvorschläge zu den über 400 Artikeln gemacht werden. Alle, die bisher auf
einen Verständigungsfrieden gehofft hatten, sahen sich nun enttäuscht, denn
der Preis für den von Deutschland verlorenen Krieg war hoch.

Im einzelnen waren folgende Bestimmungen festgelegt: Das Deutsche Reich
verlor alle Kolonien. Abbildung 2 zeigt Ihnen die Abtretungen vom eigentlichen
Reichsgebiet, die mit oder ohne Volksabstimmungen durchgeführt werden muss-
ten.

Ohne Abstimmung mussten ElsaB-Lothringen an Frankreich, der größte Teil
Posezs und WestpreufJens an Polen (polnischer Korridor) und das Hultschiner
Ländchen an die Tschechoslowakei abgetreten werden. Danzig wurde als "Freie

Stadt" dem Völkerbund unterstellt, das Mernelgebiet einer alliierten Verwaltung.
Abgestimrnt wurde im südlichen Ostpreußen, dessen Bewohner sich mit über
90 Va fiu�r Deutschland entschieden. Auch in Oberschlesien fand sich eine Mehr-
heit für die Beibehaltung des bisherigen Status. totzdem wurde es geteilt, und
d,as oberschlesische Ind,ustriegebief kam an Polen (Bild 2).

Nach einer Abstimmung fiel Nordschbswjg an Dänemark, das Gebiet Eupez
llnd Malmedy an Belgien. Das kohlereiche Saargebiet, dessen Kohlegruben
französisch wurden, blieb für 15 Jahre dem Völkerbund unterstellt. Dann sollte
die Bevölkerung über das weitere Schicksal entscheiden. Das linksrheinische
Gebiet kam entgegen dem Wunsch der Franzosen nicht an Frankreich, wurde
jedoch mit drei Brückenköpfen auf der Ostseite des Rheins besetzt. Eine entmi-
litarisierte Zone, deren Ostgrenze 50 km östlich des Rheins verlief, zog sich von
den Niederlanden bis zur Schweizer Grenze.
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I Abgetret€ne cebiete

I Besetzte cebiete

ffi to tm neukate zone

= Entmititarisiene Zone

ffi Grenzzone ohn€ mil är.
Neuoerestgungen

E Ruhrbesetzung 1920-25

[:ljtl--!lDurchVolksabstimmung- bei Deutschland ,

Bevölkerungsverlust
in 1 000

veölieben

nalisiene
Ströme u. Kanäle

Eupen-ilalm€dy
an Belglsn

Saa,gebi.l
15 Jahre unler
Völkerbunds-
verwaltung und
franz. Besatzung

Ob€rschlsslsn
an Polen

893

tm
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Bild 2: Der Friedensvertrag von Versailles
(aus: Arbeitsmappe Sozial- und Wirtschaftskunde, Erich Schmidt Verlag,
Berlin, Zahlenbild 50 r21)

Das deutsche Heer wurde aufgelöst, das Kriegsmaterial ausgeliefert. Ein neues
Berufsheer wurde geschaffen, das aus 100 000 Mann Land- und 15 000 Mann
Marinetruppen bestand. Panzer, Flugzeuge und U-Boote waren nicht erlaubt.
Als Rechtfertigung für diese Entwaffnung Deutschlands diente den Siegermäch-
ten der Plan einer allgemeinen Abrüstung, bei der Deutschland den Anfang zu
machen habe (vgl. KELLOGG-Pakt).

Unter Berufung auf die Behauptung, Deutschland sei allein schuld am Kriege
gewesen (Art. 231), forderten die Siegermächte nrtn Reparationez Oüiedergutma-
chungsleistungen) für die Kriegsschäden. Eine genaue Höhe der zu leistenden
Material- und Geldabgaben wurde im Versailler Vertrag nicht genannt. 1921
wurden die Reparationsforderungen im Londoner Abkommen auf 132 Milliarden
Goldmark festgesetzt. Der größte Tbil der deutschen Handelsflotte musste eben-
falls abgeliefert werden.
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Unterzeich-
nung des
Vertrages

Urteile über
den Friedens-
vertrag

Ende der
Donau-
monarchie

Aufteilung des
Osmanischen
Reiches

Zarenreich

Alle politischen Parteien in Deutschland waren sich in der Ablehnung dieser
harten Friedensbedingungen einig und niemand war zunächst bereit, den Ver-
trag freiwillig anzunehmen. Nachdem der endgültige Vertragstext im Juni
überreicht worden war, trat sogar die Reichsregierung unter SCHEIDEMANN
(SPD) zurück. SCHEIDEMANN hatte schon im Mai auf einer Protestversamm-
lung gesagt: "tlll'elche Hand müBte nicht uerdoten, d,ie sich und. uns in d,iese
Fesseln legt?" Erst als die Alliierten ultimativ drohten, die Kampfhandlungen
wieder aufzunehmen, bevollmächtigte die Nationalversammlung unter dem
Druck der Verhältnisse mehrheitlich die neue Regierung unter Gustav BAUER
(SPD), den Vertrag zu unterschreiben. Am 28. Juni 1919 wurde er von den
zivilen deutschen Bevollmächtigten in Versailles unterzeichnet.

Da das Deutsche Reich nicht an den Friedensverhandlungen beteiligt worden
war, wurde der Versailler Vertrag in der Weimarer Republik häufig auch als'Diktatfrieden" bezeichnet. Politiker, die für seine Unterzeichnung gestimmt
hatten, wurden von politischen Gegnern als 'Terzich*polltifter" beschimpft.
Diejenigen, die sich in harten Verhandlungen in den folgenden Jahren für eine
Milderung vor allem der Reparationsleistungen einsetzten, galten als "Erfül-

lungspolitiker". Insbesondere die in der Weimarer Republik immer stärker
werdenden radikalen rechten politischen Parteien benutzten diese propagandisti-
schen Begriffe, um das Ansehen ihrer gemäßigten Gegner in der öffentlichen
Meinung zu schmälera.

2.2 Neue Staaten in Europa

Das Deutsche Reich war durch den Friedensvertrag zwar schwer getroffen,
doch in seinem territorialen Bestand im wesentlichen erhalten geblieben. Viel
schlimmer erging es dem l\eluöIkerstaat Österreich-(Jngarz, der durch den
Vertrag von St. Germain völlig zerschlagen und aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechts der Völker in mehrere kleine Staaten aufgeteilt wurde. Ungarn
und die Tlchechoslowakei erhielten die staatliche Unabhängigkeit. lbile des
österreichischen Gebietes wurden an Italien und den neuen Balkanstaat Juso-
slawien abgetreten.

Auch das einstige Osmanische Reich wurde erheblich verkleinert. Es schrumpf-
te auf das heutige Staatsgebiet der Türkei zusammen. Palästina und der Irak
wurden britisches, Syrien französisches Mandatsgebiet (Theuhandgebiet des
Völkerbundes).

In Europa entstanden nach dem Ersten Weltkrieg noch weitere selbständige
Staaten. Es handelte sich dabei um Tbile des ehemaligen russischen Zarenrei-
clres. Erstmals seit der dritten polnischen Tbilung von 1795 gab es wieder einen
unabhängigen Staat Polen. In einem Krieg mit Sov{etrussland konnten die
Polen ihre Grenze weit über die vorgesehene sogenannte CURZON-Linie nach
Osten verschieben (Frieden von Riga 1921). Auch die Selbständigkeit der balti-
schen Staaten (Litauen, Lettland, Estland) musste 1920 von der Sogjetregie-
rung anerkannt werden. Das seit 1809 als Großfürstentum von den Zaren
regierte Finnland wurde unabhängig.
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2.3 Der VöIkerbund

Die Notwendigkeit, "noch einmal von vorn anzufangen", galt nicht nur für
Deutschland, sondern für ganz Europa. Niemand hat das klarer erkannt und
formuliert als der amerikanische Präsident WILSON. Bereits während des
Krieges hatte er immer wieder die Großrnächte gemahnt, nicht Macht, sondern
Recht als höchstes Ziel zu betrachten. "Unparteiische Gerechtigh,eit" sollte das
Völkerleben bestimmen und alle Nationen sollten sich in einer gemeinsamen
Völkerfamilie ("generaL qnd common farniLy of the League of Nations") zusam-
menfrrnden, um für alle Zeiten den Frieden zu sichern. Das dringlichste Erfor-
dernis war die allgemeine Abrüstung. Wir wollen nun untersuchen, wie der
Plan WILSONs verwirklicht wurde.

Im April 1919 wurde die Satzung des Völkerbundes angenommen. Seine Organi-
sation ähnelte der heutigen UNO. In der Volluersammlung besaß jedes Mitglied
eine Stimme. Dem Rat, der rnit dem UN-Sicherheitsrat vergleichbar ist, gehör-
ten die großen Siegermächte (Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan als
ständige Mitglieder an. Beschlüsse konnten in beiden Gremien (Körperschaften)
nur gefasst werden, wenn Einstimmigkeit herrschte. Jedes Mitglied hatte also
ein Vetorecht (Einspruchsrecht). In der UNO gilt dies nur für den Sicherheits-
rat, denn die Gründer der UNO wussten, dass das Vetorecht in der Vollver-
sammlung die Wirksamkeit des Völkerbundes weitgehend gelähmt hatte. In
Genf, dem Sitz des Völkerbundes, wurde ein ständiges Sekretariat geschaffen.
Schwächer als die UNO war der Völkerbund auch insofern, als der amerikani-
sche Senat seinen Präsidenten im Stich ließ und die Mitgliedschaft der USA
verweigerte, um nicht noch einmal in die Auseinandersetzungen der europäi-
schen Staaten hineingezogen zu werden. Das war ein bedauerlicher Rückfall in
den amerikanischen Isolationismus (Politik der Abkapselung) des 19. Jahrhun-
derts, der durch das Stichwort "MONROE-Doktrin" gekennzeichnet ist. Deutsch-
land wurde erst 1926 zugelassen; die So*jetunion trat sogar erst 1934 bei. Die
Zahl der Mitglieder hat 59 nie überschritten. Die beiden wichtigsten Ziele,
Friedenssicherung nnd Abrüstung, wurden nicht erreicht. Tfotzdem kann der
Gedanke, einen allgemeinen Friedensbund der Völker zu schaffen, nicht hoch
genug eingeschätzt werden. Anfangs allerdings war der Völkerbund einseitig
durch die Politik der Siegermächte bestimmt.

WILSON als
Urheber des
Völkerbundes

Organisation

Schwächen

Ziele des
Völkerbundes

VI. Aufgaben zur Selbstübe4rrilfung:

1. Zählen Sie die Nachfolgestaaten der Donaumonarchie aul

2. Nennen Sie den Staat, der nach dem Ersten Weltkrieg u. a. Palästina und Spien
verlor.

3. Wählen Sie bitte durch Ankreuzen diejenigen Staaten aus, die von Anfang an Mitglieder
des Völkerbundes waren.

a) USA

b) Sowjetunion

c) Großbritannien

(Fortsetzung nächste Seite!)
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4. Berichtigen Sie folgende unzutreffende Behauptung:

Im Völkerbund waren Mehrheitsbeschlüsse möelich.

5. Nennen Sie den Grund dafür, dass die Friedenskonferenz 191g gerade am 18. Januar
und in Versailles eröffnet wurde.

6. a) Erläutern Sie den Begriff "Reparationen".

b) Nennen Sie die Begründung der Reparationsforderungen.

Offentliche
Meinung

3 INNEN. UND WIRTSCIIAFTSPOLITISCHE PROBLEME IN DEN
ZWANZIGER JAHREN

3.1 Der Kapp-Putsch

Nach der Novemberrevolution, der Wahl zur Nationalversammlung, dem Frie-
densschluss von Versailles und der Verabschiedung der Weimarer Verfassung
änderte sich 1919 die öffentliche Meinung sehr rasch. Zeitzeugen bemerkten
eine'Welle uon rechts". Der Soziologe Ernst TROELTSCH schrieb Ende 1919:

"Die uom Zusammenbruch überraschten, übertäubten und eine Zeitlang völlig
hilflosen Kreise des alten Patriotismus und der alten Gesellschaftsordnung
raffen sich wieder auf und benützen die uon d,er Demokratie geschaffene
Ordnung ... zu einem leid,enschaftIichen Kampfe gegen die Tltiger des jetzi-
gen Regimes und gegen die Reuolution überhaupt... . Sprach tnqn uor einem
Jahre uor Studenten, so muBte man sich auf wilde pazifistische, reuolutionti-
re, ja id.ealistisch-bolschewistische Wd,ersprörche gefaBt marhen; heute muB
man auf antisernitische, nationalistische, antireuolutiontire Einsprüche sich
einrichten... . Zum Teil stechen d,ahinter patriotische Scham und Empörung
über d.as Schicksal Deutschlands, den Betrug uon Versailles und. die Schwä-
che der Regierung, weiterhin ... die Agitation der sogenannten nationalen
Parteien, d,er heute ein groBer Teil der im tiefen Groll aus der alten glanz-
uollen Armee ausgeschied,enen Offiziere als leidenschaftliche Tfriger zur
Verfügung stehen."
(E. TROELTSCH, Spektatorbriefe, Tübingen 1924, S.8? ff.
Zit. nach: erinnern und urteilen. Bd. IV. S. 38 O
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Das von TROELTSCH bemerkte antidemokratische Denken nationalistischer
Gruppierungen wurde durch die sogenannte "DolchstoBlegende" noch verstärkt.
Im November 1919 erklärte der ehemalige Generalfeldmarschall und spätere
Reichspräsident HINDENBURG vor einem Ausschuss des Reichstages, der die
Ursachen der Niederlage im Kriege untersuchen sollte, die Parteien hätten den
Widerstandswillen der Heimat erschüttert, hinzugekommen sei "die heimliche
planmtiBige Zersetzung uon Flotte und, Heer" rnd, "reuolutionäre Zermürbung"
der Front: "So muBten unsere Operationen miBlingen, es muBte der Zusammen-
bruch kommen; d.ie Reuolution biLd,ete nur den SchLuBstein " (Zit. nach: Schulze,
S. 207). HINDENBURG betonte, die deutsche Armee sei von hinten erdolcht
worden.

Dass der jungen Republik von rechts eine erhebliche Gefahr entgegenwuchs,
zeigte sich schon im März 1920. Demobilisierte Offiziere, Freikorpsführer und
kaisertreue Beamte hatten seit 1919 mit der Planung eines Putsches gegen die
neue Gesellschaftsordnung begonnen. Unterstützung erfuhren diese Kreise von
Großindustriellen, die die sozialen Reformen der Novemberrevolution rückgängig
machen wollten. Als eilige Freikorps aufgelöst werden sollten, marschierten
diese unter General LUTT\ÄrITZ in Berlin ein und erklärten in der Nacht vom
12. auf den 13. März 1920 die Regierung für abgesetzt. Der deutschnationale
Verwaltungsbeamte KAPP erklärte sich zum Reichskanzler. Da das Militär der
legalen Regierung mit dem Argument, "Reichswehr schieBt nicht auf Reichs-
wehr", Schtttz verweigerte, mussten Reichspräsident EBERT und das Kabinett
aus Berlin fliehen.

Dass der Putsch schon nach wenigen Tagen zusammenbrach, lag an dem von
den Gewerkschaften, der SPD, der USPD, der KPD und auch der DDP ausge-
nfienen Generalslreih. Arbeiter legten Betriebe still und Beamte weigerten sich,
von der neuen "Regierung'-' KAPP Weisungen entgegenzunehmen. Am 17. März
setzten sich KAPP und LUTTWITZ ins Ausland ab.

Nach dem Zusammenbruch des KAPP-Putsches war die Unruhe im Reich noch
nicht beendet. Aus dem Generalstreik entwickelten sich im Ruhrgebiet, in
Sachsen und Thüringen bewaffnete Aufstände der Arbeiter, die von der KPD
unterstützt wurden. Im Ruhrgebiet wurde eine über 50 000 Mann starke Bote
Armee geblldet, die das Industriegebiet besetzte. In Sachsen und Thüringen
wurde eine Räterepublik ausgerufen. Beide Aufstände schlug die Reichsregie-
rung mit dem Einsatz von Freikorps, die zuvor die Republik beseitigen wollten,
und der Reichswehr bis Mitte April blutig nieder.

Dolchstoß-
legende

WI. Aufgaben zur Selbstüberprtifung:

1. Nennen Sie die täger des antidemokratischen Denkens in der Weimarer Republik.

2. Vergleichen Sie die "Dolchstoßlegende" mit dem Tblegramm der Obersten Heeresleitung
vom 3. Oktober, daE auf Seite 5 zitiert worden ist. Nennen Sie wichtige Unterschiede.

3. Welche Funktion könnte Ihrer Ansicht nach die "Dolchstoßlegende" gehabt haben?

Gefahr von
rechts

KAPP-Putsch

Generalstreik

Rote Armee
im Ruhrgebiet
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VIII. Aufgaben zur Selbstüberprü,funE

1. Erläutern Sie bitte kurz, worum es beim KApp-putsch grng.

2. Woran scheiterte dieser Umsturzversuch?

3.2 Reichstagswahlen und Regierungsbildung

Wenige Monate nach diesen Aufständen, die den Staat in große Gefahr ge_
bracht hatten, fanden die Wahlen zum ersten Reichstag der Weimarer Republik
statt. Diese Wahlen vom 6.6.1920 zei$en den Schwund der Hoffnung r.rrrd des
Vertrauens in die Parteien der Weimarer Koalition. Wir wollen .r.rr, äi""""
Wahlergebnis mit dem der Wahlen zur Nationalversammlung vom 19.1.1919
anhand von Tabelle I vergleichen. (Auswendig lernen müssen Sie die Zahlen
aber nicht!)

KPD USPD Zentrum

' 1  9 .1  .1  919

6.6 .1920

75 91

39 85

22 163

84 102

44

71

1 9

t)J

Tabelle I: Zahl der Abgeordneten (ohne Splitterparteien) in der Weimarer
Nationalversammlung bzw. im ersten Reichstag der Weimarer
Republik

Die USPD erhielt die vierfache Mandatszahl (84 statt 22). Auch die beiden
Rechtsparteien hatten erhebliche Gewinne: D\? 65 statt 19, DNVP 7L statt 44
Sitze. Die Kommunistische Partei (KPD) war Nachfoleerin des Spartakusbundes
und erhielt auf Anhieb 4 Sitze. Die staatstragende SFD dagegen'verlor etwa
ein Drittel ihrer Mandate, sie erhielt statt 165 nur noch 102. Die DDp ging
von ?5 auf 39 Sitze zurück. Nur das Zentrum konnte mit g5 Sitzen (einschiieß_
lich 21 der Bayerischen Volkspartei) etwa die vorherige Anzahl von 91 Sitzen
halten.

Die gemäßigten Parteien SPD, DDP und Zentrum (Weimarer Koalition) erhiel-
ten von insgesamt 459 Mandaten nur 226, ihr Anteil war also von einer Drei-
viertel-Mehrheit auf etwa die Hälfte der Sitze gesunken. Diese Wahl, bei der
die radikalen Flügelparteien KPD, USPD und DII'r? auf Kosten der gemäßig-
ten, für die Republik sich einsetzenden Parteien an Boden gewannen, begrün-
dete das Schlagwort "Republik ohne Republikaner,,. Mit Recht werden SiJ nun
nach den Auswirkungen eines solches Wahlergebnisses fragen.
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Es wurde künftig schwierig, Koalitionen im Reichstag für eine Regierung zu
finden. Regierungen wie die Weimarer Koalition (aus SPD, DDP und Zentrum)
oder die rein bürgerliche Koalition (aus DDP, Zentrum und D\?) verfügten
über keine ausreichende Mehrheit, und die Regierungskoalitionen mit einer
stabilen Mehrheit ("Große Koalition" STRESEMANNs aus SPD, DDP, Zentrum
und DVP; bürgerliche Rechtskoalition aus Zentrum, D\? und DNVP) waren in
ihren Zielsetzungen (vgl. S. 11) zu uneinheitlich, als dass sie Stabilität und
Dauer erlangen konnten. Daher kam es sehr häufig zu einem Wechsel der
Regierung und der Koalition, wie Sie aus Bild 3 entnehmen können; dort sind
die jeweiligen Koalitionsparteien angekreuzt (Z bedeutet "Zentrum").

SPD DDP Z DVP DNVP Bildung der Regierung durch die Reichskanzler

Häufiger
Regierungs-
wechsel

1

3

5
6
7
I
I

1 0
1 l

t , t
' t4

t c

t o

1 7
1 8
1 9
20

x

x
x

x

x
x
x
X

X

x
x
x
i

1 3 . 2 . 1 9 1 9
2 1 .  6 .
27. 3.1920
2 1 . 6 .
10.  5.1921
26.10.
22.11.1922
13.  8.1923
6.10.

30.1 1.
3.  6 .1924

15.  1.1925
20.  1.1926
'17.  5.
29. 1.1927
29. 6.1928
30. 3.1930
9.10.1931
1 . 6 , 1 9 3 2
4.12.

x  - x
X X

x

x

x
x
x
X

x
x
X

x x
x x x
X X

x x

30. 1.1933 Machtergretfung durch Adolf Hitler

Bild 3: Die Koalitionen und Reichsregierungen der Weimarer Republik
Schmidt Zahlenbild 50 074)

Diese häufigen Regierungswechsel waren ein Kennzeichen des Weimarer Staates,
schadeten sehr dessen Ansehen und schwächten auch die außenpolitische Stellung
des Deutschen Reiches.

Tage

K. Fehrenbach Z

Gustav Stresemann DYP
Gustav Stesemann DYP

Wilhelm Marx Zenfrum
Wilhelm Maß Zenfum

Heinrich Brüning Zentrum
Fßnz v. Papen Zentun

v. Schleicher partelos
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Nationalsozialisten
Deutschnationale
Deutsche Volkspartei
Bayerische Volkspartei
Zentrum
Deutsche Demokr. Parlei
Sozialdemokraten
Unabhängige Sozialisten
Kommunislen
Ubrige Parteien
Insgesamt

1 9 . 1  .
'1919

44

1 9

9 t

75

t o J

22

7

421

6.6.
1920

65
21
64
39

102
84
4
I

459

4.5.
1924

32
95
45
'16

65
28

100

29
472

7.12 .
1924

' t4

103
51
'19

69
32

'131

29
493

20.5.
1928

1 2
71

45

1 6

153

54

5 t

491

14.9 .
1930
't07

30
1 9
trö

20

143

77

72

31 .7 .
'r 932

230

7

75

4

1 3 3

89

1 1

608

6 . 1 1  .
1932

196
52
1 1
20
70
2

121

1933

288
52

1 9

120

100
1 2

584

81

7

647

Ruhrkampf
L923

Tabelle II: Abgeordnetenzahlen der Reichstage 1919 - 1933

3.3 Das Krisenjahr 1923

3.3.1 Ruhrkampf und Inflation

Frankreichs Wunsch nach Kriegsende war es gewesen, das Ruhrgebiet von
Deutschland zu lösen und - wenn möglich - sogar für sich zu gewinnen. In
Versailles hatte es 1919 dieses Ziel nicht erreichen können. 1923 glaubte es
eine Möglichkeit zu erkennen, seine Absicht doch noch durchzusetzen.

Das Deutsche Reich war den Reparationsforderungen bei der Lieferung von
Kohle und Tblegrafenstangen 1922 nicht ganz nachgekommen. Frankreich
behauptete, dieses Versäumnis sei beabsichtigt gewesen. Am 11. Januar 1923
rückten französische und belgische tuppen in das Ruhrgebiet ein. Französische
Ingenieure übernahmen die Kontrolle über Hüttenwerke und Gruben. Es stellt
sich die Frage, was von deutscher Seite gegen diese Maßnahmen unternommen
werden konnte. Gewalt war ausgeschlossen.

Die Reichsregierung verkündete zwei Tage später nach vergeblichem Protest
den passiuen Wd,erstand.: Die Kohlelieferungen hörten auf, die Eisenbahner
stellten die Arbeit ein; die Einwohner lehnten jede Zusammenarbeit mit den
Franzosen ab. Darauf wiesen diese 140 000 Eisenbahner aus dem besetzten
Gebiet aus. Mit eigenen Arbeitskräften versuchten sie, Zechen und Bahnen
wieder in Gang zu bringen und für sich arbeiten zu lassen. Doch der Erfolg

DL Aufgaben zur Selbstüberprüfung:

1. Welche Parteien hatten in den Reichstagen eine relativ stabile Zahl an Abgeordneten?

2. Wie entwickelte sich nach 1928 die Abgeordnetenzahl der ehemaligen Weimarer
Koalition
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war gering. In der überhitzten Atmosphäre kam es zu Sabotageakten deutscher
Untergrundkämpfer. Die französischen Gerichte fällten Tbdesurteile. Weitere
Zwischenfälle folgten, bei denen über 100 Deutsche umkamen.

Sie werden sich mit Recht fragen, ob Deutschland denn in der Lage war, bei
Stillegung seines größten Industriegebietes weiter zu existieren. Es mussten
doch Geld, Nahrungsmittel und Gebrauchsgegenstände in das Ruhrgebiet ge-
schafft werden, um die arbeitslose Bevölkerung dieses dichtbesiedelten Ballungs-
gebietes mit dem Notwendigsten zu versorgen. Gleichzeitig sanken aber die
Reichseinnahmen rapide ab. Das verarmte Reich war keineswegs fähig, den
passiven Widerstand lange durchzuhalten. Aber auch die französische Regierung
musste erkennen, dass ihre Politik ein Fehlschlag gewesen war und erheblich
mehr gekostet als eingebracht hatte. Das einzige Ergebnis war, dass Deutsch-
land jetzt unmittelbar vor dem wirtschaftlichen Chaos stand.

Nicht nur die hnanziellen Probleme des Ruhrkampfes, sondern auch die Folgen
der Kriegsfinanzierung führten dazu, dass aus der schleichenden Inflation im
Jahre 1923 eine galoppierende wurde. 1919 wurden die Gesamtkosten des
Krieges mit 161 Milliarden Mark beziffert, die über Kredite aufgebracht worden
waren. Praktisch war der Staat bankrott. Schon Ende 1918 war der Wert der
Vorkriegs-Goldmark gegenüber 1914 auf die Hälfte gesunken. Zu Beginn des
Jahres 1923 betrug das Verhältnis 1 Goldmark zu 10 000 Papiermark. Diese
Entwicklung verdeutlicht Ihnen auch Tabelle II.

Passiver
Widerstand

1 Goldmark =
Papiermark

'1
.10

100
1 000

10 000
100 000

1 000 000
10 000 000

100 000 000
1 000 000 000

10 000 000 000
100 000 000 000

1 000 000 000 000

Datum

Jul i  1914
Janua|1920
3.  Ju l i  1922

21.  Okt .  1922
31.  Jan.  1923
24. Juli 1923
8. Aug. 1923

7. sept. 1923
3. Okt. 1923

11.  OK. 1923
22. Okr. 1923
3. Nov. 1923

20. Nov. 1923

Inflation

Ursachen

Dollarkurs in Mark Zeitraum

4 , 1 9 8
41,98 5 Y2 Jan(e

42O,OO 2 '/2 Jahte
4 430,00 108 Tage

49 000,00 101 Tage
414 000,00 174 Tage

4 860 000,00 13 Tage
53 000 000,00 30 Tage

440 000 0oo,00 26 Tage
5 060 0oo 000,00 8 Tage

40 0O0 000 000,00 11 Tage
420 000 000 000,00 11 Tage

4 200 000 000 000,00 17 Tage

Tabelle III: Die Entwicklung der Inflation I9L4 - L923
(aus: Jürgen KUCZYNSKI, Geschichte des Alltags des deutschen
Volkes. Bd. 5. Köln 1982. S. 32)

Um die Staatsausgaben und die Reparationsleistungen bezahlen zu können,
wurde immer mehr Papiergeld in Umlauf gebracht, dem keine Sachwerte ge-
genüberstanden. Die Finanzpolitik der Reichsregierung ermöglichte einen
schnelleri Ubergang von der Kriegswirtschaft zur Friedenswirtschaft. Millionen
demobilisierter Soldaten fanden wieder einen Arbeitsplatz in der Industrie. Die
Arbeitslosenquote blieb im Vergleich mit anderen Staaten in Deutschland des-
halb relativ gering. Obwohl die wirtschaftliche Konjunktur nach 1918 also
relativ gut war, blieb das Warenangebot gering und die Preise stiegen unauf-
hörlich.
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Die Folgen d.er Inflation waren sehr unterschiedlich. Die Schuldner profitierten:
Der Staat konnte mühelos seine inländischen Kriegsschulden abdecken. Im
November 1923, auf dem Höhepunkt der Inflation, hatten die staatlichen
Kriegsanleihen in Höhe von 154 Milliarden Mark nur noch einen Wert von
0,154 Goldmark! Unternehmer bezahlten aufgenommene Kredite mit wertlosen
Papiermark zurück. Bedeutende Industriekonzerne entstanden im Verlauf der
Inflation. Der wirtschaftspolitische Berater des Reichskanzlers WIRTH
(Mai 1921 - November 1922), Moritz J. BONN, schrieb in seinen Erinnerungen:

'Yom Stand,punht der Industriellen war die Inflation tats(rchlich ein Glüch
im Unglück- Sie bereicherte die Unternehtner, uon denen ihrer Meinung narh
das Wohlzrgehen d,es Land,es abhing, und befreite sie uon der Herrschaft der
hurzfristigen demokratischen Verbrq.ucherinteressen, die im Reichstag zu Wort
hamen. Die Wrtschaftsftihrer hatten eine kapitalistische Variante der hommu-
nistischen Enteignungspolitik entd.eckt. Sie plünderten - nicht etwa ihre
'Klassenfeinde', sondern die breite Masse ihrer Mitkapitalisten... . Sie prahti-
zierten einen Sozialismus des GroBhapitalisten. Sie widersetzten sich einer
Stabilisierung aufs heftigste mit der Begründ.ung, sie sei uerfrüht, und be-
nutzten die gewohnten patriotischen Argumente."

(M. J. BONN, So macht man Geschichte, München 1953, S. 273)

Besitzer von Sachwerten kamen gut davon. Die Sparer verloren dagegen ihr
g€samtes Vermögen. Dies traf vor allem für den Tbil des Mittelstandes zu, der
sein Vermögen in nun wertlosen Kriegsanleihen angelegt hatte. Haus- und
Grundbesitzer wurden dagegen schuldenfrei.

Die Geldentwertung führte dazu, dass Löhne und Gehälter laufend erhöht
werden mussten und trotzdem keinen Wert hatten. So kostete in Berlin im
September 1923 ein Brot I 512 000 Mark. Bis November stieg der Preis auf
201 000 000 000 Mark. Sicherlich werden Sie sich fragen, wie die Menschen
ihren Alltag bewältigten. Ein Zeitzeuge erinnert sich:

'Die Arbeiterfrauen hatten eine Methode entwickelt, die ihnen wenigstens
genug zu essen für ihre Familien garantierte. Man sah sie an den Zahl-
tagen - nun mind.estens zweirnal in der Woche - in Haufen vor den Fabrih-
toren stehen und auf ihre Mönner warten; die kihne wurden .-. nach d.em
Dollar-Index berechnet. Am Norhmittag eines ZahLtages kamen Instwagen
uoller Papiergeld uon den Banken, uo das GeId nicht mehr gezählt, sondern
die Dicke der Bündel rnit Linealen eemessen wurde. Sobald sich die Fqbrih-
tore öffneten und die Arbeiter mit ihren Lohnpaketen (oft in Zigarrenkisten)
herausströrnten, begann eine Art Stafettenlauf- Die Frauen nahmen das GeId,
liefen zu den ndthsten Ltid,en und. kauften ein, ehe die Preise wieder erhöht
wurden."

(Egon LARSEN, Die Weimarer Republik. Ein Augenzeuge berichtet,
München 1980, S. 64)

Im August 1923 wurde eine neue Reichsregierung - eine GroBe Koqlition aus
SPD, Zentrum, DDP und DVP - unter Kanzler Gustav STRESEMANN gebildet.
STRESEMANN stellte den passiven Widerstand im Ruhrgebiet ein. Mit einer
Währungsreform gelang es im November, die Inflation zu beenden. Die neue
"Rentenmark" wurde in ihrem Wert mit dern Grundbesitz der Industrie eedeckt.
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X. Aufgaben zur Selbstübe4rrüfirng:

1. Wer besetzte aus welchem Anlass 1923 das Ruhrgebiet?

Nennen Sie Ursachen für die Inflation von 1923.

Füllen Sie die folgende Tabelle aus:

3.3.2 Der HitleFPutsch und seine Folgen

Nicht nur der Ruhrkampf und die Inflation, sondern auch ein Putschuersuch
uon rechts stellte die Weimarer Republik 1923 vor eine Zerreißprobe (vgl. Bild
4). In Bayern hatte sich seit der Niederschlagung der Räterepublik 1919 die
nationalistische Rechte zu den'Vereinigten Vaterländischen Verbänden" zusam-
mengeschlossen. Die 1920 u. a. von Adolf HITLER gegründete Nationalsozialis-
tische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) spielte dabei eine wichtige Rolle.
HITLER war damals schon einer der bekanntesten rechtsradikalen Politiker
Süddeutschlands. 1923 glaubte er, von München aus mit einem "Marsch auf
Berlin" eine nationale Diktatur errichten zu können. Auslöser für diesen Um-
sturzversuch war das von der Reichsregierung veranlasste Ende des Ruhrkamp-
fes. In Bayern wurde von der Landesregierung der Ausnahmezustand ausgeru-
fen und mit Ritter von KAHR ein rechtsstehender Gegner der Reichsregierung
zum Staatskommissar ernannt. Er beteiligte sich zeitweise an den Umsturzplä-
nen. HITLER schlug am 8./9. November 1923 mit Hilfe des ehemaligen Gene-
rals LUDENDORFF selbst los. Da von KAHR und das bayerische Militär von
der Reichswehrführung keine Rückendeckung für die "Nationale Revolution"
bekamen, beendeten sie HITLERS nun aussichtslos gewordenes Abenteuer mit
Waffengewalt. HITLER und LUDENDORFF wurden vor Gericht gestellt. Die
Richter verurteilten HITLER zu fünf Jahren Haft, von denen er nur neun
Monate verbüßen musste. Für einige Zeit wurde die NSDAP verboten.

Putschversuch
von rechts
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BiId 4: Iftisenherde im Deutschen Reich 192?/23
(aus: ALTER, P. u. a.: erinnern und urteilen Bd. 3, S. 42)

Weitere innere Krisenhzrd.e im Reich (vgl. Bild 4) waren u. a. das Rheinland
und die Pfalz. Hier versuchten Separatisten (Vertreter der Thennung),im Okto-
ber/I.lovember mit französischer Unterstützung eine "Rheinische Republik" aus-
zurufen. Dieses Vorhaben scheiterte aber am Widerstand der Bevölkerung.
Koalitionen aus SPD und KPD in den Landesregierungen von Sachsen und
ThüLringen wurden von der Reichsregierung mit der sogenannten "Reichsexeku-

tion" (Art. 48 der Verfassung) beseitigt, weil die KPD in diesen Ländern begon-
nen hatte, Arbeiter flir die Revolution zu bewaftren. Zu einem kurzen, aber
erfolglosen von der KPD geplanten Aufstand kam es im Oktober 1923 aller-
dings nur in Hamburg. Auch die KPD wurde Ende 1923 kurzfüstig verboten
und verlor danach einige Jahre an politischem Ein{luss. Die Weimarer Republik
habe sich, meint der Historiker E. KOLB, in den "Herbstwochen 1923 gegen'
über dcn Herausforderungen uon links und rechts behauptet". Auch die durch
den verlorenen Krieg und den Versailler Vertrag bestimmte außenpolitische
Konlliktlage begann sich nun zu entspannen.
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4 AUSSENPOLITIK UNTER RATHENAU UND STRESEMANN

4.1 Vorn Londoner Ultimatum bis zun Vertrag von Rapallo

Die deutsche Außenpolitik musste in der Weimarer Republik von den Gegeben-
heiten des Versailler Vertrages ausgehen. Am 27.4.1921 hatte die Reparations-
kommission. wie Sie wissen. die Summe der von Deutschland zu zahlenden
Reparationen auf 132 Milliarden Goldmark festgesetzt. Die Annahme durch das
Deutsche Reich erzwangen die Ententemächte am 5.5.1921 durch das I'ondoner
[Jltimatum (letzte Warnung). Sie drohten mit Wiederaufnahme der Blockade
und Besetzung des Ruhrgebietes, wenn nicht folgende Verpflichtungen eingegan-
gen würden: jährliche Zahlung von 2 Milliarden Goldmark und' 26 Vo des Aus-
fuhrerlöses, Zahlung einer Goldmilliarde innerhalb von 25 Tagen. Dem Reichs-
tag blieb keine Wahl. Am 11. Mai nahm er das Ultimatum an Walter RIffHE-
NAU, der als Wiederaufbauminister die deutsche Politik maßgebend bestimmte,
bezeichnete das Londoner Ultimatum als undurchführbar und unmoralisch.
totzdem sprach er sich im Hinblick auf die außenpolitische Zwangslage für
seine Annahme aus.

Von der Unerfüllbarkeit der Forderungen konnten die ehemaligen Gegner
seiner Meinung nach nur dadurch überzeugt werden, dass Deutschland ver-
suchte, bis an die Grenze seiner Möglichkeiten zu zahlen. Dann müsse sich
zwangsläufig, so glaubte RIffHENAU, eines Tages die Unmöglichkeit weiterer
überhöhter Zahlungen herausstellen. Diese gutgemeinte und ehrliche Erfll-
Iungspolitih fand bei den Ententemächten jedoch keineswegs die Würdigung'
die sie verdient hätte. Als die deutsche Regierung die erste Milliarde Goldmark
vertragsgemäß gezahlt hatte, musste sie um ein Moratorium (Zahlungsaufschub)

nachsuchen, da ihre Mittel vollkommen erschöpft waren. Doch die Franzosen
sahen hierin den Versuch, sich den festgesetzten Verpflichtungen zu entziehen.
Das Moratorium wurde daher abgelehnt.

Ein neuer Versuch, die internationalen Wirtschafts- und Reparationsfragen zu
regeln, wurde irn April und Mai 1922 aü der Konferenz von Genua unternom-
rnen. Auch die Sov{etunion und Deutschland waren vertreten. Doch es gelang
in Genua nicht, das deutsche Reparationsproblem zu lösen, obwohl Walter
RIflHENAU - nun als Außenminister - die Begrenzung der deutschen Zah-
lungsfähigkeit nachzuweisen verstand.

Ein ganz anderes Ereignis vollzog sich zur allgemeinen Uberraschung während
der Konferenz: der Abschluss eines Vertrages zwischen Deutschland und der
Soujetunion (Yertrag uon Rapallo). Sie werden sich über die Tatsache wundern,
dass das Deutsche Reich ausgerechnet mit dem Staat einen Vertrag abschloss,
dessen Ziel die Weltrevolution war und der Umsturzversuche im Reich unter-
stützte. Doch bedenken Sie, dass es noch einen anderen Gesichtspunkt liir
Deutschland gab, nemlich den außenpolitischen.

Beide Staaten nahmen diplomatische Beziehungen zueinander auf. Außenpoli-
tisch wichtiger war der Vertrag von Rapallo aber wegen des gegenseitigen
Verzichtes auf den Ersatz der Kriegskosten und der Kriegsschäden. Die deut-
sche Seite hoffte, damit den ersten Schritt zur Revision des Versailler Vertrages
gemacht zu haben. Die Verständigung beider Staaten wurde von England und
Frankreich mit Sorge betrachtet. Der französische Ministerpräsident sah darin
sogar eine mögliche 'tsedrohung des Friedens".

Gegen Walter ruffHENAU wurde von der nationalistischen Rechten wegen
seiner jüdischen Abstammung ständig gehetzt. Seine "Erfüllungspolitik" wurde
verächtlich gemacht. Ausgerechnet der Mann, der alles getan hatte, um
Deutschland aus der außenpolitischen Isolierung herauszuführen, wurde ein
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R,AIHENAUS
Haltung
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Rapallo 1922
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opfer blinden Hasses. Am 24.6-1922 wurde er auf der Fahrt zum Außenministe-
rium durch Pistolenschüsse und Handgranaten errnordet. Ein ähnliches schicksal
hatte 10 Monate vorher Matthias ERZBERGER erlitten, der von rechtsradikaler
seite für den Abschluss des waffenstillstandes und Friedensvertrages verantwort-
lich _gemacht wurde: Im August 1921 war er von zwei Mitgliedern eines Geheim_
bundes erschossen worden.

4.2 Stresenanns Verständigungspolitik

Im November 1923 fand - wie Sie wissen - die Inflation ihr Ende. Dadurch
gelang es, den Reichshaushalt allmählich wieder auszugleichen. Durch beide
Maßnahmen war zunächst die Krise gemeistert und die- Voraussetzung für den
wiederaulbau geschaffen. Zwei wochen nach Einführung der Rentenmark wurde
dem Kabinett STRESEMANNs, der 9. Regierung der Wiimarer Republik (Bild A),
im Reichstag das vertrauen entzogen, da die sFD dem Kanzler STRESEMANN 

.

den X,eichswehreinsatz gegen die Linksregierung in Sachsen verübelte und da
STRESEMANNs eigene DVP das Vorgehen g"gÄ B"y"rn missbilligte. In die
folgende Regierung trat STRESEMANN als Aunenminister ein. Dieses Amt be-
hielt er bis zu seinem Tbde im Jahre 1g29. Durch die erwähnten Maßnahmen
hatte STRESEMANN als Kanzler die Grundlagen geschaffen, auf denen er als
Außenminister weiterbauen konnte. Sein Ziel iar äs, dem deutschen Volk
innenpolitische Ruhe, wirtschaftlichen Aufstieg und außenpolitische Anerkennung
zu verschaffen. Hierfür gab es aber nur den Weg der Verständigung mit den
ehemaligen Gegnern. So wurde für ihn die Entspannung der deutsch_französi-
schen Beziehungen zum Zentralproblem seiner Außenpoiltik.

Es stellt sich die Frage, wie sTRESEMANNs Bemühungen sich auf die interna-
tionalen Beziehungen auswirkten. Den Ausgangspunkt bildet der DAWES-plan,
benannt nach dem amerikanischen Bankier unä 

-politiker 
C. G. DAW-ES, der in

dem sachverständigenausschuss der Reparationskommission den vorsitz führte.
Reparationszahlungen sollten, dem plan zufolge, nur noch aus den wirtschaftli-
chen Uberschüssen geleistet werden. Dies *ui b"i d"- Zustand der deutschen
Wirtschaft nicht zu erreichen. Um ihre Wiedergesundung zu ermöglichen, er_
kannte das Ausland die Kreditwürdigkeit Deutschlands ai und stellte dem Reich
eine erste Anleihe von 800 Mio. Goldmark zur Verfügung (s. Bild 5). Weitere
Kredite. (geliehene Geldbeträge) an Staat und privatiirtJchaft sorgten dafür, dass
sich bald die ersten Anzeichen wirtschaftlicher Besserung nach der Inflation
zergLen.

Eine Gesamtsumme der Reparationszahlungen wurde aber auch im DAWES-
Plan nicht festgelegt. Dass die im Londoner ultimatum 192r festsesetzte sum-
me von 132 Milliarden Goldmark die deutschen Möglichkeiten weit überstieg,
war inzwischen allen Verantwortlichen klar geworden. Daher setzte -"n .r.ri
die Jahresraten fest. Bis zum Jahre 1928 betrugen diese 1 bis 1,25 Milliarden
Mart. Dann sollten jährlich 2,b Milliarden geza-hlt werden. über die t;;J;;.
Zahlungen wurde nichts gesagt.

Frankreichs Sicherheitsbedürfnis war immer noch nicht befriedigt. Daher räum_
te es 1925 nicht, wie es im Versailler Friedensvertrag festgesetzt war, die
nördliche Besatzungszone des Rheinlandes. Als vorwÄd führten die Franzosen
z. T. fadenscheinige Gründe an, z. B. die Kasernierung der Schutzpolizei;
STRESEMANry protestierte, doch ohne Erfolg. Darauflntschloss ei sich, dem
französischen Wunsch nach verstärkter Sicheiheit durch die Garantie der
deutschen Westgrenzen entgegenzukommen.
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Kredite

kurzfristige
'10,3 l\ril l iarden RM

langfristige
'10,3 Mill iarden RM

Deutschland

Reparationen

(bis z. 31.8.24)
bis 1932

Banken

"/ru;;\
öffenfl. Kredite Wirt- +

schaft

ft"",n

Neuinvestitionen
40 Mill iarden RM,
oavon aus ergenen
Mitteln 28 Mill iard. RM

Schuldver- Staatshaushalt

Kriegsschulden

I
Gesamtsumme:
11,5 Milliarden Dollar
davon durch Rückzahlungsvereinbarungen
praktisch 50 % gestrichen
davon bezahlt: 2,6 Milliarden Dollar

Bild 5: Internationaler Finanzkreislauf 1924 -
(Aus: Hagen SCHULZE, S. 39)

Gesamtsumme 132 Milliarden Goldmark
Geleistet bis zum
lnkrafttreten des Dawes-Planes

= 8,719 Mill iarden Goldmark
= 12,062 Mill iarden Goldmark

insgesamt
r93U32

= 20,781 Mill iarden Goldmark

Diesem Ziel diente der Locarnouertrag von 1925, in dem Deutschland, Frank-
reich und Belgien auf eine Veränderung der bestehenden Grenzen verzichteten.
England und Italien übernahmen hierfür die Garantie. Dies bedeutete Deutsch-
lands endgültigen und freiwilligen Verzicht auf ElsaB-Lothringen, d.er 1919 im
Versailler Vertrag noch unter Zwang ausgesprochen war. Frankreich konnte
jetzt beruhigt sein, denn ein Angriff auf französisches Gebiet war nicht mehr
zu befürchten. Ebenso war aber auch das Deutsche Reich geschützt vor erneu-
ten Versuchen Frankreichs, sich des Ruhrgebietes zu bemächtigen.

Der Vertrag betraf aber auch die Ostgrenzen. Deutschland verpflichtete sich,
seine Grenze mit Polen nicht mit Gewalt zu verändern, betonte aber gleichzei-
tig seinen Anspruch, mit friedlichen Mitteln das 1919 verlorengegangene deut-
sche Land im Osten eines Tages zurückzuerhalten. Um die Sicherheit Polens
und der Tschechoslowakei zu stärken, schloss Frankreich mit beiden Staaten
Beistandspakte ab. Sie sollten französische Hilfe erhalten, falls sie von Deutsch-
land angegriffen würden. Es stellt sich die Frage nach den Auswirkungen der
Locarnopolitik.

Der Vertrag von Locarno - genannt nach dem Schweizer Kurort am Lago
Maggiore, wo die Konferenz stattgefunden hatte - bedeutete einen entscheiden-
den Wandel in den deutsch-französischen Beziehungen. Hass und Rachsucht
waren dem Willen zur Versöhnung gewichen. Einen wesentlichen Anteil an
diesem Gesinnungswandel hatte der französische Außenminister Aristide
BRIAND, der als glühender Pazilist (Anhänger des Friedens) wie Gustav
STRESEMANN alles daransetzte, um eine Wiederholung der Greuel des Ersten
Weltkrieges zu verhindern. Beide Staatsmänner fanden bei ihren Landsleuten
keineswegs immer Verständnis. Viele Franzosen konnten sich nicht so schnell
entschließen, mit dem ehemaligen "Erbfeind" nun auch innerlich Frieden zu
schließen. Auch STRESEMÄNN stieß, vor allem bei der politischen "Rechten",

auf Widerstand. Sie warf ihm vor, er verzichte freiwillig auf deutsches Gebiet.

Vertrag von
Locarno 1925

Deutsche
Ostpolitik

"Geist von
Locarno"

BRIAND als
Partner
STRESE.
MANNs
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Die Deutschnationalen schieden daher im Dezember 1925 wieder aus der Regie-

rung aus, in die sie im Januar eingetreten waren Die folgenden Regierungen
aus DDP, Zentrum und D\? konnten der Politik STRESEMÄNNs nur eine
schmale Grundlage im Parlament bieten (Duldung durch die SPD).

War schon RIJIHENAU als "Erfüllungspolitiker" beschirnpft worden, so wurde

STRESEMANN von nationalistischen Kreisen als "Verzichtpolitiker" verächtlich
gemacht. Dieser Vorwurf war genauso unsinnig wie gehässig; denn
STRESEMANNs Bemüihen galt nach seinen eigenen Worten der "Erhaltung der

Rheinlande und der Wiedergewinnung deutschen Landes im Osten".

Die sowjetische Regierung war durch den Locarnovertrag misstrauisch geworden.

Widersprach dieser dem Rapallovertrag, der ja eile engere Bindung Deutsch-
lands an die Westmächte verhindern sollte? Um die Sowjets zu beruhigen,
schloss STRESEMÄNN im Juni 1926 in Berlin mit ihnen einen deutsch-russi-
schen Freundschaftsvertrag ab ("Berliner Vertrag"). Beide Staaten kamen überein,

an keinem Krieg gegen den Vertragspartner teilzunehmen lund' Neutralität ztJ

wahren, wenn nicht der Bündnispartner der Angreifer sei.

Wir wollen nun untersuchen, welche politischen Vorgänge durch den "Geist von

Locarno" bestimmt waren. Schon auf der Locarnokonferenz hatten die Westmäch-

te Deutschland die Aufnahme in den Völkerbund in Aussicht gestellt. Ein Jahr
später war es dann soweit! Am 8. September 1926 wurde das Deutsche Reich

einstimmig in den Völkerbund aufgenommen. Auch seine Forderung, einen stän-
digen Sitz im Völkerbundsrat zu erhalten, wurde erfüllt. Mit Begeisterung wurde
die deutsche Delegation bei ihrem ersten Erscheinen im Sitzungssaal begrüßt.
Der französische Außenminister BRIAND drückte die allgemeinen Empfindungen
aus, als er, zu den Deutschen gewandt, sagte: "!Vos Held'entum und Kraft betriffi,
brauchen sich unsere VöIker keine Beweise mehr zu geben. Auf den Schlachtfel'
dern der Geschichte haben beide eine reiche und ruhmvolle Ernte gehalten Sie
hönnen sich von jetzt an um and'ere Erfolge auf anderen Gebieten bemühen."

STRESEMANN hatte gehofft, nach den bisherigen Erfolgen seiner Verständi-
gungspolitik weitere Zugest?indnisse von FYankreich zu erreichen, besonders eine
vorzeitige Räumung der Besatzungszonen und eine Vorverlegung der Saar-
abstimmung. Zwar waren 1925 das Ruhrgebiet und 1926 die Kölner Zone ge-

räumt worden, doch weitere Erleichterungen ließen sich nicht erreichen.
BRIAND war durchaus bereit, STRESEMANNs Wünschen entgegenzukommen,
doch sein guter Wille scheiterte an der öffentlichen Meinung in Frankreich und
der Halsstärrigkeit des französischen Ministerpräsidenten POINCARE. So erhielt
die innerdeutsche Rechtsopposition immer mehr Oberwasser. Vergeblich wies

STRESEMANN das Ausland auf diese Gefahr hin: 'Es gibt auch ein Warten, das
zu lange dauert. Do,s deutsche VoIk wartet schon so lange mit steigender Unge-
duld auf das Ende der Besatzungszeit, daB wir uns um die moralischen FYüchte
einer solchen Geste Frankreichs bringen, wenn sie noch kinger ausbleibt."

In seiner letzten Rede vor dern Völkerbund irn September 1929 rief STRESEMANN
den Abgeordnete n zlu: "Wir haben die Fortdauer der Besetzung deutschen Landes
auf dai schmerzlichste empfunden. Kein VoIk, das sich selbst achtet, hätte anders
empfind.en können. Ich kann auch nicht stillschweigend daran vorbeigehen, dap ein

and,erer Teil d.es deutschen Land'es, das Saargebiet, noch unter nichtdeutscher
Verwaltung steht, ein Gebiet, dessen Wied'eruereinigung mit dem Heimatland der

einmütige Wunsch seiner Beuölkerung ist. Wir haben die nüchterne Aufgabe, die

Völker einand,er näher zu bringen, ihre Gegensätze zu überbrücken. Es handelt
sich um eine harte Arbeit". Erst kurz vor STRESEMANNs Tod im Jahre 1929
konnte ihm BRIAND die Bereitschaft der französischen Regierung mitteilen, der



Räumung des Rheinlandes zuzustimmen. 1930 rückten die Besatzungstruppen
ab. STRESEMANN hat es nicht mehr erleben dürfen.

Zwei Jahre zuvor hatte der amerikanische Staatssekretär KELLOGG einen Kriegsächtung
Plan vorgelegt, in dem sich die Staaten zur Achtung des Krieges verpflichten durch den
sollten. Zusammen mit den Vertretern von 14 Nationen unterzeichnete KELLOGG-
STRESEMANN den KELLOGG-Pakt, dem bis Ende 1929 54 Staaten beigetreten Pakt 1928
waren.

Im gleichen Jahr war auch ein erneuter Versuch unternommen worden, die Reparations-
Reparationsfrage zu regeln. Die jährlichen Zahlungen, die Deutschland nach frage
dem Ihnen bekannten DAWES-Plan zu leisten hatte, waren 1928 auf 2,5 Mil-
liarden Mark angestiegen. Die Laufzeit war immer noch nicht begrenzt. Da
machte die deutsche Regierung den Vorschlag, die Höhe der Jahresraten zu
überprüfen und einen Endtermin festzusetzen. Dieser Wunsch fand Verständnis.
Unter Vorsitz des amerikanischen Wirtschaftspolitikers Owen YOUNG wurde
1929 der YOUNG-Plan ausgearbeitet, der das Ende der Zahlungen auf das YOUNG-Plan
Jahr 1988 festsetzte. Die jährlichen Raten wurden auf etwas über 2 Milliarden 1929
Goldmark festgelegt. Mit der Auflösung der alliierten Reparationskommission,
die Deutschland kontrollierte, gewann die Republik erstmals seit ihrem Beste-
hen die volle linanzielle und wirtschaftliche Selbständigkeit. Die Weltwirt-
schaftskrise führte 1931 mit dem HOOVER-Moratorium zum Aussetzen des Ende der
YOUNG-Plans. Auf der Konferenz von Lausanne wurden 1932 sogar alle Repa- Reparationen
rationforderungen, gegen eine nie geleistete deutsche Zahlung von 3 Milliarden 1932
Goldmark, fallengelassen.

Jahr Konterenz Gesamthöhe Anzahl der Höhe der Laufueit
(in Mrd. Raten Jahresraten bis
Goldmark)

1919 Versailles

1920 Boulogne
1921 Paris
Januar
'1921 London
Mai

1924 Dawes-Plan
LOndon

1929 Young-Plan
Paris

'1932 Lausanne

nicht 30 nicht 1950
testgelegt festgelegt
269 Mrd. 42 2-6 Mrd. 1961
226 Mrd, 42 6,5 Mrd, 1962

'132 Mrd. 66 2-6 Mrd. 1987

nicht nicht 1-2,5 Mrd. nicht
festgelegt testgelegt festgelegt

112 Mrd.  59 1,7-2,1 Mrd.  1988

Abschlussrate I 3 [ilrd.

Tabelle IV Auf mehreren Konferenzen werden die Reparationsforderungen verändert

Zwischen 1919 und 1932 zahlte Deutschland ca.21 Milliarden RM an Reparationen.
Gleichzeitig flossen 28 Milliarden RM als Kapitalimport nach Deutschland. Der Ef-
fekt der Reparationen lag nach dieser Bilanz nicht darin, dass die Finanzkraft der
deutschen Wirtschaft geschwächt wurde. Nicht zu unterschätzen sind bei der Beurtei-
lung der Reparationsfolgen aber die Folgen für die "nationale Psyche" und die Bela-
stungen der Internationalen Finanzmärkte durch den Kreislauf von Krediten und
Reparationen seit dem DAWES-Vertrag.



XI. Aufga.ben zur Selbstübe4lrüIung:

1. Geben Sie kurz den Inhalt des Londoner Ultimatums von 1921 wieder.

2. Ordnen Sie bitte die Stichworte

a) Reichspräsidentenwahl, d) Vertrag von Locarno,

b) Abbruch des Ruhrkampfes, e) Deutschlands Eintritt in den Völkerbund,

c) Berliner Vertrag, f) Vertrag von Rapallo

den Jahreszahlen zu und fügen Sie in Klammern jeweils den Namen des zugehörigen
deutschen Politikers bei:

1922

1923

1925

1926

3. Kreuzen Sie bitte an, was auf den DAWES-Plan zutrifft.

a) Diplomatische Beziehungen Deutschland - Sowjetunion ----.1

b) Vorläufige Regelung der Reparationsfrage

c) Kredite für Deutschland

d) Endtermin für Reparationen

e) Kriegsächtung

4. Nennen Sie die beiden deutschen Politiker, die 1921 bzw. 1922 von Rechtsradikalen
ermordet wurden.

5. Zählen Sie die Bestimmungen des Vertrages von Locarno in Stichworten auf.

6. Kennzeichnen Sie kurz die politische Haltung des französischen Ministerpräsidenten
POINCARE.

7. Schlagen Sie bitte Seite 31 auf. Beschreiben Sie die in der Gralik dargestellten
internationalen Finanzkreisläufe in den zwanziger Jahren.

tr
T
T
T
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5 DIE'GOLDENEN ZWANZIGER JAHRE"
Konjunktur = Kultur?

Auf wirtschaftlichem Gebiet vollzog sich in den Jahren 1924 bis 1929 ein
erstaunlicher Aufschwung in der Weimarer Republik. Seit dem DArW'ES-Plan
waren vor allem aus den USA viele Milliarden Mark an Krediten in die deut-
sche Wirtschaft geflossen. Die Produktionsziffern stiegen, der Außenhandel
erreichte wieder den Umfang der Vorkriegszeit. Viele Fabriken wurden moderni-
siert und in ihnen neue Arbeitsmethoden eingeführt. Von der guten Wirtschafts-
lage profitierte auch die Bevölkerung, deren Lebensstandard fast wieder das
Niveau von vor 1914 erreichte.

Sozialpolitisch waren bis 1923 u. a. die Tarifautonomie, das Betriebsrätegesetz
und der Achtstunden-Arbeitstag durchgesetzt worden. Hinzu kamen nun die
Einführung der staatlichen Fürsorge für Arme und die Arbeitslosenversiche-
rung. Mieter wurden per Gesetz vor willkürlichen Kündigungen geschützt. Mit
kommunalen Wohnungsbauprogrammen versuchten Städte und Gemeinden,
ausreichend Wohnraum zur Verfügung zu stellen.

Im Bereich von Kunst und. Wissenschalt waren die zwanziger Jahre sehr
fruchtbar. Viele Deutsche wurden zwischen 1918 und 1933 mit Nobelpreisen
geehrt (2. B. Albert EINSTEIN, Thomas MANN, Ludwig QUIDDE). Der seit
1918 in Berlin lebende Schriftsteller Leonhard FRANK erinnert sich an das
kulturelle Leben nach 1925:

"Damals war die schöne Zeit. Von den Narhwirkungen des uerLorenen Krie-
ges war nichts mehr zu spüren. Die Wrtschaftsuerhtiltnisse htitten nicht
besser sein können. ... Diese Zeit war der Beweis dafü4 daB Wirtschaftskraft
und -aufstieg auch das geistige und künstlerische Schaffen beftuchten... . Die
Büch.erproduktion uar gröBer als je. Die neue expressionistische Richtung, in
Deutschland entstanden, beeinfluBte die europtiische Dichtung. Theaten Opet
Konzerthäuser waren überfüllt. Europtiische Künstler, aus Paris, I'ond'on,
Rom, die nach Berlin hamen, waren begeistert und wollten nicht mehr fort.
Die Luft in Berlin war elektrisch gelad.en."

(Leonhard FRANK, Links wo das Herz ist, München 1963, S. 113 0

Modernisie-
rung

Kunst und
Wissenschaft

XII. Aufgabe zur Selbstüberprüfung:

Diese Frage setzt etwas detektivischen Spürsinn voraus:

Versuchen Sie, mit Hilfe eines Lexikons eine Gemeinsamkeit zwischen EINSTEIN' MÄNN'

QUIDDE und L. FRANK zu ermitteln.

Bekannte Künstler und Intellektuelle in der Weimarer Republik standen poli-
tisch links. Ihre sozialkritischen Werke waren unter den Zeitgenossen fast
immer umstritten. Heute gelten davon viele, wie z.B. die Theaterstücke des
Dramatikers BRECHT und die Bilder der Maler DIX und GROSZ, als Klassi-
ker. Der deutsche Stummfilm der zwanziger Jahre besaß mit den Regisseuren
IÄNG und MURNAU künstlerische Weltgeltung.

Wenn Ihr Spürsinn in der letzten Aufgabe erfolgreich gewesen ist, dann werden
Sie erkannt haben, dass die Nationalsozialisten nach 1933 die fortschrittliche
"Kultur von Weimar" zerstörten.



Politische
Stabilität

Reichspräisi-
dentenwahl
1925

HINDENBIJRG
als
"Ersatzkaise/'

Bewerber '1 .Wahlgangl)
Kandidat von

2.Wahlgang,)
Kandidat von

Die Jahre zwischen 1924 und 1929 verliefen für die Republik politisch stabil.
Der im Dezember 1924 gewählte 3. Reichstag hatte die längste Legislaturperio-
de aller Reichstage während der Weimarer Republik. Erst im Mai 1928 wurde
wieder gewählt. Die verschiedenen Regierungen wurden von bürgerlichen Koali-
tionen, zeitweise unter Einschluss der rechten DNVP, gestellt. Einen Wechsel
gab es 1925 im Amt des Reichspräsidenten. Friedrich EBERT verstarb 1925
kurz vor dem Ende seiner Amtszeit. Zu seinem Nachfolger wurde nicht der
Kandidat der Weimarer Koalition, Wilhelm MARJ( (Zentrum), sondern der ?8
Jahre alte ehemalige Generalfeldmarschall Paul von HINDENBURG gewählt. In
Tabelle V finden Sie eine Zusammenstellung der Ergebnisse der Wahlgänge für
die Reichsprtisidentenwahl 1925

Anteil
ln "/o

Anteil
in o/o

1925
Jarres
Held
Ludendorff
Braun
Hellpach
Marx
Thälmann
Hindenburg

DNVqDVP
BVP
NSDAP
SPD
DDP
Zentrum
KPO

Zentrum,SPO,DDP
KPD
DNVEDVP,BVP,
NSDAP

38,8

1 , 1
29,0

5 ,8
1 4 , 5
7 ,O

45,3
6,4

48,3

') Erforderlich ist absolute Mehrheit.
a Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält.

Tabelle V Ergebnisse der Wahlgänge für die Reichspräsidentenwahl 1925

XIII. Aufgabe zur Selbstüberprüfung:

Benennen Sie mit Hilfe von Tabelle V die politische Richtung, mit deren Unterstützung
HINDENBURG 1925 gewählt wurde.

Manche Wähler erhofften sich von HINDENBURG eine Wiedereinführung der
1918 abgeschafften Monarchie. Für viele Deutsche war er deshalb eine Art"Ersatzkaiser", der als Präsident der Republik wegen seiner militärischen Lauf-
bahn verehrt wurde.

Der liberale Journalist Theodor WOLFF kommentierte den Wahlsiee HINDEN-
BURGs im 'tserliner Tageblatt":

'Die Republikaner haben ein Schlo.cht uerloren ... Offiziersbündler lassen heute
Sektpfropfen knallen wie nach der Ermord,ung RATHENAIIs und die in der
gesellschaftIichen Rangord,nung etwas tiefer stehenden ... berauschen sich teils
an Kaffee und teils an Bier.. Was soll man mit einem Volke anfangen, das aus
seinern Unglüch nichts lernt und sich immer wieden auch zum zehnten und
zwölften MaIe, uon den gleichen Leuten am Halfterbande führen läBt?',
(zit. nach: Hagen Schulze, S. 296)
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WELTPOLITISCHE KRISEN UND WANDLUNGEN

6.1 Der Faschismus in Italien

Das Königreich Italien stand im Ersten Weltkrieg seit 1915 auf seiten der
Entente-Mächte. Nach Kriegsende hatte es Südtirol, Istrien und tiest von
Osterreich erhalten. Jedoch blieben die kolonialen Wünsche des Landes in
Nordafrika auch nach dem Friedensschluss unerfüllt. Viele Italiener sprachen
deshalb von einem "verlorenen Sieg". Innenpolitisch war Italien nach Kriegsen-
de ein unruhiges Land. Industrie- und Landarbeiter streikten und begannen
sich zu organisieren. In vielen Provinzen wurden im November 1919 Sozialisten
in die Regierung gewählt. Unternehmer und Großgrundbesitzer gründeten
Verbände, um ihren Besitzstand zu sichern. Benito MUSSOLINI gründet in
dieser Zeit die '?osci italiani di combattinTento" (Faschistische Kampfbünde).
Ihren Namen leiteten sie von den "fasces" ab, den Rutenbündeln, die zur römi
schen Zeit den Kaisern und Konsuln als Zeichen ihrer Macht über Leben und
Tbd vorangetragen wurden. Mit schwarzen Hemden bekleidet und daher auch
"Schwarzhemden" genannt, begannen faschistische Stoßtrupps (squad.ri d.'azione)
seit 1920 terroristische Strafexpeditionen gegen politische Gegner aus dem
Lager der Sozialisten. Ein bekannter italienischer Sozialist berichtete vor dem
Parlament über die Methoden des Stoßtruppterrors:

"Mitten in der Nacht, utihrend die Bevölkerung schltift, kommen die Lastwa-
gen mit Faschisten in den hleinen Dörfern an, natürlich uon den Htiuptern
der lokalen Agrarier <Grundbesitzer> begleitet, immer von ihnen gefiihrt,
denn sonst wtire es nicht möglich, in der Dunkelheit, inmitten d'er weiten
Land.schaft, das Höuschen des Ligenführers <Gewerkschaftsführers> oder
das kleine, erbörmliche Arbeitsuermittlungsbüro auszumachen. Man nimmt
uor einem Htiuschen Aufstellung, und es ertönt der Befehl: 'Das Haus umzin-
geln!'Es sind zwanzig oder auch hundert Personen, mit Gewehren und
Revolvern bewaffnet. Man ruft nach dem Ligenführer und befiehlt ihm
herauszukommen. Wenn er heine Folge leistet, sagt man ihm: Wenn du nicht
herunter kommst, uerbrennen uir das Haus, deine Frau und deine Kind'en'
Der Ligenführer kommt herunter; uenn er die Tür öffnet, parkt man ihn,
bindet ihn, schleppt ihn auf den I'astwagen, man Id'Bt ihn unaussprechliche
Martern erleiden, indem man so tut, als wolle man ihn totsc|clagen oder
ertränken, dann Iäßt man ihn irgendwo im Felde liegen, nackt, an einen
Baurn gebunden. Wenn der Ligenführer ... d'ie Tür nicht öffnet und Waffen
zu seiner Verteidigung gebraucht, dann wird er sofort ermordet, im Kampf
uon hundert gegen einen."

(Zit. nach: erinnern und urteilen. S. 27)

Der Terror vor allem auf dem Lande war so stark, dass viele Landarbeiter aus
den Gewerkschaften austraten. Da die Gewerkschaften ihre Mitglieder aufrie-
fen, sich nur mit legalen Mitteln und nicht mit Gewalt zu wehren, kam es
nicht zum Bürgerkrieg zwischen der Arbeiterbewegung und den Faschisten in
Italien.

1,922 trat MUSSOLINI mit 40 000 Schwarzhemden den Marsch auf Rom an.
Das sympathisierende Heer weigerte sich, gegen ihn vorzugehen. Ohne Wider-
stand geleistet zu haben, trat die Regierung zurück. MUSSOLINI wurde vom
König daraufhin mit der Regierungsbildung beauftragt. Der "Duce" (Führer),

wie er von seinen Anhängern genannt wurde, konnte innerhalb ktrzer Zeit

Entstehung
des Faschis-
mus

Tbrror

MUSSOLINIS
"Marsch auf
Rnm" 1922



Einparteien-
staat

Leitideen des
Faschismus

Außenpolitik

Stellung der
Dominions

eine Diktatur aufbauen. Die Schwarzhemden wurden neben der Armee zur
zweiten bewaffneten Macht im Staate. Das Königtum blieb erhalten, war aber
politisch bedeutungslos. Als einzige Partei war die faschistische zugelassen. Das
Parlament bestand daher nur noch aus ihren Mitgliedern. Gewerkschaften und
Unternehmerverbände wurden in Kooperationen, das waren von den Faschisten
geführte Berufsverbände, zwangsweise zusammengeschlossen.

Die Leitideen des italienischen Faschismus waren Autorität, Disziplin und
Hingabe an den Staat. Über seine politischen Auffassungen schrieb MUSSOLINI
t922:

"'AIIe' ist dns wichtigste Zahlwort der Demokratie, .-- . Es ist an der Zeit,
nVbnige und, Auserwtihlte' zu sagen. Die Demokratie liegt in allen Ländern
der Welt in d,en letzten Zügen: In einigen, wie ... in RuBland, ist sie umge-
bracht word.en, ... . Der Krieg hat 'reuolutiontir' gewirkt, in dem Sinne, äqß
er - mit Strömen Blutes - das Jahrhundert der Demohratie liquidierte, das
Jahrhundert d,er Massen, der Zahl, der Majorittiten ... Das l*ben gehört
wieder d.em Einzelwesen. Eine hlassische Erneuerung ist im Gange. Die
anonyme, trübselige, demohratische Gleichma.cherei ... hört auf. Neue Aristo-
hratien bild,en sich: Es zeigt sich deutlich, daB die Massen nicht die Tiäge4
sondern nur d,as Instrument der Geschichte sein können ... ."

(Zit. nach: \{ KAMPMANN, Der Faschismus in Italien, Stuttgart 1926,
S. 15 f In: erinnern und urteilen, S. 26)

In der AuBenpolitik betrachtete MUSSOLINI den sesamten Mittelmeerraum als
italienische Interessensphäre und wurde später eiier der wichtigsten Verbünde-
ten des nationalsozialistischen Deutschland.

XIV. Aufgaben zur Selbstüberyrrüfung:

l. Nennen Sie die Bedeutung des Jahres 1922 für ltalien.

2. Welche Funktion hatten die "schwarzhemden'?

3 Welche politischen Leitideen vertraten die italienischen Faschisten? Berücksichtigen Sie
bei Ihrer Antwort das Zitat MUSSOLINIS aus dem Jahre 7922.

6.2 Vom Empire zun Conmonwealth

Das Britische Weltreich (British Empire), das im wesentlichen im 19. Jahrhun-
dert aufgebaut worden war und dessen Ausdehnung Sie auf der Atlaskarte ,,Die
Aufteilung der Welt bis 1914" sehen, überdauerte den Ersten Weltkrieg. Eine
besondere Stellung innerhalb des Empire nahmen die Dominions ein, iu denen
Kanada, Neufundland, Australien, Neuseeland und die Südafrikanische Union
gehörten. Sie waren vorwiegend mit Weißen besiedelt und verwalteten sich
selbst.
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Die britische Regierung war durch einen Generalgouverneur vertreten. Während
des Krieges hatte die Industrialisierung der Dominions erhebliche Fortschritte
gemacht. So war nicht verwunderlich, dass mit zunehmender Wirtschaftskraft
auch ihr politisches Selbstbewusstsein wuchs. Schließlich musste London dem
Drängen auf größere Selbständigkeit nachgeben.

Auf der Empirekonferenz von 1926 wurde der Dorninionstatus neu festgesetzt.
Als Grundlage diente die BALFOUR-Fornel, nach dem britischen Staatsmann
BAIFOUR benannt. Danach waren die Dominions \ereinigt durch eine gemein-
same Tleuepflicht gegenüber der Krone und frei verbunden als Glieder des
British Commonwealth of Nations". Aus dem Empire war d.as Commonwealth
geworden, eine Gemeinschaft gleichberechtigter, freier Nationen, verbunden durch
die gemeinsame Tleue zur englischen Krone. Auch die Generalgouverneure
waren jetzt nicht mehr Vertreter der Londoner Regierung, sondern des engli-
schen Königs bzw. der Königin. 1931 wurde dann auch rechtlich die Unabhängig-
keit der Dominions bestätigt. Die gesamte Außenpolitik (einschließlich der Ent-
scheidung über Krieg und Frieden) lag jetzt in ihrer Hand. Tlotzdem haben sie
- von Irland abgesehen - alle im Zweiten Weltkrieg an der Seite Englands ge-
kämpft.

Viele neue Staaten (ehemalige britische Besitzungen) sind inzwischen dem
Commonwealth beigetreten. Die Sudafäkanische Union erklärte 1961 ihren
Austritt und löste sich damit als "Republik Südafrika" von der englischen Krone.
Auch Rhodesien, das heutige Zirnbabwe, wurde 1965 unabhängig. Ohne die
Zustimmung londons machte es sich 1970 zur Republik. Seit der Konferenz von
1932 in Ottawa gelten innerhalb der Commonwealthländer Vorzugszölle, die
heute die Mitgliedschaft Großbritanniens in der EU belasten. Im Sterlingblock
schlossen sich zahlreiche Commonwealthländer zurn Zweck semeinsamer
Währungspolitik zusammen.

Wir wollen nun untersuchen, welche Entwicklung sich in Britisch-Indien vollzog.
Ihm blieb der Dominionstatus vorenthalten. Während des Ersten Weltkrieges
hatten indische Tluppen auf seiten Englands gekämpft, das Indien dafür die
Unabh,ingigkeit versprochen hatte. Doch die nach dem Kriege gewonnene ind!
sche Freiheit war sehr beschränkt. Die einflussreichen Posten in Staat und
Wirtschaft blieben weiterhin den Engländern vorbehalten. Sie werden verstehen,
dass die Inder bitter enttäuscht waren. Besonders in der islamischen Bevölke-
rung kam es zu schweren Ausschreitungen, die von England mit harten Gegen-
maßnahmen beantwortet wurden.

Da übernahm ein Mann die Führung des indischen Fleiheitskampfes, den seine
Anhänger nicht ohne Grund "Mahatma" (große Seele) nan-nten: GANDHI
(f869 - f948). Er wollte sein Land zur völligen Unabhtingigkeit fuhren, aber mit
füedlichen Mitteln. Gewaltlosigkeit und passiver Widerstand ("Nichtzusammenar-
beit" mit der englischen Macht) sollten die Waffengewalt ersetzen. Innenpolitisch
trat er ftir die Abschaffirng der Kasten und die friedliche Einigung zwischen
Hindus und Moslems (= Mohammedanern) ein. Erst nach dern Zweiten Weltkrieg
endete die britische Herrschaft über Indien.

BAIFOUR-
Formel

Mitglieder des
Comrnon-
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6.3 Die Weltwirtschaftskrise und der New Deal in den USA

Schon vor dem Ersten Weltkrieg hatten die USA die bis dahin bedeutendste
Weltmacht Großbritannien wirtschaftlich eingeholt und waren dabei, sie zu
überholen. Die Ursachen lagen in den riesigen Bodenschätzen, der tatkräftigen,
schnell wachsenden Bevölkerung und dem fast unbegrenzten Siedlungsraum.
Der Kriegseintritt der USA (1917) hatte diese Entwicklung noch gefürdert. Bei
Kriegsende nahmen die USA eindeutig die wirtschaftliche Spitzenstellung in
der Welt ein. Ihre Produktion an Energie, Stahl und anderen wichtigen Wirt-
schaftsgütern lag an erster Stelle. Die amerikanische Landwirtschaft war in
der Mechanisierung am weitesten fortgeschritten. Der Lebensstandard hob sich
laufend und war schon damals der höchste der Welt.

Dieser Aufstieg fand 1929 tur der Weltwirtschaftskrise ein jähes Ende. Der
"Schwarze Freitag" an der New Yorker Börse (25. Oktober 1929) war der
Beginn dieser Krise. Der Wert der Altien fiel rapide, und die amerikanischen
Banken mussten ihre Zahlungen einstellen. Sie werden fragen, wie so etwas
möglich war. Wir wollen versuchen, uns die Ursachen verständlich zu machen.
Die Unternehmer hatten sehr viel Geld in ihre Fabriken, Maschinenparks,
Verkehrsanlagen und ausländischen Niederlassungen investiert. Man glaubte
nämlich, dass der Wirtschaftsaufschwung (engl.: boom) anhalten und die Welt-
marktpreise weiter steigen würden.

Viele Staaten jedoch, die bisher Kunden der USA gewesen waren, hatten sich
nach dem Kriege allmählich eine eigene Industrie aufgebaut, schränkten ihre
Importe ein und schützten sich sogar durch Zollmauern. Außerdem gingen die
Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse nicht aufwärts, sondern zurück. Bald
ließ sich die Überproduktion nicht mehr absetzen. Risikoreiche Börsenspekula-
tionen kamen hinzu. So kam es zu starken Börsenverlusten, wirtschaftlichen
Zusammenbrüchen, Preisstürzen und Kurzarbeit. Die Zahl der Arbeitslosen
stieg 1932 in den USA auf 15 Millionen und war im Verhältnis zur Bevölke-
rungszahl nicht geringer als in Deutschland. Die ausgegebenen Kredite muss-
ten aus dem Ausland abgerufen werden. Dies hatte für die Staaten Europas,
besonders für das Deutsche Reich (wegen der DA'iVES-Plan-Kredite) katastro-
phale Folgen.

Es stellt sich die Frage, wie Amerika die Wirtschaftskrise bewältigte. Bisher
hatte in den USA der Grundsatz der freien, durch keine staatlichen Eingriffe
beschränkten Wirtschaft gegolten. Doch dieses Wirtschaftssystem erwies sich in
der Krise als hilllos. Daher musste sich der Präsident F. D. ROOSE\IELT zum
New DeaI entschließen, einem für amerikanische Verhältnisse fast revolutio-
nären Reformprogramm. Die wörtliche Übersetzung lautet "neue Aufteilungi',
womit eigentlich die Neuverteilung der Karten beim Kartenspiel gemeint ist.
Wir wollen uns nun die Maßnahmen dieses Reformprogramms näher ansehen,
denn mit ihnen griff ROOSEVELT so tief in das amerikanische Wirtschaftsge-
füge ein, wie es noch nie ein Präsident getan hatte. Die wichtigsten Ziele
waren die Beseitigung der Arbeitslosigkeit sowie die Wiederherstellung der
wirtschaftlichen und sozialen Sicherheit. Staatliche Kredite, Dollarabwertung,
stabile Preise und Prämien für Beschränkung des landwirtschaftlichen Anbaus
drosselten die Überproduktion und ließen die Wirtschaft allmählich gesunden.
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Die größte Leistung war jedoch die Verminderung der Arbeitslosigkeit. Die
Regierung entwickelte und finanzierte ein umfassendes Arbeitsbeschaffungspro-
gramm. Das bedeutendste Vorhaben war das Tennessee-Tal-Projeäl (Vorhaben).
Auf einem Raum von der Größe Österreichs und der Schweiz wurden im Tbn-
nesseetal, das sich über sieben amerikanische Bundesstaaten erstreckt, Stau-
dämme und Stauseen geschaffen, mit deren Hilfe die umliegenden tockenge-
biete bewässert und landwirtschaftlich genutzt werden konnten. Gleichzeitig
dienten die Stauseen zur Gewinnung elektrischen Stroms, der die Anlage von
Industrieunternehmen (vor allem für Kunstdünger) ermöglichte. Aufforstungen
verhinderten die Bodenerosion (Erdabtragung durch Wasser und Wind). Auf
diese Weise konnten Millionen von Arbeitslosen produktiv eingesetzt werden.

Die Wirtschaftsmaßnahmen wurden begleitet von Sozialreforrnen. Löhne und
Arbeitszeit wurden festgelegt, die Arbeiter erhielten das Streikrecht, und eine
Sozialversicherung schützte sie vor Hunger und Armut im Krankheitsfall. Der
Ein{luss der Gewerkschaften wurde verstärkt. All diese Maßnahmen festigten
das innere Gefüge der USA. Allerdings muss im Vergleich mit der Sozialpolitik
in der Weimarer Republik festgehalten werden, dass diese amerikanischen
Sozialreformen nicht so tiefgreifend waren und schon gar nicht mit unserem
heutigen "sozialen Netz" verglichen werden dürfen.

Tbnnessee-
Tal-Projekt

Sozialreformen

XIV Aufgaben zur Selbstüberprüfung:

1. a) Erläutern Sie kurz den Begriff "Commonwealth".

b) Nennen Sie das Ergebnis der Konferenz von Ottawa.

2. Kreuzen Sie bitte an, was auf die Wirtschaftskrise in den USA zutrifft.

a) Uberproduktion

b) Börsenverluste

c) Arbeitslosigkeit

d) Abrufung der Kredite aus dem Ausland

3. Nennen Sie den Grundgedanken des New Deal.

4. Zählen Sie die Ergebnisse des Tbnnessee-Tal-Projektes auf.

T
T
I
tr
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Von MARX zu
LENIN

Aufgaben der
Partei

Bürokratischer
Zentralismus

6,4 Die Sowjetunion unter Lenin 'nd Stalin

Im Studienheft GesM 6b sind Sie mit Ursachen der russischen Oktoberrevolu-
tion des Jahres 1917 und ihren Auswirkungen auf den Ersten Weltkrieg be-
kannt gemacht worden. Die historische Bedeutung dieser Revolution ist heute
unbestritten. In ihr wurden auch Probleme angelegt und schließlich von STA-
LIN verstärkt, die zum Scheitern des sozialistischen Gesellschaftsmodells in der
Sowjetunion führten. Zunächst sollen Sie ein zentrales Element der politischen
Theorie LENINs kennenlernen. Danach werden Sie in diesem Kapitel mit der
Innen- und Außenpolitik der So*jetunion in den zwanziger und dreißiger Jah-
ren bekannt gemacht.

6,4.1 Die Ideologie des Leninismus . Die Partei neuen T\4rs

LENINs politische Theorie ist geprägt durch das Gedankengebäude von Karl
MARJ( (vgl. GesM 5) und die wirtschaftlichen Bedingungen im vorrevolutionä-
ren Russland. MARJ( hatte mit Blick auf Westeuropa gelehrt, dass sich die im
Kapitalismus ausgebeutete und unterdrückte Arbeiterklasse mit einer Revolution
befreien würde. MARX war der Überzeugung, dass diese Revolution nicht von
einer Minorität, sondern von der "ungeheueren Mehrzahl" der Menschen getra-
gen würde. Seine politische Macht sollte das Proletariat dazu benützen, eine
gerechte Gesellschaft ohne Privateigentum an Produktionsmitteln aufzubauen.
Dies führe dann schließlich in eine klassenlose Gesellschaft, den Kommunismus.

Da Russland ein vom Großgrundbesitz geprägtes Agrarland war, gab es nur in
wenigen industriellen Zentren ein Proletariat. In dieses und vor allem in die
breiten bäuerlichen Schichten des Landes wollte LENIN mit einer ,,Partei

neuen R?s" revolutionäres Bewusstsein tragen. Darunter verstand er ein kleine
radikale Organisation von Revolutionären, die unter den Bedingungen der
Verfolgung konspirativ arbeiten sollte. Schon 1902 legte LENIN in seiner
Schrift 'Was tun" sein Parteikonzept fest:

"Die Geschichte aller kinder zeugt d.auon, daB die Arbeiterklasse ausschlieBlich
aus eigener Kraft nur ein tra.d.eunionistisches [gewerkschaftliches] BewuBtsein
hentorzubringen uermag, d.h. die überzeugung uon der Notwendigheit, sich in
Verbtinden zusammenzuschlieBen, einen Kampf gegen die l|nternehmer zu füh-
ren, der Regierung d,iese oder jene ... Gesetze abzutrotzen .. $Jir müssen aktiu
ans Werh gehen, um die Arbeiterklasse politisch zu erziehen ... [Jnd. nun be-
haupte ich: 1. Keine einzige reuolutionäre Bewegung hann ohne eine stabiLe ...
Führungsorganisation Bestand, haben; 2. je breiter die Masse ist, die spontan in
den Karnpf hineingezogen wird .., um so dringender ist d,ie Notwendigheit einer
solchen Organisation und um so fester mup diese Organisation sein .. 3. eine
solche Organisation muB hauptsäthlich aus Leuten bestehen, die sich berufsmti-
Big mit reuolutionärer Tdtigkeit befassen .. Gebt uns eine Organisation uon
Reuolutionriren, und wir werden RuBland aus den Angeln heben."
(LENIN:  Werke 5,  S.  3851 S.480f ,  S.4821)

Nach der Revolution wollte LENIN allmählich die gesamte werktätige Bevölke-
rung zur Mitarbeit an der Staatsverwaltung heranziehen. Alle Maßnahmen
sollten durch das "Interesse der Revolution" und des Proletariats bestimmt sein.
Während MARX noch davon ausging, dass die "Diktatur des Proletariats" eine
demokratische Herrschaftsform sei, bestimmte LENIN diese mit Gewalt gegen
die Bourgeoisie eroberte und gesicherte Herrschaft als eine Macht, die an
keinerlei Gesetze gebunden sei. Dieser Ansatz führte dazu, dass sich nach der
Revolution in Russland ein bürokratischer "Zentralismus" entwickelte, mit dem
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die Macht der 1917 spontan entstandenen SouX'ets (Räte) in Fabriken und
Dörfern von den Bolschewiki immer mehr zugunsten ihrer Parteihemschaft
e-ingeschränkt wurde. Das politische System der So*jetunion entstand aus der
Ubertragung des leninistischen Prinzips der Kader-Partei, in der Herrschaft von
oben nach unten ausgeübt wird, auf die Gesellschaft.

8.4.2 Der Bä,rgerkrieg in Russland und die Entstehung der UdSSR

Wahlen zu einer verfassungsgebenden Nationalversammlung, für die sich auch
LENIN eingesetzt hatte, fanden nach der Oktoberrevolution statt. Bei diesen
ersten freien, gleichen und geheimen Wahlen in Russland erhielten die Bolsche-
wiki nur 175 von 707 Parlamentssitzen. Die Mehrheit der Wähler hatte sich
für Parteien einer sozialistischen Demokratie entschieden. Als im Januar 1918
von der Nationalversammlung auf ihrer ersten Sitzung ein Antrag der Bolsche-
wiki zur vorbehaltlosen Anerkennung der von ihnen dominierten Sovdets abge-
lehnt wurde, ließ LENIN das gewählte Parlament von bewaffneten Matrosen
auflösen. An die Stelle der Nationalversammlung trat Ende Januar ein aus
manipulierten Wahlen hervorgegangener "Allrussischer Solvjetkongress". Die
Mitbegründerin der KPD Rosa LLXEMBURG kritisierte 1918 die undemokrati-
sche Entwicklung in Russland:

"Freiheit nur für die Anhtinger der Regierung, nur für d.ie Mitglieder einer
Partei .-. ist keine Freiheit. Freiheit ist immer nur die Freiheit des anders
Denkenden ... Es isl die historische Aufgabe des Proletariats, wenn es zur
Ma.cht gehommen ist, anstelle d,er bürgerlichen Demokratie sozialistische Demo'
h,ratie zu schaffen, nicht jegliche Demokratie abzuschaffen. Sozia.listische Demo-
hratie beginnt aber nicht erst im gelobten Land ... als fertiges Weihnarhtsge-
schenk für das braue Volk, das inzwischen treu die Handuoll sozialistischer
Diktatoren unterstützt hat."
(R. LLIXEMBURG, Zur russischen Revolution, in: Werke, Bd.IY S.359, S. 363)

Die innenpolitischen Schwierigkeiten in Russland nahmen nach der Entmach-
tung der Nationalversammlung durch die Bolschewiki zu. Vom Sommer 1918
bis ins Jahr L922 folgLe auf die Revolution ein blutiger Bürgerkrieg. Sogenann-
te "weiße" Gegenrevolutionäre (Anhänger des Zaren, bürgerliche Demokraten
und sozialrevolutionäre Gruppen) hatten inzwischen tuppen aufgestellt und
begannen, die neue Herrschaft zu bekämpfen. Unterstützt wurden die "!Veißen"

in ihrem Kampf gegen die von TROTZKI aufgestellte "Rote Armee" von Inter-
ventionstruppen aus England, Frankreich und Japan. Im Baltikum, der Ukrai-
ne, Armenien und Zentralasien strebten die zuvor vom Zaren beherrschten
Völker nun nach Unabhängigkeit vom russischen Zentralstaat.

Millionen von Menschen kamen durch den "weißen" oder "roten" Tbrror im
Bürgerkrieg ums Leben. Eine lange tockenheit verursachte Missernten und
führte zu einer Hungersnot, die weiteren Millionen das Leben kostete. Um die
Revolution gegen die inneren und äußeren Feinde zu sichern und die wirt-
schaftlichen Probleme des Landes zu bekämpfen, griff die Sowjetregierung zu
Maßnahmen des sogenannten Kriegskommunismus. Wirtschaftlich bedeutete dies
die Verstaatlichung von Industrie und Handel, Rationierung aller Waren, Be-
schlagnahme der Ernte und Einführung der Zwangsarbeit in Fabriken. Gewerk-
schaften und freie Sowjets wurden abgeschafft. Nicht bolschwistische Parteien
und politische Gegner verfolgte man mit der neuen Geheimpolizei Tscheka.
Obwohl die Rote Armee im Bürgerkrieg siegte, konnte mit dem Kriegskommu-
nismus der wirtschaftliche Niedergang Russlands nach der Revolution nicht
gestoppt werden.

Auflösung des
Parlaments

Bürgerkrieg
L9r9 - L92Ll22

Kriegs-
kommunismus



Arbeiter-
opposition

NEP 1921

1919
KOMINTERN

Sozialismus in
einem Land

Im März 1921 führte die allgemeine Unzufriedenheit unter der Bevölkerung zu
einem Aufstand von 15.000 Matrosen in Kronstadt, einer befestigten Insel vor
St. Petersburg. Die revoltierenden Matrosen hatten seit 1917 die Revolution
unterstützt. Nun forderten sie als Arbeiteropposition politische Freiheiten für
alle linken Parteien und eine Aufhebung der Bewirtschaftungsmaßnahmen.
TROTZKI ließ den Aufstand nach mehreren Tagen von regierungstreuen tup-
pen blutig niederschlagen.

Auf dem 10. Parteikongress der Kommunistischen Partei vollzog LENIN noch
1921 eine radikale Umkehr in der Wirtschaftspolitik. Er verkündet dort das
Ende des Kriegskommunismus und den Beginn der Neuen Ökonomischen Politik
(russische Abkürzung: NEP). Die NEP ließ eine begrenzte privatkapitalistische
Tätigkeit in der Klein- und Mittelindustrie zu. Der Binnenhandel wurde für
Privatunternehmer geöffnet. In der verstaatlichten Großindustrie hob man die
Lohngleichheit auf und führte die Bezahlung nach Leistung ein. Mit der NEP
erkannte LENIN auch das Eigentum der Bauern an ihren Produkten an, die sie
nun auf dem freien Markt verkaufen konnten. Ziel der NEP sollte es sein,
Anreize zu schaffen, um die Wirtschaftskrise und die damit verbundene Unzu-
friedenheit zu überwinden. Die landwirtschaftliche und industrielle Erzeugung
stieg wieder an. 1928 hatte die Wirtschaft in der Sowjetunion wieder den
Produktionsstand der Vorkriegszeit erreicht.

Die Union der Sozialistischen Sov{etrepubliken (UdSSR), ein ftiderativer Zusam-
menschluss der im Verlauf der Revolution formal politisch selbständig geworde-
nen Tbile des alten Zarenreiches, wurde Ende 1922 gegründet. Der Unionsver-
trag garantierte den Tbilrepubliken ihre kulturelle Eigenständigkeit. Kompeten-
zen in der Wirtschaftsplanung bekamen die Republiken nicht.

In Erwartung der baldigen 'Weltrevolution" hatte die So\trjetmacht ab 191? keine
traditionelle Außenpolitik betrieben, sondern mit Gründung der Kommunistischen
Internationalen (Komintern) im Jahre 1919 versucht, auf die revolutionäre
Entwicklung in anderen Staaten Einfluss zu nehmen. Man erwartet, dass ganz
Europa binnen eines Jahres kommunistisch regiert sein würde. An der Pariser
Friedenskonferenz nach dem Ersten Weltkrieg nahm Russland nicht teil. Diplo-
matie wurde erst wieder nach Verkündung der NEP und dem Ausbleiben von
Revolutionen in Westeuropa betrieben, denn die kapitalistischen Staaten sollten
nun in Russland investieren. Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur internatio-
nalen Anerkennung der Sov{etunion war L922 der Vertrag von Rappallo mit
dem Deutschen Reich. Diplomatisch anerkannt wurde die UdSSR bis 1925 aber
erst von 22 Staaten. Sie blieb vor allem auch deshalb nach der Revolution
isoliert, weil LENIN alle Auslandsschulden des zaristischen Russlands nicht
anerkannt und das nicht unbeträchtliche ausländische Kapital im Lande enteig-
net hatte.

6.4.3 Die Herrschaft STALINs

Nach LENINs Tod (1924) rechnete man mit Leo TROTZKI, seinem engsten
Vertrauten, als Nachfolger. TROTZKI hatte ähnlich wie LENIN die Hoffnung auf
das Hineintragen der Revolution in die westlichen Länder gesetzt, um mit deren
solidarischer Hilfe dann die rückständige Industrie der Sorjetunion auszubauen.
Für dieses gescheiterte Konzept der "permanenten Revolution" war auch die
Komintern gegründet worden. Nachfolger LENINS wurde aber Josef STALIN,
der seit 1922 Generalsekretär der Partei war. STALIN vertrat die Auffassung
vom "Sozialismus in einem Lande". Da die Weltrevolution ausgeblieben war,
müsse erst der Sozialismus in der Soujetunion vollendet werden, damit andere
Völker ihn dann übernehrnen können.
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Schon in seinem Amt als Generalsekretär war es STALIN gelungen, wichtige
Parteiämter mit ihm ergebenen Funktionären zu besetzen. Außerdem kontrol-
lierte er die Geheimpolizei und eine Kommission, die die Linientreue der Par-
teimitglieder überprüfte. Innerhalb weniger Jahre gelang es STALIN nach 1924,
alle Rivalen aus Regierungs- und Parteiämtern zu verdrängen. TROTZKI, sein
prominentester Gegner, wurde aus der Partei ausgeschlossen und musste ins
Exil. In einer großen Säuberungswelle ließ STALIN zwischen 1933 und 1939
fast alle ehemaligen Mitkämpfer LENINs und einen Tbil der hohen Offiziere
der "Roten Armee", die zu ihm in tatsächlicher oder vermeintlicher Opposition
standen, verhaften und nach Schauprozessen hinrichten. TROTZKI wurde von
einem russischen Agenten 1940 im seinem mexikanischen Exil ermordet. Fast
10 Millionen Menschen wurden im Verlauf des stalinistischen Tbrrors inhaftiert
und in Zwangsarbeitslager (Gulag) gesperrt.

In der Landwirtschaft vollzog STALIN eine Wende. Der gesamte bäuerliche
Grundbesitz wurde bis auf einen kleinen Rest privaten Hoflandes zur Selbstver-
sorgung verstaatlicht und zu großen Kolchosen (Genossenschaften) oder Sowcho-
sen (Staatsgüter) zusammengefasst, deren Produkte der Staat zu festgesetzten
Preisen aufkaufte. In beiden Betriebsformen wurde die mechanisierte Großpro-
duktion eingeführt, um die steigende Zahl der Industriearbeiter zu ernähren.
Die Kollektivierung der Landwirtschaft war begleitet von der planmäßigen
Liquidierung und Deportation der Großbauern, der sogenannten Kulaken, weil
sie als Klassenfeinde galten. Wie in der Phase des Kriegskommunismus führte
STALINs Umstrukturierung der Landwirtschaft 1932/33 zu einer erneuten
Hungersnot in der Sov{etunion.

Aufgrund seiner Theorie von "Sozialismus in einem Land" beendete STALIN
1928 die NEP und mit dem ersten Fünfiahresplan ließ er ein gewaltiges Indu-
strialisierungsprogramm für die Sowjetunion beginnen, mit dem die "Industrielle

Revolution" nachgeholt werden sollte. Unter rücksichtslosem Einsatz der Beviil-
kerung und zentraler Planung wurden die Produktionsziffern vor allem in der
Schwerindustrie hochgetrieben. Preise und die Löhne wurden vom Staat genau-
so festgelegt wie ein System von Prämien für die Erfüllung der Arbeitsnormen.
Die russische Soziologin T. Saslawskaja beschreibt dieses System und seine
Folgen: "Ende der dreiBiger Jahre fwurden] in Betrieben und Behörden beinahe
hriegsrechtliche arbeitsdisziplinarische MaBnahmen eingeführt .. Gerichtliche
Bestrafung wegen Verspätung oder unentschuldigtem Fernbleiben uon der Arbeit,
Geföngnisstrafen auch für geringfügigen Diebstahl von Volhseigentum und
anderes). Das war das gesellschaftIiche System, in dem die Menschen

folgerichtig qls 'Schrtiubchen' im uolhswirtschaftlichen Mechqnismus betrdchtet
wurd.en und sich nahezu auch so willfährig (und passiu) wie Maschinen un'd
Materiqlien uerhielten." (zit. nach: Informationen zur politischen Bildung, Nr.
182, S. 27) Diese durch die forcierte Industrialisierung der ersten beiden Fünf-
jahrespläne und den stalinistischen Tbrror hervorgebrachte Mentalität der
Bevölkerung drückte sich auch in den Parteitagen der KPDSU aus. Es gab
keine Debatten, sondern die Redner gaben nur noch STALINs Linie wieder und
priesen die "Größe" des Vorsitzenden, der Ende der 1930er Jahre zum unum-
schränkten Herrscher in der Sodetunion geworden war.

Die sowjetische Gesellschaft wurde STAI-INs Ziel des "Einholen und Überholen"
des kapitalistischen Systems brutal angepasst. Dieser "Revolution von oben"
fielen nach neuesten so*jetischen Schätzungen ca. 40 Millionen Menschen
durch Errnordung, Hunger und Zwangsarbeit zum Opfer.

Die sovfretische Außenpolitik hatte in den dreißiger Jahren das Ziel, das im
Umbruch befindliche Land abzuschirmen und vor erneuter militärischer Inter-
vention zu sichern. In einer Reihe von zweiseitisen Bündnisverträgen mit

TROTZKI
oder STALIN

STA],INS
Wirtschaft-
spolitik

STALINs
Tbrror

Kollektive
Sicherheit
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benachbarten Staaten wurde ein System der "Lollektiveu Sicherheit" gBecnatren.
Dazu unterzeichnete der sowjetische AußenEinister LITWINOW nachträglich
den Kellogg-Pakt vou 1928 zur Achtuag dea IGieges d8 Mittel den Politik 1934
trat dae Laad schließlich in den Völkerbund eia, naeihderm ea zuvor von den
USA diplomatisch an€rtannt wotdeD war.

XVI. Aulgaben zur Selbatüberprtfung:

1. Nennen Sie stichwortartig die Aufgaben, die LEMN s€iDer Padei st€llt.

2. Kreuzen Sie bitte an, waa auf die NEP zutrifft:

d Großinduetrie bleibt verstaatliüt

b) Lohngleichheit

c) Private l0eininduetrie

d) Privater Binnenhandel

e) Ablieferungspflicht der Bauern

3. Erläutern Sie den Begrifr Kulahen

n
!
n
n
n

4. Nnen Sie die Stichworte .-

a) baldige Weltrevolution, b) Sozialisüua in eiwm Lard.,

c) Verbannung TROTZIOs, d) lbd 1924,

e) Fün{iahreaplan, 0 "Große Säuberungi',

g) lbrror

folgonden Namen zu:

I,EMN:

STAUN:
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5.
Soziale Gruppen (in % der Bevölkerung) 1 9 1 3 1928 1938

Private Einzelbauern und Handwerker 66,7 74,9 2,6

Genossenschaftlich organisierte Bauern
und Handwerker 2,9 47,2

Arbeiter 1 4 , 8 14,6 32,5

Gro0bauern ("Kulaken') 11 ,4 4,2
"lGDitalisten' 4,9 0,4

Angestellte und Beamte bzw. Staats-,
Partei- und Betriebsfunktionäre 2,2 3,0 17,7

Gesamtbevölkerung in Mio 159 191

davon in Städten 28 60

Tabolle Vl: Entwicklung d€r Sozialstruktur und Bevölksrungszahl in Russland bzw. in der UdSSR
(nach: erinnern und uneibn, S. 22)

Welche Veränderungen können Sie anhand von Tabelle VI in der Gesellschaft
Russlands bzw. der Sov{etunion fegtstellen?
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Weltwirt-
schaftskrise
1929

? DIE AUFLÖSI,]NG DER WEIMARER REPUBLIK

7.1 Die Weltwirtschaftskrise

Dass seit 1929 in den USA eine schwere Wirtschaftskrise herrschte, ist Ihnen
bekannt. Sie blieb nicht auf dieses Land beschränkt, sondern entwickelte sich
rasch zur Weltwirtschaftskrise. Die amerikanischen Banken begannen, wie Sie
wissen, die kurzfristigen Kredite von ihren europäischen Schuldnern zurückzu-
fordern. Davon war seit Ende 1930 vor allem Deutschland betroffen, das seine
Industrieproduktion in der zweiten Hälfte der 1g20er Jahre mit amerikanischen
Krediten finanziert hatte. Wirtschaftliche Probleme und Konkurse großer Kon-
zerne, die erhebliche Umsatzeinbußen hinnehmen mussten, rissen Banken im
Sommer 1931 mit in den Bankrott. So musste z. B. die Dresdner Bank ihre
Z-ahlungsunfähigkeit erklären, weil sie sich mit Krediten an nun angeschlagene
Konzerne übernommen hatte. Die internationalen Krediteeber verloren dam-it
völlig das Vertrauen in die deutsche wirtschaft und verlängerten fällige Kredite
nicht mehr. Inländische Anleger zogen ihre Einlagen ebenfalls von den Groß-
banken ab. Das daraulhin fehlende Kreditangebot für die Wirtschaft und die
öffentlichen Einrichtungen verstärkte die andauernde Wirtschaftskrise zusätz-
lich. Nur mit dem Eingreifen der Reichsbank, die große Teile der Verluste der
Banken übernahm, konnte ein völliger Zusammenbruch des Zahlungsverkehrs
in Deutschland verhindert werden.

XVII. Aufgabe zur Selbstüberpräfung

Vergleichen Sie die folgenden Wirtschaftsdaten (Tabelle VII) aus den USA mit denen Deutsch-
lands. Welche Folgerungen können Sie daraus ziehen?

Daten zur Weltwirtschaftskrise

a) Arbeltsloslgkeit In den USA b) Arbeltslosigkett In Oeutschland
im Jahresdurchschnitt im Jahresdurchschnitr
1929 1 550 000 3,2 0/o 1929 1 892 oOO 9,6 0/o
1930 4 340 000 8,7 L 1930 3 076 oOO .t5,7 0/o
1931 8 020 000 r5,9 % .1931 4 520 O0o zgp "/.
1932 12 060 000 23,6 /" 1932 5 s75 oOO 30,8 %

c) Entwicklung dsr Industrieproduktlon (.1929 = 1OO)
Jahr Deutschland USA Großbritannien Frankreich
1924 68 80 89 78'1929 1 00 1 oo 1oo 1 oo
1932 53 54 83 72

d) Entwicklung des volkselnkommens (einschr. unternehmer- und vermögenseinkommen) und des
Arbeltselnkommens (aus unselbständiger Arbeit) In den USA

Jahr Volkseinkommen Arbeilseinkommen
in Milliarden Dollar

1g2g 87,4 50€
1930 75,O 46,5
1931 58,9 39,5
1932 4.t,7 30,8
(Nach: E H. MERRILL. Responses to the Economic collapse. The Great Depression of the i93o.s,
Boston 1964. S. 27)
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e) Entwicklung des Volkseinkommens und des Arbeitseinkommens in Deutschland

Jahr Volkseinkommen Arbeitseinkommen
in Milliarden Reichsmark

1929 75,9 43,0
1930 70,2 39,9'1931 57,5 33,4
1932 45,3 25.7

(Nach: E. HENNING. Thesen zur deutschen Sozial- und Wirtschattsgeschichte
1933 - 1938, Frankfurt 1973, S. 53)

Tabelle VII: Daten zur Weltwirtschaftskrise

Besonders schwierige Probleme ergaben sich durch die wachsende Arbeitslosig-
keit: Die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland, die bis 1925 immer unter der
Millionengrenze gelegen hatte, stieg 1929 auf 2,8 Mio., 1930 auf 4,3 Mio. und
1932 auf 6 Mio., eine Zahl, die bis dahin niemand für möglich gehalten hatte
(Bi ld  6) .

Über die Situation von Arbeitslosen während der Weltwirtschaftskrise in
Deutschland informieren Sie die folgenden zeitgenössischen Zitate Betroffener
aus Zeitungen:

"SchLimmer wie Arbeit und Zwang ist die Arbeitslosigkeit. Diese furchtbare
Arbeitslosigheit bringt den Menschen um. Dq. hq.t man gelernt und liegt
na.chher auf der StraBe, keine Aussicht auf Besserung, keine Aussicht auf
Weiterbildung, man hat d.as schrechliche Gefühl des Überflüssigseins.

Man ist rurngeLaufen nach Arbeit Tag für Tag, man ist schon bekannt bei
d.en einzelnen Fabrihen, und wenn m.an dann immer das eine hört: nichts zu
machen - wird man abgestumpft. ... Mit der Zeit utächst in dem Herzen eine
giftige BIüte auf, der HaB."

("Der Tag", 22. September 1932)

"Du hast eines Tages d.en berühmten bLauen Brief'erhalten; man legt auf
deine Arbeitskraft kein Gewicht mehr ... Narh peinlicher Befragung erhtiltst
du deine Stempelharte und gehst damit los zur Erwerbslosenfürsorge ...
Deine Unterstützung richtet sich nach deinem Arbeitsuerdienst in d.en letzten
26 Wochen. Aber ganz gleich, ob du 8,80 M oder 22,05 M (Höchstsatz) als
Lediger pro Woche erhöItst, die paar Pfennige sind. zum l*ben zu wenig und
zum Sterben zu viel. 26 Wochen darfst du stempeln und Unterstützung
beziehen, d,ann steuert man dich aus und du kommst in die Krisenfürsorge,
deren Stitze erheblich nied,riger sind. Und, nach weiteren 26 od,er 52 Wochen
erhtiltst du gar nichts mehr und gehörst zu den gtinzlich Unterstützungslo-
sen, uon denen es, wie ein Ja.nuar-Bericht des Landesarbeitsamtes ft).r Berlin
meld,et, in Berlin allein 116 000 gibt."

(Arbeiter-Illustrierte Zeitung 1930 Nr. 5)

Arbeits-
losigkeit
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Die Literatur in der Weimarer Republik griff dieses Thema ebenfalls auf. Hans
FAILADA beschreibt in seinem Roman "Kleiner Mann was nun" das Leben des
arbeitslosen Angestellten Pinneberg, der gerade ziellos durch Berlin läuft:

"Da ist eine groBe Delikatessenhand.lung, strahlend. erleuchtet. Pinneberg
drückt sich die Nase platt an der Scheibe. ... Eine Stimme sagt halbLaut
neben ihm: 'Gehen Sie weiter!' Pinneberq fdhrt zusannaen, er hat richtig
einen Schreck bekommen, er sieht sich um. Ein Schupo steht rnben ihm. ...
AlIe Leute staren auf Pinneberg. Es sind schon mehr stehengeblieben, es ist
ein richtiger beginnender Auflauf- Die Leute sehen abwartend aus, sie neh-
rnen wed.er für noch wider Partei, gestern sind hier in der Friedrich und in
der Leipziger Schaufenster eingeworfen. ... Und plötzlich begreift Pinneberg
alles, angesichts dieses Schupo, dieser ordentlichen Leute, dieser blanken
Scheibe begreift e4 daB er drauBen ist, daB er hier nicht mehr hingehör't,
daB man ihn zu Recht wegjagt: ausgerutscht, uersunken, erled.igtr. Ordnung
und, Sauberkeit: es war einrnal. Arbeit und sicheres Brot: es war einmal.
Voruärtskommen und Hoffen: es war einmal. Armut ist nicht nur Elend..
Armut ist auch strafitürdig. Armut ist Makel. Armut heipt Verdacht. 'Soll

ich dir Beine mo.chen?'sagt der Schupo. ... Und Pinneberg setzt sich in
Bewegung, er trabt an der Kante des Bürgersteiges auf dem Fahrdarnrn
entlang, er denkt an furchtbar uiel, an Anzünden, an Bomben, an Totschie-
Ben .. )'

(Hans FALIÄDA. Kleiner Mann was nun?, Reinbek bei Hamburg 1950,
s. 238 f)

Die Unternehmer begründeten die Arbeitslosigkeit aus ihrer Sicht; vgl. Sie z. B.
die Erklärung des Vorstandes der Deutschen Bank- und Diskonto-Gesellschaft
(1929):

"Ebenso hemmend wie das Steuersystem wirkt sich die Lohn- und Gehaltser-
höhung aus -.. Hauptsöchlich das starre Festho.Iten der Arbeiterschaff an
erreichten Nominallöhnen und unabltissiges Drängen nach weiterer Erhöhung
zuingt die Prod.uktion zu fortschreitender Mechanisierung, auch da, wo es
sich nicht um Massenuersorgung handelt, für d.ie Billigheit, also kostenspa-
rend,e, mecho.nische Arbeit Haupterfordernis ist- Der teure Arbeiter oder
Beamte wird durch die Maschine ersetzt und nur in der Eruartung, daB
Verzinsung und. Amortisationt) der Anschaffungskosten weniger ausmachen
als der Lohn. Diese To.tsarhe wird. da.d,urch uerdunkelt, d.aB die Einrichtung
der Mechanisierunq, der Neu- od.er Umbau uon Fabrikgebäuden, d.ie Herstel-
lung dcr maschincllen Einrichtung, die nicht uergröBerte4 sondern nur
uerbilligter Gütererzeugung d.ienen, vorübergehend Arbeitern Beschäftigung
gibt, sie aber spöter zu Arbeitslosigheit fi)hrt. Die Arbeiterschaft sägt den Ast
ab, auf d,em sie sitzt, und ttiuscht sich über die Auswirhung hinweg, ueil sie
zunti.chst noch für das Stigen bezahlt wird. Wöre die Nominalhöhe der Iihne
und GehälteP in Deutschland, 70 Va nied.riger - d.a,s ist d,ie Steigerung der
Ietzten zwei Jahre, die sich als untragbar erwiesen hat -, so ständen uir
nicht so unter dem Druck der Arbeitslosigh.eit. Die Produktion hönnte gestei-
gert und damit verbilligt werd.en, so daB, abgesehen uon der Wrkung auf
AuBenhandel und. Zahlungsbilanz, durch sinkend.e Preise der ReaLlohn, auf
den es d,och letztlich ankommt, bald nur wenig uom heutigen abweichen
würde."

(Deutsche Bank- und Diskontogesellschaft. Jahresbericht 1929, S. 25 f.
Aus: PANDEL. S. 47)
t) Amortisation: Deckung der Anschaffungskosten aus dem Ertrag
2) Nominallohn: Arbeitsentgeltohne Berücksichtigungdertatsächlichen

Kaufkralt im Gegensatz zum Reallohn
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XVtrL Aufgeben zur gelbstüber?rüfung:

Lesen Sie bitt€ erneut die letzten vier Tbxte (Quellen) und beantwort€n Sie danach die
folgenden Fragen:

1. Welche psychologischen Folgen hatte die Arbeitslosigkeit fiir den einzelnen?

2. Welche Unterstützung bekarnen die Arbeitslosen?

3. ZÄhlen Sie drei Gründe auf, die aus Sicht der Unternehmer zur Arbeitslosigkeit in
Deutschland führten.

4. Welche Iäsungsmöglichkeiten schlugen die Unternehmer vor?

5. Bild 6 zeigt Ihnen die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in Deutschland 1919 bis
1938. Nennen Sie Ursachen ftir besondere Aulliilligkeiten im Verlauf der Kurve zwi-
schen 1919 und 1933.

1919 1921 1923 1925 1927 1929 1931

Bild 6: Arbeitslosenzahlen in Deutschland von

1933 1935 1937

1919 bis 1938

7.2 Regierung während der Krise

Die Arbeitslosenversicherung war 1930 nicht mehr in der Lage, die Unterstüt-
zungen zu zahlen, wenn nicht die Beiträge erhöht würden. Vorgesehen war
ll2 Va der lohnsumme im Monat, ein geringer Betrag also. Doch die SPD
lehnte am 27.3.1930 die Vorlage ab, die Reichsregierung unter Hermann Rücktritt
MÜLLER (SPD) musste zurücktreten. Diese Regierung ('Große I(oalition" aus der Reichs-
SPD, DDR Zentrum und DVP) u'ar erst 1928 nach dem Wahlerfolg der SPD regierung
(Tabelle II) als 16. Regierung innerhalb des kurzen Bestehens der Weimarer MULLER
Republik (Bild 3) gebildet worden. 1930

Nachdem die Regierung MÜLLER zurückgetreten war, kam keine mehrheitsfä-
hige Koalition im Reichstag zustande. Reichspräsident HINDENBURG ernannte
den Vorsitzenden der Zentrumsfraktion, Heinrich BRÜMNG, zum Reichs-
kanzleq der eine Minderheitsregierung bildete. Die neue Regierung wurde Minderheitsre-
zunächst von der SPD toleriert. BRÜNINGs Ziel war es, die innenpolitische grer-ung
Krise allmählich zu überwinden und außenpolitisch das Ende der Reparationen BRUNING
herbeizuführen.
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Notver-
ordnungen

Wahlen im
September
1930

Präsidial-
ka6inette

Deflations-
politik

Um den Staatshaushalt auszugleichen, der durch die sinkenden Steuereinnah-
men ständig schrumpfte, sah BRüNING Steuererhöhungen, Kürzungen der
staatsausgaben sowie Herabsetzung der Löhne und Gehälter vor. Doch diesen
unpopulären Maßnahmen versagte der Reichstag seine Zustimmung, obwohl
BRÜNING zunächst gar keine ändere Möglichkäit d". *i.t""haftlichen Gesun-
dung sah. Nach Meinung des Kanzlers jeJenfalls wäre es unverantwor ich
gewesen, der tief verschuldeten staatskasse noch weitere schulden aufzubürden,
um neue Arbeitsplätze zu.schaffen. Der Weg zu einem soliden Wiederaufbau
konnte nach BRÜNINGs überzeugr:ng ,r,r" übu" harte und unangenehme Spar_
maßnahmen führen. Doch dieser Weg war dem Reichstag zu unpopulär r.r.rd d..
Bevölkerung zu mühsam und entbehiungsreich.

Entgegen seiner ursprünglichen Absicht sah sich BRüNING daher gezwungen,
sein Sparprogramm mit Hilfe von Notuerordnungen gemäß Artikel 41 durciru_
führen. ffichtig dabei ist, dass HINDENBURG als ieichspräsident formal die
Notverordnungen aussprach, nicht sein Kanzler. Formal gesehen wurde Art. 4g
also legal eingesetzt, um ein Kabinett zu stützen.) Doch d1r Reichstae stimmte
einem sozialdemokratischen Antrag zu und hob sie wieder auf. Daraullhin mach-
te der Reichspräsident vom Artikel 25 der Weimarer Verfassung Gebrauch und
löste den erst zwei Jahre zuvor gewählten Reichstag auf (Juli fggO). nie i-
September 1930 stattfindenden Neuwahlen brachten-- im Vergleich mit den
Wahlen von 1928 - den radikalen parteien einen sprunghaften Anstieg, wie ihn
niemand für möglich gehalten hatte. wenn sie noÄ ein-mal rabelle Ii aufschra-
gen, können Sie diese Entwicklung nachvollziehen: Die NSDAp wurde zweit_
stärkste Fraktion; sie erhielt r07 und die KpD 77 sitze. so fanden sich jetzt
die übrigen Parteien, die sich ihrerseits nicht über eine Regierungsbilduig auf
Mehrheitsgrlndlagen einigen konnten, mit den Notverordnungen äer Regi-erung
ab. Sie fürchteten, bei einer nochmaligen Neuwahl weitere Stimmen zu verlie_-
ren. Die Zeit der parlamentarisch gestützten Regierungen aber war vorüber.
Andererseits verzichtete der Reichstag auf sein Recht und seine pflicht, die
Y.ßl*a9" der Regierung zu überwächen. Die Weimarer Verfassung zeigte
deutlich Risse.

"Ein verfassungswandel uar unuerkennbar IJnd dies wird. noch deutliche4
wenn uir d,aneben die Ahtiuitdt d.es Reichstaps betrachten:

1930 1931 1932
Vom Reichstag beschlossene
Gesetze
P räs id iale N otve rodnu nge n
Sitzungstage des Reichstags

(Zit. nach: MÖLLE& S. 192)

98

94

34
44

4 1
60
13 "

Es begann die Zeit der Prtisidialhabineü e, die nur noch vom Vertrauen des
Reichspräsidenten getragen waren. Die Berater HINDENBURGs erhielten einen
immer_-größeren Einfluss auf die Politik. Mit Hilfe der Notverordnungen kürzte
BRUNING rigoros Löhne und Beamtengehälter. Die preise wurden ebenfalls
gesenkt.und die Staatsaufträge stark eingeschränkt. Dadurch ging die produk-
tion noch mehr als bisher zurück. Bei dieser Deflationspolitik (Deflation =
Verminderung des Geldumlaufs) stieg die Zahl dlr Arbeitslosen weiter an. 1932
überschritt sie die 6 Millionen-Grenze! Große Tbile der Bevölkerung zweifelten
daran, dass die Regierung die Krise meistern könne.
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In diesem Jahr war auch HINDENBURGs Amtszeit als Reichspräsident abge-

laufen. HITLERs Anhängerschaft war schon so groß geworden, dass er es

wagen konnte, sich um äieses einflussreiche Amt zu bewerben' Um seine Wahl

zu 
-verhindern, 

setzten sich jetzt diejenigen Parteien für HINDENBURGs Wie-

derwahl ein, die 1925 gegen ihn gestimmt hatten, vor allem die SPD und das

Zentrum. Der erste Wahlgang endete ohne Entscheidung lm zweiten Wahlgang

erhielt HINDENBURG mit 19,4 Millionen Stimmen die Mehrheit gegenüber

HITLER (13,4 Millionen). Doch die Gefährdung des demokratischen Kurses
durch die Nationalsozialisten war damit keineswegs ausgeschaltet. Auch ein
Verbot der nationalsozialistischen Kampfverbände SA und SS nützte nichts

Im Sommer 1931 war BRÜNING ein großer außenpolitischer Erfolg gelungen'

Der amerikanische Präsident HOOVER hatte sich für einen einjährigen Auf-

schub der Reparationszahlungen eingesetzt. Dieses HOOVER-Moratorizrn wurde
von allen beteiligten Staaten angenommen und stellte für Deutschland eine
große finanzielle Erleichterung dar. Denn die endgültige Beendigung der Repa-
rationszahlungen war damit in greifbare Nähe gerückt.

In seiner letzten Kanzlerrede beschwor BRÜNING im Mai 1932 die Reichstags-
abgeordneten: "Nur nicht in den letzten fünf Minuten weich werden ... Hundert
Meter uor dem Ziel!" Sie werden frag.en, worauf sich BRUNINGs Mahnung
gr'ündete. Die ersten Erfolge der BRÜNINGschen Politik wurden bereits sicht-
bar. In Lausanne wurde über die endgültige Streichung der Reparationen
verhandelt, die dann auch wenige Wochen nach BRUNINGs Sturz verwirklicht
wurde. Die Rüstungsbeschränkungen sollten gelockert werden: Vorgesehen war

ein 300 O00-Mann-Heer (statt 100 000 Mann). Die Arbeitslosenzahl schien den
Höhepunkt überschritten zu haben. Die Staatsschuldgn hatten sich um 17 7c
verringert. Wir wollen nun untersuchen, warum BRUNING trotzdem scheiterte.

Das innenpolitische Kesseltreiben der Gegner BRÜNINGs zeigte seine Wirkun-
gen. Sie hatten es leicht; denn der Kanzler hatte es wohl versäumt, im Volk
für seine Politik der Entbehrungen um Verständnis zu werben. Da er Kredite
für schnelle Arbeitsbeschaffung auch weiterhin ablehnte, verlor die Bevölkerung
das Vertrauen zur Regieruag und wandte sich verstärkt den extremen Parteien
zu. Offensichtlich hat BRÜNING diese Gefahr nicht rechtzeitig erkannt. Drei
Gruppen waren es vor allem, die auf den Sturz des Kanzlers hinarbeiteten.
Zunächst die Nationalsozialisten, die ihn mit wütendem Hass verfolgten, um
selbst an die Macht zu kommen. Weiterhin von SCHLEICHER, Chef des
Ministeramts im Reichswehrministerium, und der von ihm vorgeschobene von
PAPEN, die glaubten, die Nationalsozialisten an einer Rechtsregierung beteili-
gen zu können, ohne ihnen die Macht auszuliefern.

So erklärte Reichswehrminister GROENER am 2. April 1932 dem Generalmajor
a. D. von GLEICH:

"Die l*galittitserkkirungen der SA-Führer am laufenden Bande ... lassen sich
tq.ktisch recht gut ueruerten. Die SAs untergraben sich dad'urch selbst ihre
Existenzberechtigung ... Man wird ... darangehen müssen, die Nazis regie-
rungsfähig zu machen, da die sicherlich noch mehr anuachsend'e Bewegung
durch Gewalt nicht mehr unterdrückt werden kann. Die Nazis dürfen selbst-
uerständlich nirgends allein an die Hegierung gelassen werden, schon gar

nicht im Reich. Aber in den Ländern wird der Versuch ..- geuagt werden
müssen... Die Reichsregierung steht unerschüttert... freilich sollte er (Brü-

ning) auf auBenpolitischem und wirtschaftIichem Gebiet bald einige Erfolge
erringen ... Wenn es den Menschen in Stadt und I'and wirtschaftIich besser
ginge, würde der Nazispuh schnell zerstoben sein."

(Aus: Fragen an die Geschichte, S. 39)

Reichspräsi-
dentenwahl
1932

HOOVER-
Moratorium

Sturz
BRÜNINGs
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Reichstags-
wahlen 1932

Harzburger
Front

Schließlich beteiligten sich als dritte Gruppe an der Hetze noch persönliche

Freunde und Standesgenossen HINDENBURGs aus dem Kreise seiner ostpreu-
ßischen Gutsnachbarn. Pläne der Regierung, unrentable Güter gegen Entschädi-
gung im Rahmen eines Siedlungsprogramms aufzuteilen, wurden von ihnen als
"Agrarbolschewismus" verdächtigt.

Diese Hetze gegen BRÜNING hatte schließlich bei HINDENBURG, dem damals
85jährigen Reichspräsidenten, Erfolg. HINDENBURG entzog seinem Kanzler das
Vertrauen. 'Derselbe Reichspr(uident, der dem letzten uerfassungsmä"Big regie-
renden und. uom Reichstag tolerierten Reichshanzler entscheidend seine Weder-
wahl uerdankte, schickte ihn nun fort und lieB sich damit zum Zerstörer jener

Weimarer Republik machen, auf deren Verfassung er zweimal den Eid geschwo-
ren hatte", schreibt Gerhard BINDER in seinem Buch "Epoche der Entscheidun-
gen". Am 30. Mai 1932 trat BRÜNING mit seinem Kabinett zurück. Auch die
beiden folgenden Regierungen hatten die Mehrheit des Reichstags gegen sich, sie
waren allein vom Vertrauen HINDENBURGs abhängig, also Präisidialkabinette

BRÜNINGs Nachfolger wurde zunächst von PAPEN. In der Reichstagswahl vom
Juli 1932 konnten die Nationalsozialisten ihre Sitze mehr als verdoppeln. Auch
die Kommunisten errangen weitere Erfolge. KPD und NSDAP, einig in der
Ablehnung der Demokratie, verfügten zusammen über die Mehrheit im Reichs-
tag. Die KPD konnte bei der Wahl vom November 1932 ihre Erfolge noch
vergrößern. Die Nationalsozialisten dagegen mussten bei der Novemberwahl
eine Einbuße von 34 Sitzen hinnehmen (vgl. Tabelle VII). Offenbar hatten
einige von HITLERs Anhängern kein rechtes Vertrauen mehr zu ihm. Im De-
zember 1932 wurde dann PAPEN durch SCHLEICHER als Reichskanzler abge-
löst, der bereits nach zwei Monaten von Hitler abgelöst wurde.

Nach den Wahlen vom November zeigte sich, dass es HITLER inzwischen
gelungen war, die Unterstützung von Gruppen aus der Industrie und Wirtschaft
zu erhalten, um die er sich seit langern bemüht hatte. Die bürgerliche rechts-
konservative Deutschnationale Volkspartei des Verlegers Alfred HUGENBERG,
die bisher von diesen Kreisen favorisiert wurde, arbeitete schon seit 1931 in
der "Harzburger Front", einem Bündnis gegen die Republik, locker mit der
NSDAP zusammen. In einer Petition von führenden Repräsentanten der Wirt-
schaft an HINDENBURG wurde der Reichspräsident am 19.11.1932 aufgefor-
dert, HITLER zum Reichskanzler zu ernennen. In dem Schreiben heißt es:

"Es ist klac daB eine, des öfteren wiederholte, Reichstagsauflösung mit sich
htiufenden, den Parteihampf immer weiter zuspitzenden Neuwahlen nicht nur
einer politischen, sondern auch jeder wirtschaftlichen Beruhigung und Festi-
gung entgegenwirken muB. Es ist qber auch hla4 daB jede Verfassungsände-
rung, die nicht uon breitester Volhsströmung getragen ist, noch schlimmere
wirtschaftIiche, politische und seelische Wrkungen quslösen uird.

Wr erachten es deshalb für unsere Gewissenspflicht, Eure Erzellenz ehrerbie-
tigst zu bitten, d.aB zur Erreichung des uon uns aLlen unterstützten Zieles
Eurer Exzellenz die Umgestaltung des Reichshabinetts in einer Weise erfolgen
möge, die die gröBtmögliche Volkshraft hinter d.as Kabinett bringt.
'Vy'ir 

bekentnn uns frei uon jeder engen parteipolitischen Einstellung. Wr
erkennen in der nationalen Bewegung, die.durch unser VoIk geht, d'en uerhei-

l3ungsuollen Beginn einer Zeit, die durch Uberwindung des Klassengegensat-
zes die unerläBliche Grund.lage für einen Wiederaufstieg der deutschen t'Jlirt-

schaft erst schaffi. Wir wissen, d.aB dieser Aufstieg noch uiele Opfer erfordert.
Wr glauben, dap diese Opfer nur dann willig gebracht werden können, wenn
die gröBte Gruppe dieser nationalen Bewegung führend an der Regierung
beteiligt wird.



Die Ubertragung der uerantwortlichen Leitung eines mit den besten sarhli-
chen und. persönlichen Krriften ausgestatteten Prösidialhobinetts an d.en
Führer der gröBten nationo,Ien Gruppe wird d.ie Schlacken und Fehlen die
j ed,er M assenbew egung notgedrungen anhaft en, ausmerzen und M illionen
Menschen, d.ie heute abseits stehen, zu bejahend.er Kraft mitreiBen."

(zit. nach: Martin BROSZAT, Die Machtergreifung, München 1984, S. 200)

In den folgenden Wochen unternahm einer der Mitunterzeichner der Petition,
der Kölner Bankier Kurt von SCHRÖDER, weitere Versuche, HITLER an die
Macht zu bringen. So arrangierte er ein geheimes teffen zwischen von PAPEN
und HITLER In einer eidesstattlichen Erklärung vor dem Nürnberger Militär-
gerichtshof erklärte er d.ant L947:

"Papen (führte) aus, daB er für das beste halte, eine Regierung zu formen,
bei der die konsentatiuen und nationalen Elemente ..- zusdmmen mit den
Nazis uertreten seien. Er schlug uoti daB diese neue Regierung wornöglich
von Hitler und uon Papen zusammen geft)hrt werden sollte ... Hitler ...
sagte, daB, wenn er zum Kanzler ernannt würde. Anhänger uon Papen als
Minister an seiner (Hitlers) Regierung teilnehmen könnten ... Er shizzierte ...
Änderungen einschlieBtich d,er Entfernung aller Sozialdemokraten, Kommuni-
sten und Juden uon führenden Stellungen in Deutschland ... Von Papen und
Hitler erzielten eine prinzipielle Einigung ... Diese Zusammenkunft ... wurde
uon mir arrangiert, nachdem Papen mich ungeftihr arn 70. Dezember 1932
darum ersucht hatte ... Beuor ich diesen Schritt unternahm, besprath ich
mich mit einer Anzahl uon Herren d.er Wirtschaft ... Die allgemeinen Bestre-
bungen d.er Mtinner der Wrtschaft gingen dahin, einen starken Führer in
Deutschland an die Macht hornmen zu sehen, der eine Regierung bilden
würd.e, d.ie lange an der Matht bleiben würd,e ... Ein gemeinsames Interesse
der Wrischaft bestand in der Angst uor dern Bolschewismus und der Hoff-
nung, do,P die Nationalsozialisten ... eine bestdndige politische und uirt-
schaftliche Grundlage in Deutschland. herstellen würden. Ein weiteres ge-
meinsames Interesse war der Wunsch, Hitlers wirtschaftliches Programm in
die Tat umzusetzen ... Weiterhin erwartete man, daB eine wirtschaftliche
Konjunhtur durch das Vergeben uon gröBeren Stantsauftrtigen werden würde
..- Zu erwähnen (sind) eine uon Hitler projektierte Erhöhung der deutschen
Wehrmacht ... auf 300 000 Mann, das Bauen uon Reichsautobahnen und' die
Kredite, die d,er öffentlichen Hand -.- gegeben werden sollten. ... Aufträge zur
Verbesserung ... d.er Reichsbahn, und Förderung (uon) Automobil- und
Flugzeugbau ...

Es war allgemein bekannt, d.aB einer der wichtigsten Prograrnmpunkte Hit-
lers die Abschnffung des Uertrages uon Versailles darstellte und die llied'er'
herstellung eines sowohl in milittirischer als auch in wirtschaftlicher Hin-
sicht starken Deutschlands. Es war klan daß in einern starken Deutschland
auch d,ie Wrtschnft aufblühen werd.e ... Das wirtschaftliche Programm Hit'
Iers war der Wrtschaft allgemein bekannt und uurd,e uon ihr begrü|t."

(zit. nach: Fragen an die Geschichte, S. 39 f)

Am 30. Januar 1933 empfing HINDENBURG von PAPEN zu einem Gespräch
Am selben Tag wurde Adolf HITLER zum Kanzler eines Kabinetts der "nationa-

len Konzentration" ernannt. Franz von PAPEN bekam das Amt des Vizekanz-
lers. Mehrere Politiker der Deutschnationalen Volkspartei, u. a. Alfred
HUGENBERG, traten als Minister in die Regierung ein. Dadurch sollte
HITLER nach dem Verständnis seiner konservativen Förderer "eingerahmt" wer-
den, um so seinen Einfluss zu schmelern. Legal war dieser Wechsel im Amt
des Reichskanzlers keineswegs, denn die Macht wurde HITLER dtrch "auBer-

uerfassungsrndBige Exponenten", am Reichstag, den Parteien - und bis zu einem
gewissen Maße auch am Reichspräsidenten - vorbei, in die Hände gespielt.

Petition an
den Reichs-
präsidenten

Machtüber-
gabe an
HITLER



XDL Aufgaben zur SelbstüberprtiLfung:

1. Was sollte mit dem Konzept der "Einrahmung" HITLERs erreicht werden?

2. Lesen Sie erneut die Petition an den Reichspräsidenten und die ErklärunE Kurt
von SCHRÖDERs. Welche Hoffnungen waren mit der Machtübergabe an IIITLER
verbunden?

Aufstieg der
NSDAP

Einstellung
zur Demo-
kratie

Propaganda
und Partei-
programm

7,3 \[as wollten die Nationalsozialisten?

Auf HITLER und die NSDAP sind Sie in diesem Studienheft schon in dem
Kapitel über das Krisenjahr 1923 aufmerksam gemacht worden. Infolge des
Putschversuchs in München gewann diese Splittergruppe erstmals überregionale
Bedeutung. Während der Stabilitätsphase der Republik von 1924 bis 1928 blieb
sie eine von vielen nationalistischen und antikommunistischen Gruppen. Aller-
dings war die NSDAP im Reichstag vertreten. Die Wahlergebnisse (Tabelle II,
S. 24) haben Ihnen gezeigt, dass die NSDAP erst mit dem Beginn der Welt-
wirtschaftskrise 1929 zu einer Massenbewegung wurde, die im Juli 1932 stärk-
ste Fraktion im Reichstag war. Der eigentliche Aufstieg der Nationalsozialisten
bei den Reichstagswahlen 1930 zeichnete sich allerdings schon zuvor in mehre-
ren Landtags- und Kommunalwahlen ab, bei denen die NSDAP einen wachsen-
den Stimmenanteil zu verzeichnen hatte. So erzielte die Partei bei den Wahlen
in Thüringen 1927 erst L,6 Vc. 7929 waren es schon 11,3 7o aller abgegebenen
Stimmen.

HITLER und seine Anhänger lehnten das'lüeimarer System", wie sie es nann-
ten, ab. Der Propagandaleiter der NSDAP Josef GOEBBELS sagte dazu 1928:

'Wr gehen in den Reichstag hinein, um uns im Waffenarsenal der Demohra-
tie mit deren eigenen Waffen zu uersorgen... . Wir kommen als Feinde! Wie
d,er WoIf in d.ie Schafherde einbricht, so kommen wir"

(Zit. nach: erinnern und urteilen, S.69)

In einem Interview stellte HITLER im Mai 1931 die Maßnahmen dar. die seine
Partei ergreifen würde, sollte sie an die Macht kommen:

"Mit der Ausschaltung der Schwatzbude, die Sie das Hohe Haus oder den
Reichstag nennen, mit der Umstellung der Presse wird sofor-t eine neue
Situation entstehen. Die Glocke der Wedergeburt wird läuten. In diesem
Augenblick werden wir mit dem Marxismus rücksichtslos abrechnen."

(Zit. nach: Werner CONZE, Der Nationalsozialismus, Stuttgart 197S, S. 45 0

Um ihre Politik durchzusetzen, veranstaltete die NSDAP militärisch geprägte
Aufmärsche und GroBhund,gebungen, attf denen HITLER für seine Politik warb.
Im Programm der Partei von 1920, das fast unverändert bis 1945 gültig blieb,
wurden u. a. als Ziele genannt:

"1. Wr ford.ern den ZusammenschluB aller Deutschen auf Grund des Selbst-
bestimmungsrechtes d,er Völher zu einem GroB-Deutschland.
2. Wr ford.ern die Gleichberechti gung des d.eiutschen Volkes gegenüber den
anderen Nationen, Aufhebung der Friedensuertruige uon Versailles und
St. Germain.
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3- Wr ford.ern Land und Bod'en (Kolonien) zur Ernährung unseres Volhes
und zur Ansiedlung unseres BeuöIkerungsüberschusses.
4. Staatsbürger kann nur sein, uer Volksgenosse ist. Volhsgenosse konn nur
sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksicht auf Konfession. Kein Jude
hann daher Volhsgenosse sein. ...
14. Wir fordern Geuinnbeteiligung an GroBbetieben. ...
16. Wr fordern die Schaffung eines gesunden Mittelstandes und seine Erhal-
tung, sofortige Kommunalisierung der GroB-Warenhduser und ihre Vermie-
tung zu billigen Preisen an kleine Gewerbetreibende. ...
17. Wr fordern eine unseren nationalen Bedürfnissen angepaBte Bodenreform
... Abschaffung des Bodenzinses ..."

(Zit. nach: Grundbuch, Bd. 3, S. 17 0

Ahnlich wie die italienischen Faschisten MUSSOLINIs ging die NSDAP auch
mit Tenor gegen politische Gegner vor. Saalschlachten und Straßenkämpfe
zwischen der nationalsozialistischen SA (Sturmabteilung) .und. derlr Rotftont-
h.cimpfer-Bund der KPD und dem Reichsbanner der SPD waren am Ende der
Weimarer Republik üblich. Die Auseinandersetzungen forderten viele Tbdesopfer

Was trieb nun Menschen dazu, sich aktiv in der NSDAP zu betätigen, einer
Partei, die ihre antidemokratischen Ziele nicht verheimlichte? In einer Hambur-
ger Zeitung erklärten 1933 einige Nationalsozialisten, warum sie in die NSDAP
eingetreten waren. Ein "einfacher Parteigenosse" berichtete:

"Im Jahre 1927 mußte ich mein hleines Geschtift unter dem Druck der
VerhäLtnisse aufgeben. Zweitens ho.be ich durch meine Bekanntschaft mit
Bauern des Gaues Ost-Hannouer auch dort sehen müssen, wohin die uerfehL-
te Steuerpolitik uns führte. Durch d.iese und tihnliche FäIle wor ich schon
zum Mitkämpfer für unsere Idee geword,en. Zum Fanatiher uurde ich erst,
als ich im Nouember 1928 uon der Schwerbesch(tdigtenfürsorge (ich bin
hriegsbeschttdigt) einer Einheitspreis-A.G. zur Beschtiftigung überuiesen
wurde. Von dieser wurde ich selbstuersttindlich, um mir den niedrigsten
Tarif zu zahlen, als Hausd,iener eingestellt: Hier uar ich ja nun am richti-
gen Fleck. Hier honnte ich q.us nitu:hster Nähe studieren, wie berechtigt d.er
Punht unseres Programmes ist, der die Beseitigung der Warenhtiuser usw-
fordert.

Es wurde natürlich bald bekannt, daB ich Nationalsozialist war, und nun
hann man sich uohl denhen, welchen Anfeindungen, Beschimpfungen, Ver-
lewndungen usw. ich a.usgesetzt wan ... Anfang Juni 1932 meldete ich mich
zur Aufnahme (in die NSDAP), erstens, um mehr Rückhalt in meinem Ein-
zelkampf itn Betrieb zu haben, zweitens, um immer neues Propagand.amate-
rial zu erhalten, und d.rittens, da ich es für meine Pflicht hielt, der Bewe-
gung meine Verbundenheit zu beweisen."

Politischer
Tbrror

Wer wurde
National-
sozialist?

IOL Aufgaben zur Selbstüberprtifung

1. Welche Gruppen werden im NSDAP-Programm direkt angesprochen?

2. Welche außenpolitischen Forderungen enthält das Programm?

3. Welche Haltung gegenüber Minderheiten wird im Programm deutlich ausgesprochene



Wähler-
potential

Eine Frau erzählt, warum sie sich ,,moralisch uerpflichtet" fühlte, Nationalsozia_
listin zu werden:

'Vor etlichen Jahren wurde meine Mutter schwer krank, und ein Arzt war
es, der mir die ersten nationalsozialistischen Schriften gab. ... Aber ich hobe
mich dann d.och mit d.er Rassenhunde und der Judenfrage beschäftigt und
bin dann auch angefangen, Zeitungen zu lesen. Den endlaltigen Äuischlag
hat aber erst das Werh unseres Führers gegeben. Nach"dem iih *tein Xaipl'
gelesen hatte, fühlte ich mich moralisch uerpflichtet, pg. (parteigenossin.l ii
werden. Erst dann habe ich den Ruf uerstand.en ,Deutichland iwache'!"

Ein drittes Mitglied:

'Ich hatte das Glück, (beim Militär) einzn uorbild.Iichen Kompagnie-Chef zu
haben und blieb gegen alle martistischen Einflüsse gefeit. Däni kam d",
Krieg. In selbstloser Weise opferten sich Heer und Marine auf. In d.er Heimat
dagegen trieben sogenannte 'nationale' Kreise ihr (Jnwesen und beuteten das
Volk in schamloser Weise aus- Die Folgen blieben ja auch nicht aus. Der
Martismus feierte Tfiumphe. ... Nun hatte ich erst mal von der ganzen
Politik d,ie Nase uoll. Aber mein reuolutiontirer Geist tieß mir keine Ruhe.
Ich beobachtete nun d,as ganze Gebahren der übrigen parteien und, partei-
chen dem Nationalsozialismus gegenüber. ..- Die pressemeute uon links bis
rechts trug d,ann den übrigen TeiI dazu bei. Und da sagte ich miri wo ein
Führer, d.er nur d,as beste für sein Volk will, so bektimpft wird, gilt es keine
Zeit mehr zu uerlieren, und so entschloB ich mich endiich im Oitober 195t,
in die NSDAP einzutreten. Dafür habe ich die Genugtuung, die beiden
letzten zwei Jahre, die an uns die gröBten Anforderingen-stellten, noch
mitgemacht zu haben."

(Alle Zitate nach: Maike BRUHNS, u. a., ..Hier war doch alles nicht so
schlimm." Wie die Nazis in Hamburg den Alltag eroberten,
Hamburg 1984, S. 38 f)

Das rechte Wählerpotential schwenkte am Ende der Weimarer Republik zur
NSDAP über. Mit der massiven Propaganda gegen den Frieden von Versailles
und dem Versprechen, die Wirtschaftskrise schnell zu überwinden, erzielte die
NSDAP ab 1930 ihre Wahlerfolge. Dabei wurde vor allem das in der Inflation
verarmte Kleinbürgertum angesprochen, indem sich die Nationalsozialisten die
Stimmung dieser Gruppe gegen Spekulanten und Banken nutzbar machten. Es
gelang der NSDAP nicht, in großem Maße in den Wählerblock der SpD, KpD
und des Zentrums einzudringen (vgl. Tabelle II, S. 24).

)Oü. Aufgabe zur Selbstüberprü,fung:

Vergleichen Sie die von den drei Nationalsozialisten/innen angeführten Gründe für ihre
Parteimitgliedschaft mit den Auszügen aus dem parteiprogramm der NSDAp von 1920.
Nennen Sie ÜTbereinstimmuneen.
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Die Mitgliederstruktur der NSDAP entsprach vor der Machtübergabe den
Beobachtungen über das Wahlverhalten:

Berufsgruppe Anteil an der Gesellschaft
Bevölkerung = 100

Arbeiter
Angestellte
Selbständige
Beamte
Beamte
Lenrer
Bauern
Sonstige

Mitglieder-
struktur

2 R 1

20,7
8,3
6,6
1 , 7

14,0

45,9 61 ,2
' t2 ,o 2 '13,5
9,0 230,0
5,1 162,7
4,2 157,1
0,9 188,8

'10,6 132,0
'17,4 18,9

100,0 100,0

(Hlnweis: Würde die Mitgliederstruktur der NSDAP der sozialen Gliederung der Gesellschaft
entsprechen, müsste in der rechten Spalte immer der Wert '100 stehen.)

Tabelle VIII: Mitgliederstruktur der NSDAP

)O I. Aufgabe zur Selbstüberprüfu4:

Welche Berufsgruppen sind in der Mitgliedschaft der NSDAP über- und welche
unterrepräsentiert?

SCHLUSS

Sie haben nun ein umfangreiches Studienheft zur Geschichte der ersten deut-
schen Demokratie durchgearbeitet. Wirtschaftliche und politische Strukturen der
Weimarer Republik sind Ihnen vermittelt worden. Aspekte aus der Politik der
Weltmächte USA und Russland in den zwanziger Jahren haben Sie in diesem
Heft ebenfalls kennengelernt.

Ein Schwerpunkt der Darstellung war das Scheitern der Weimarer Republik
und der Aufstieg des Nationalsozialismus. Lesen Sie nun bitte zum Abschluss
dieses Studienheftes einige Thesen zu den Ursachen des Scheiterns der Weima-
rer Republik, die vom Berliner Historiker Richard LÖWENTIIAL verfasst wor-
den sind:

Für unseren Zusammenhang hommt es nun auf das heute kaum noch be-
strittene Faktum an, daß 1918 - 1920 in Deutschland, nicht nur heine kom-
munistische Reuolution sto.ttgefund.en hat, sond,ern auch die d,urch d.en Zu-
sammenbruch d.es Kaiserreichs histoisch ahtuell geword,enen Aufgaben einer
d,emokratischen Reuolution weitgehend, uerfehlt worden sind. Eine wirksame
demokratische Reuolution ht)tte über die Einführung einer demokratisch-
parlamentaischen Verfassung hinaus die entscheidenden Tltiger uordemokra-
tischer staatlicher und gesellschaftlicher Macht - d,ie auf den ostelbischen
GroBgrundbesitz und d,ie Vorzugsstellung im Offizierskorps und Teilen des



höheren Beamtenapparates gestützte Junkerkaste und die Sonderstellung der
Armee als Staat im Staate - entmachten und das Bündnis zwischen ihnen
und der Schuerindustrie zerschlagen müssen. Für diese Forderungen war,
wie Arthur Rosenberg zuerst gezeigt und die neuere Forschung bestötigt hdt,
eine breite Mehrheit in der demokratischen Arbeiterbewegung uorhanden, der
im Zuge d,es Zusammenbruchs zundrhst die Regierungsgewalt zugefaLlen war;
und sie wurden im Frühjahr 1920 noch einmal uon der Führung der glei-
chen Freien Gewerhschaften als Programm einer Konsolidierung der Demo-
h,ratie proklamiert, die soeben den Versuch uon Kapp und Lüttuitz zum
Sturz dieser Demohratie durch ihren Generalstreik uereitelt hatten. Dennoch
hat sich sowohl um die Wende 1918119 wie im Frühjahr 1920 die Führung
der Mehrheitssoziald.emokro.ten unter Ebert mit ihrem Glauben an die Unent-
behrlichheit zuerst der alten Armeeführung und d.ann eines weitgehend aus
d.en im Kern antid.emokratischen Freikorps rekrutierten neuen Berufsheeres
für die Aufrechterhaltung der Ordnung und die Verhinderung uon Reichszer-
fall, Chrns und "Bolschewismus" und, mit ihrer Weigerung durchgesetzt, der
neuen demokratischen Verfassung im uoraus od,er im nachhinein eine solide
Grundlage d.urch Söuberung des Staatsapparates von Gegnern der Demohra-
tie und d,urch reuolutionrire Anderung der gesellschaftlichen MachtuerhäItnis-
se zu geben; und diese Durchsetzung, und. mit ihr das Steckenbleiben d.er
demokratischen Reuolution auf halbem Wege, ist letzten Endes durch jene
Reuolutionsscheu der demohratisch gesinnten Massen ermöglicht worden, die
wir als ein Merkmal entwickelter Ind.ustriegesellschaften erhannt haben.

Auf dieser Grund,lage ist die Weimarer Republih nit einem zweifachen l*giti-
mitätsdefizit zur WeIt gekommen. Auf der einen Seite waren die autoritdren
Gegner der neuen Demokratie weder durch Entfernung aus ihren Machtposi-
tionen in Staatsappdrqt und Gesellschaft unsch(td.lich gematht noch durch
Gewinnung in die neue Ordnung integrieri worden. So blieb nicht nur die
honseruatiue Mehrheit d,es Bürgertums unter der Führung d.er einf'luBreich-
sten Wrtschaftsgruppen im Herzen republihfeindlich und allenfalls zur tiuBe-
ren Anpassung an die neue politische Ordnung bereit, sondern eine mapge-
bende Oberschicht d.er professionellen "Staatsdiener" in Armee, Verwaltung
und Justiz entwickelte eine gespaltene Loyalittit: Sie unterschieden zwischen
dem kontinuierlich fortdauernden 

"Stao.t", dem sie dienten und den sie in
der Tat zu uerkörpern meinten, und der d.emokratischen Republik mit ihrer
parlamentarischen Ord,nung und ihren Parteien, die sie uerachteten und
nach Möglichkeit ignorierten-

Auf der anderen Seite fanden erhebliche Teile der organisierten Arbeiterbewe-
gung es schweq sich in dem durch solche Machtuerhdltnisse charakteisierten
neuen Staat zu Hause zu fühlen. Eine starke und ahtiue Minderheit der
Arbeiterschaft blieb diesem demokratischen Staat feindlich und. bildete die
Basis einer hommunistischen Massenpartei, und auch in der stärhsten demo-
hratischen Partei, d,er Sozialdemokratie, blieb ein erheblicher linher Flügel
höchst reseruiert gegenüber einer derart unuollhommenen Demokratie. (...)

Die Weimarer Republik war so zwar nicht einc "Demokratie ohne Demokra-
ten", aber eine Demokratie ohne solide Mehrheit uon Demokraten.

(Richard LÖWENTHAL: Bonn und Weimar - Zwei deutsche Demokratien,
in: ders.: Gesellschaftswandel und Kulturkrise, Frankfurt 1979, S.261 I)
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0.1

ANIIANG

Zeittalel

INNENPOUTIK AUßENPOLITIK KULTUR INTERNATIONALES

1918 2A. Okl. Verfusungsärld€f�fig lPar
lamentariBch€€ Systsm)
3.-9. Noir. ReroluliorvAusrufung d€r
Reg]Dllk
10. Nov. Rat d€r Voksbeauttlagbn
16.-19. Oez. Kongreo d€r Arb€it€.- u.
Soldetendle in B€din.

Max Plahck e(hält d6n
Nobelpreir ftlr Physik

Bß 1922 8ürya* eg in
Rusgland

'| 1. Nov. Untezsichnung des
Waflensfins|endes

1 9 1 9 11. Fe&. Ehn Reiclßptäsident
11. Aug. LJnlatzeichnung dsr Verlas-
sun9

28. Juni Unt€r2€ichnung des
Verseillet Veftags

Gründung der Zeitschritt
'O€r Deda'

Annah'ns det Völkebun+
setruw

1920 1 3.-1 6. März lGDo-Putsch
März-Aoril Kämole in Milt6ldoutsch-
land uftl im Ruhrgebiet gegen kom-
rnunastischg Umaturzwtsuafio

Dis NSDAP kauft den
v'ökischen Eeobachtel

Dor amerik. S€nal nimml
den Vgrssjller Veüag nicfit
an,

1921 20. März Ab3tammung in Oberachl€-
si€n

21. F€br.- 14. Mär2 London€r
Konfer€nz

Die linke "Aö€ilerlllustder-

te-Zeilung" wird geglünd€l
lenin v€rkünd€t di€ N€P

1922 24. J'rni Mo.d .n Rath€nau 16. April Fape./b-Venrag Thomas /Uenn lßlt in B€rlin
die Rede'übgl die R€oublik'

/Uusso/iri üb€rnimmt dle
R€gi€rung in ltalien

1923 Jan--S€ol. oassiver Wkteß'€nd im
Ruhrgebiot
Okt. Sepaßtijtenbewegung im
Rh€inlend, Einmarsch dsr R6ichs-
wehr in Sechsgn und Thüringon
g€gen Volkslrontr€gierung6n
Nov. Höh€punkt d€r ,r,btirl
8.-9. Hitlor-Puts.fi in Mürrch€n
1 5. Ends d6r InffatiorvEinlührur€ d€r

'I 'l . Januer Fuirb€sgaungdurcfl
die Franzos€n und 8€lgi6r

Am 29.10. erstes UntortEJ-
tungsprogramm im Rund-
lunk

lGnal Abim .rird Päsi-
dent d€r Rspublik Türkei

1924 lGnjwklureuls.hwung/Aßlandskre-
dile

9. Ä9Jnl Dewes-Plan
16. Juli - 16. Aug. Londoner
l(onlorenz (1. S€pl. Dew€s-Phn
in Kraft)

Es eßchsinon:
F. lG,ka, Ein Hungerkünst-
ler
Th. Iter4 D€r Zaub€ö€rg

Nach dem Tod€ Leflns
komd Sten in d€r UdSSF
en di€ Machl

1925 26. April Wahl Hinclenbutgs arm
Reich3o.ä'sidgnten

Juli Boginn der Räumung d6s
Ruhrg€biets
5.- '16. OK. VerfEg von Locarno
(mit Frankroich)

Die Z€itschrift die "Woh-

nung' p.opegi€n Stahlroh.-
n$b€l

1926 24. April Borlin€r Vortrag mit
Rusehnd
7. Juni YorrnlFPran - Fesüegung
d€r Zahlung€n aul 59 J6hre
LSed- Aufnehma in den ValkeF

F i€densnob€lpreis 6n
G. Slr€se|'lenn

Bdlotfi-Formel 6'ls Gfirndla-

99 d93 Commonwoafih

r929 3. Okt. Tod Str63€menn8 YounlFPr., lritt in ltafi
23.-29. Okt. Zuaamm€nbruch
der N6w Yo*or Börsa/tsoginn
der Weltwirts.hatßkris€

Th. Marn sftält den Lit€re-
luriob€lpreis

Am 23.10. 'Schwatzer Frci-
,r9' an der 8ör5€ in N6lv
Yod. 8€ginn der Weltwid-
schattskris6

n. Märu tuetidialküinen &ünitp,
Nolv€rordnungen

30. Juni Räumung des Ruhrge-
bi€tas abg$€$lGs€n

Antik €gstilm 'lm Westen
nichts Neu€s' wird wöotsn

Der Völk€rbund rutt zur
Gdndung €iner "Europii

sctten Födeßlen Union' aul.

akute lvirtscha,?sr(rlselMess€ner-
b€ißlGigk€il
11. Okt. Hezburger Front (Deut-
sdrnationalo und Nslionalsozielisien)

19. März Plan einer cleutsch-
östsrreichischon Zol lunion
sd|€itert am Einspnrcfi der Alli-
|€nen

V€rl i lmung der'Draigro-
schen-Oper' von Bortold
Bßcht

Japar b€s€lzl clie Mand-
3chur6i

1932 'f 0. April \'lrktdoMahl Hind€nb/Jr�gs
30. Msi Rüddrin Brünings/Präsidial-
kabinen wn PaFn
3'1. Juli ReichstagswahvR€gierungs-
bildung ohn€ Slimln€n der Radikaion
unnxiglirtl
2. Oez. l(abinglt d€3 F€ichsw€hmi-
ni3l€r6 von Sch/a,tfiat

Vor der Wahlim Juliw€ndon
sich viele Kilnstlor g6gen die
NSDAP

Konfeßnz von Ottewe.
Commonw€alth wird eine
Wirt9.hafts€inheit.16. Juni - 9. Juli lGnfaßnz in

Lausenne. Festsgtzung dol
R€Deration€n eul3 Mrd. BM 115.
Juni 1934 Zahlungen oingsstellt)

1*t3
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30. Jen. Hindenburg b€rult Hilbrzum
Reichskanzle/. (Koelition NSDAP,
DNVP)

10. Mai von Studenten Foosgvarl wird Präsid€nt
worden Bü'ch6r 1/!t6,€r dar d6r USA
undeutschen Geist' uet-
brannt



9.2 Lösungen der Aufga.ben zur SelbstüberprüLfung

Vergleichen Sie bitte Ihre Lösungen!

Bei freier Formulierung kommt es nicht auf wörtliche übereinstimmung an,
sondern auf inhaltliche. Sind Sie zu anderen Ergebnissen gekommen, sollten
Sie das entsprechende Kapitel dieses Studienheftes wiederholen und die zugehö-
rigen Aufgaben zur Selbstüberprüfung nach einer Pause noch einmal schrifalich
lösen. Gegebenenfalls berichtigen Sie Ihr Ergebnis nach einem erneuten Ver-
gleich. Lassen Sie kein falsches Ergebnis stehen!

I .

Außer der Wiedereinsetzung der im Kriege eingeschränkten bürgerlichen Rechte
(freie Meinungsänderung, Versammlungsfreiheit, etc.) sind vor allem folgende
Forderungen aus dem Programm schon vor dem Weltkrieg erhoben worden:
a) Aufhebung der Gesindeordnung
b) Einführung des Achtstundentages
c) Einliihrung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts.

Wahlrecht auch für Frauen!

II.

1. Schon im Mai 1918 glaubten die Unternehmer nicht mehr an einen Sieg im
Krieg. Seit Oktober 1918 befürchteten sie eine Sozialisierung der Wirtschaft
infolge der drohenden Revolution.

2. Mit sozialen Zugeständnissen an die Arbeitnehmer bzw. die Gewerkschaften
wollten die Unternehmer in der 'Zentralarbeitsgemeinschaft" erreichen, dass
sich die Arbeitnehmer (-vertreter) als Partner fühlten und eine gemeinsame
Wirtschaftspolitik befürworteten.

III.

v.
t -

Die Alternativen der politischen Entwicklung waren eine parlamentarische
Republik oder die Errichtung einer sozialistischen Gesellschaft mit einem
Rätesystem.

Die zu wählende Nationalversammlung stelle den allgemeinen Volkswillen
dar, dem sich schließlich auch die deutsche Bourgeoisie beugen müsse.
E. DÄUMIG von der USPD sah mit der Wahl zu einer Nationalversarnmlung
die Gefahr verbunden, dass die Räte in den Betrieben langsam entmachtet
würden und der Versammlung der Wille zum Sozialismus fehle.

SPD, Zentrum und DDP traten uneingeschränkt für die Weimarer Republik
ein.

KPD und SPD stellten die am weitestgehenden Forderungen. Zentrum, DDP
und DVP waren für Entschädigung bei Verstaatlichungen.
Die DNVP warnte vor Sozialisierungen.
Die NSDAP forderte die Verstaatlichung großer Betriebe (Propaganda!).

Karl LIEBKNECHT und Rosa LIIXEMBURG: b)
Philipp SCHEIDEMANN: a)
Friedrich EBERT: c) (= Regierungschel)

IV

2.
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2. a) Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Zentrum,
Deutsche Demokratische Partei (DDP)

b) Deutschnationale Volkspartei (wollte Monarchie wieder einführen)
c) Deutsche Volkspartei (= rechter Flügel der Nationalliberalen)

3. Erfolg der "\ffeimarer Koalition"; Volk gegen Radikalismus, für Demokratie.

4. In Berlin herrschten Unruhen. In Weimar war ungesörte Arbeit möglich; es
galt als die Stadt GOETHEs und SCHILLERs.

5. Sie mussten außer a) und e) alles ankreuzen. e) würde dagegen auf unser
Grundgesetz zutreffen!

6. (1) d); (2) a); (3) c); (4) b).

VI.

1. Ungarn, Tbchechoslowakei, Jugoslawien, Österreich

2. Osmanisches Reich (Türkei)

3. c) und e) waren anzukreuzen: Großbritannien und Frankreich gehörten von
Anfang an dem Völkerbund an (dagegen Deutschland und So*jetunion erst
später, die USA wegen ihrer isolationistischen Politik gar nicht).

4. Richtig ist vielmehr, dass in der Vollversammlung wie im Rat Einstimmigkeit
für das Fassen von Beschlüssen nötig war (Vetorecht der einzelnen Mitglie-
der, vgl. UN-Sicherheitsratl.

5. Das Datum erinnerte an die Gründung des Deutschen Reichs 1871. Diese
hatte damals ebenfalls in Versailles stattgefunden.

6. a) Wiedergutmachungen (Kriegsentschädigungen) durch Material- und
Geldabgaben an die Siegermächte.

b) Vertragsartikel 231 besagte, Deutschland sei allein schuld am Ersten
Weltkrieg.

VII.

1. Offrziere, Studenten und die sogenannten "nationalen Parteien".

2. Im Tblegramm von 3. Oktober 1918 gestand HINDENBURG die militärische
Niederlage ein und forderte von der Regierung ein Friedensangebot an den
übermächtigen Kriegsgegner. Bei der Vernehmung vor dem Untersuchungs-
ausschuss des Reichstages behauptete nun HINDENBURG, dass der Wider-
standswillen der tuppen von der Heimat aus heimlich "zersetzt' worden sei.

3. Die von den kaiserlichen Militärs zu verantwortende Niederlage konnte so
den zivilen Politikern untergeschoben werden, die auch den Versailler Ver-
trag unterschreiben mussten.

vIII.

1. Mit dem Putsch sollten vor allem die sozialen VeränderunEen durch die
Novemberrevolution rückgängig gemacht werden.

2. Der KAPP-Putsch scheiterte schließlich am Generalstreik der Arbeiter und
Beamten.

rx.
1. Relativ stabile Abgeordnetenzahlen hatten seit 1919 nur das Zentrum und

die SPD.
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x.
1 .

Die Weimarer Koalition bestand aus SPD, Zentrum und DDP.

1928 hatten sie zusammen 24? Abgeordnete,
1930 231 Abgeordnete,
1932 (Juli) 212 Abgeordnete,
1932 (Nov) 193 Abgeordnete,
1933 198 Abgeordnete.

Ihr prozentualer Anteil im Reichstag sank von 50,3 Vo (1928) artf
30.6 70 (1933).

Das Ruhrgebiet wurde 1923 von französischen tuppen besetzt, weil
Deutschland seine Reparationsleistungen gegenüber Frankreich nicht voll-
ständig erfüllt hatte.

Nach 1918 wurde von der Reichsregierung der Umlauf an Papiergeld stark
ausgeweitet, um so die inländischen Kriegskosten zu finanzieren. Sachwerte
standen der Geldmenge nicht gegenüber. Die Kosten des Ruhrkampfes mach-
ten aus der seit 1914 schleichenden Inflation 1923 eine galoppierende Geld-

2.

entwertung.

3. günstig für ungünstig für
Schuldner
(das "Reich",

Hauseigentümer,
Unternehmer)

Sparer
Einstellung zum Staat
Soziale Verhältnisse

xr.
1. Siegermächte erzwangen Reparationszahlung durch Drohung mit Blockade

und Ruhrbesetzung.

2. L922 D RATHENAU 1923 b) STRESEMANN 1925 a) HINDENBURG; nach
EBERTs Tbd d) STRESEMANN 1926 c) und e) STRESEMANN

3. Als zutreffend waren b) und c) anzukreuzen. Dagegen beziehen sich
a) auf den Vertrag von Rapallo, d) auf den YOUNG-Plan, e) auf den
KELLOGG-Pakt.

4. ERZBERGER und RATHENAU

5. Vertragspartner Deutschland, Frankreich und Belgien; Garantie durch Eng-
land und ltalien; freiwilliger Verzicht Deutschlands auf Elsaß-Lothringen;
Veränderung der deutschen Ostgrenze nur mit friedlichen Mitteln.

6. Deutschfeindlich; Gegner der Verständigungspolitik seines Außenministers
BRIAND.

7. Die Vereinigten Staaten gaben an deutsche Banken lang- und kurzfristige
Kredite: von diesen wurde das Geld an die Wirtschaft und den Staat weiter-
geleitet. Über das Steueraufkommen des Reiches mussten die Reparationen
an die Alliierten bezahlt werden. Diese Länder beglichen damit wiederum
ihre Kriegsschulden bei den USA.

xII.
Genau wie die drei Nobelpreisträger (EINSTEIN lPhysik], MANN [Literatur]
und QUIDDE [Frieden] musste der Schriftsteller Leonhard FRANK nach der
Machtübergabe an die Nationalsozialisten 1933 aus Deutschland (in die
Schweiz, nach Frankreich oder in die USA) emigrieren. Quelle: DTV-Lexikon
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XIII.

HINDENBURG, der erst im zweiten Wahlgang kandidierte, wurde von den
rechtsstehenden Parteien (DN'r'P, DVP, BVP und NSDAP) unterstützt, die im
ersten Wahlgang jeweils eigene Kandidaten aufgestellt hatten.

xrv
l. Faschistischer Marsch auf Rom. MUSSOLINI übernimmt die Regierung und

baut sie zu einer Diktatur aus.

2. Die "Schwarzhemden" wurden als bewaffnete Gruppen (Stoßtrupps) gegen
politische Gegner eingesetzt.

3. Wichtige Leitideen MUSSOLINIs waren Autorität, Disziplin und Hingabe an
den Staat. Er war gegen die Demokratie und für die autoritäre Herrschaft
eines einzelnen.

xv.
a) Gemeinschaft gleichberechtigter, freier Nationen, in Tbeue zur englischen

Krone. Dominions als Glieder des Commonwealth. (Früher bestand ein
strafferer Zusammenhalt im Empire.)

b) Vereinbarung der Commonwealthländer über gegenseitige Vorzugszölle.

Alle vier Angaben treffen zu und waren daher anzukreuzen.

Staatliches Reformprogramm der USA. ROOSEVELIT wollte die Arbeits-
losigkeit beseitigen sowie die wirtschaftliche und soziale Sicherheit wieder-
herstellen.

Bau von Stauseen; Bewässerung; Elektrizitätsgewinnung; Industrieansiedlung;
durch Aufforstungen Verhinderung der Bodenerosion.

2.

2.

xvl.
Ubertragung eines revolutionären Bewusstseins auf die Masse; Durchführung
(Organisation) der Revolution; dauernde Weiterführung der Revolution (per-

manente Revolution).

Ankreuzen mussten Sie a), c), d), nicht aber b) und e). Bedenken Sie dabei,
inwiefern die NEP eine begtenzte Wiederaufnahme privatkapitalistischer
Grundsätze bedeutet hat.

Großbauern, von Stalin beseitigt

4. LENIN: a), d) STALIN: b), c), e), f), g)

5. Die größten Veränderungen in der Sozialstruktur vollziehen sich in einem
Zeitraum von nur 10 Jahren, zwischen 1928 und 1938. Private Einzelbauern
und Handwerker genauso wie die Gruppe der Kulaken verschwinden fast
völlig. Die Zahl der Arbeiter und der Staatsangestellten versiebenfacht sich.
Ein Verstädterungsprozess setzt ein, in 25 Jahren verdoppelt sich die städti
sche Bevölkerung. Aus diesen Aagaben kann man folgern, dass mit den
beiden ersten 5Jahres-Plänen die industrielle Revolution in der Sowjetunion
nachgeholt wird.

xvII.
In beiden Staaten stieg nach 1929 die Arbeitslosigkeit. Die Industrieproduktion
sank von 1929 bis 1932 fast um die Hälfte. Das Volkseinkommen fiel in den
USA etwas stärker als in Deutschland. Das Arbeitseinkommen sank in beiden
Staaten um ca. 4O Vo. In Frankreich und Eneland veränderte sich die Produk-



2.

e

tion in der Weltwirtschaftskrise nicht so stark wie in den erstgenannten Staa-
ten. Aufgrund der engen finanzwirtschaftlichen Verflechtungen zwischen den
USA und Deutschland (Kredite, die dem Reich seit 1924 verstärkt gewährt
worden waren), war Deutschland genau so stark von der Krise betroffen wie
die Vereinigten Staaten.

XVIII.

1 . Die Arbeitslosen fühlten sich überflüssig. Aufgrund vieler Misserfolge bei der
Arbeitssuche bekamen viele Arbeitslose einen "Hass" auf die Gesellschaft.
Armut wurde als Makel empfunden.

1930 wurde 26 Wochen lang "Erwerbslosenfürsorge" gezahlt, deren Höhe sich
nach dem letzten Einkommen richtete (max- 22,O5 RM in der Woche). Da-
nach erhielten sie niedrigere "Krisenfürsorge" für maximal ein Jahr. Nach
insges. 78 Wochen verlor der Arbeitslose sämtliche Ansprüche auf Unterstüt-
zung.

a) Steuersystem

b) zu hohe Löhne und Gehälter
c) Arbeitslosigkeit nach Rationalisierungen

Lohnsenkungen um ca. lO Va

1919 stieg die Zahl der Arbeitslosen steil auf knapp 3 Millionen an, weil die
demobilisierten Soldaten Beschäftigung suchten. Die Eingliederung gelang
schnell, denn zwischen Mitte 1920 und Mitte 1923 pendelte sich die Zahl
der Arbeitslosen bei ca. I Million ein. Die Ursache für das erneute Anschnel-
len im Jahre 1923 waren der Ruhrkampf und die Hyperinflation. Nach 1924
waren die Arbeitslosenzahlen trotz guter Wirtschaftslage nicht stabil niedrig,
sondern schwankten zwischen knapp I Million und 3 Millionen. Ab Ende
1929 stieg die Zahl der Arbeitslosen aufgrund der Weltwirtschaftskrise konti-
nuierlich bis auf ca. 6 Millionen im Winter 1932/33 an.

xIX.
Die rechtskonservativen Parteien, die HITLERs Reichskanzlerschaft erst
ermöglicht hatten, meinten, mit ihrer Regierungsbeteiligung den Einfluss der
Nationalsozialisten auf die Inhalte der Politik begrenzen zu können.

In beiden Quellen wird deutlich die Hoffnung ausgesprochen, dass eine
Regierung HITLER die Wirtschaft ltirdern würde (Staatsaufträge). Diese
Aufträge sollten vor allem auf dem Rüstungssektor erfolgen (300 000-Mann-
Heer, Flugzeugbau, etc.). Der Versailler Vertrag sollte bzw. musste deshalb
"abgeschafft" werden.

)o(
Direkt werden in Punkt 16 der Mittelstand, insbesondere die kleinen
Gewerbetreibenden, und in Punkt 17 die Bauern angesprochen.

Der Versailler Vertrag sollte aufgehoben und ein "Groß-Deutschland"

errichtet werden.

Deutscher Staatsbürger sollte nur sein, wer "deutschen Blutes ist". Unter
Punkt 4 wird klar gesagt, dass Juden keine DeutscherWolksgenossen sein
könnten. Das Programm zeigt somit deutlich: Minderheiten sollten von den
Nationalsozialisten diskriminiert werden, indem ihnen staatsbürgerliche
Rechte vorenthalten werden sollten.

2.
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xxr.
Folgende Übereinstinmungen fallen auf:
a) Die Kommunalisierung der \ltrarenhäuser,
b) der Antieemitismue, d. h. die gegen die Juden gerichteten Auesagen,
c) die allgemeinen Puukte zur Lagp Deutschlands (Versailler Vertrag, etc.).

IüII.

Überrepräeentiert: Angestellte, Selbgtändige, Beamte, Bauern
Unterrepräsentiert: Arbeit€r
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9.3.2 Enpfehlenswerte Literatur

Bei den mit Sternchen gekennzeichneten Büchern handelt es sich um Empfehlungen.
Sie sollten sich das eine oder andere davon beschaffen, um Ihr Wissen über das in
diesem Studienheft behandelte Thema zu vertiefen.
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